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 Einleitung 

Die politische Steuerung der öffentlichen Bildung ist ein komplexer Prozess. Zum einen sind Entschei-
dungen und Strategien auf verschiedenen Ebenen des Systems angesiedelt, die durch verschiedene 
Akteure und Akteurinnen und deren Ansprüche geprägt werden. Zum anderen sind diese Systeme in 
unterschiedlichen kulturellen und historisch gewachsenen Kontexten verankert.  

Die Stiftung Zukunft.li stellt in ihrem Projektauftrag fest, dass sich Liechtenstein durch ein liberales 
Wirtschaftsumfeld auszeichnet, das dynamisch auf Veränderungen reagiert. Demgegenüber nimmt sie 
das Bildungssystem als relativ träge wahr. Die staatlichen Schulen werden zentral gesteuert, Wettbe-
werb oder sogar Markt spielen kaum eine Rolle. Es gab in der Vergangenheit in Liechtenstein immer 
wieder Debatten zum Thema Schulautonomie, beispielsweise im Rahmen der geplanten «Umsetzung 
der Schul- und Profilentwicklung auf der Sekundarstufe I (SPES I)» oder im Kontext des Lehrer*innen-
dienstgesetzes, doch zeigen diese Debatten gemäss der Stiftung Zukunft.li auch auf, dass Bildungsre-
formen schwierig umzusetzen sind. An dieser Einschätzung knüpft die Stiftung Zukunft.li ihren Auftrag 
an, die vorliegende Studie zu den Themen Governance, Schulautonomie und der freien Schulwahl zu 
erarbeiten. 

1.1 Auftrag der Studie 

Im Projektauftrag der Stiftung Zukunft.li werden grundlegende Fragen zur möglichen zukünftigen stra-
tegischen Ausrichtung, Planung und Schwerpunktsetzung in der Bildungspolitik Liechtensteins im Hin-
blick auf eine stärkere Schulautonomie und die Möglichkeit der freien Schulwahl gestellt. Dabei wird 
erwartet, dass diese Fragen wissenschaftlich fundiert und differenziert beantwortet und daraus kon-
krete Massnahmen abgeleitet werden. Die Auftraggeberin will anschliessend auf der Basis dieser Stu-
die ihre eigene Position abstimmen und dokumentieren.  

Gemäss Projektauftrag sind die übergeordneten Ziele der Studie (siehe auch Tabelle 2 für die detail-
lierten Ziele der Studie),  

• den internationalen Forschungsstand zu erheben und zusammenzufassen,  
• spezifische Autonomiemodelle und -konzepte zu beleuchten und deren Chancen und Risiken 

abzuwägen  
• sowie die Möglichkeiten der Übertragbarkeit auf die liechtensteinischen Begebenheiten und 

Rahmenbedingungen aufzuzeigen.  

Auf dieser Grundlage sollen in der Studie Empfehlungen für die Weiterentwicklung des liechtensteini-
schen Bildungswesens im Bereich der Schulautonomie und der Möglichkeit der freien Schulwahl her-
ausgearbeitet werden. 

Die zu bearbeitenden Fragen sprechen zentrale Themen der «Educational Governance» an. Da Nati-
onalstaaten und ihre Bildungssysteme sich historisch unterschiedlich entwickelt haben und deshalb ein 
vergleichender Blick innovative Entwicklungsmöglichkeiten eher erkennen lässt, lassen sich gemäss 
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Erfahrungen aus der Governance-Forschung1 die gestellten Fragen nur mit einem «Blick über den Tel-
lerrand» beantworten. Die Studie nutzt deshalb konkrete Fallbeispiele von Ländern mit unterschiedli-
chen Bildungssystemen und deren Vergleich, um zu dokumentieren und analysieren, wie mit Fragen 
der obligatorischen Bildung, der Schulwahl, des Wettbewerbs zwischen Schulen, der Schulautonomie 
und verwandten Fragen hinsichtlich des Einflusses von staatlichen und nichtstaatlichen Akteur*innen 
sowie der Festlegung von Schulqualität und deren Umsetzung und Überprüfung umgegangen wird.  

1.2 Umsetzung 

Aus Perspektive der Erziehungs- und Bildungswissenschaften ist die Gestaltung der Bildungssysteme 
abhängig vom Fokus und den Entscheidungen der Bildungspolitik (Olssen et al., 2014). Zum Beispiel 
spielt die jeweilige politische Einstellung hinsichtlich der Zentralisierung und Dezentralisierung der öf-
fentlichen Schule eine wichtige Rolle. Obwohl sich Bildungssysteme vielerorts aufgrund von Tenden-
zen der Globalisierung und der Orientierung an allgemeinen Standards angleichen, dürfen beim inter-
nationalen Vergleich deren nationale Kontexte und lokalen Infrastrukturen nicht ausgeblendet werden. 
Diese Erkenntnis wird im vorliegenden Bericht genutzt, indem in ausgewählten Ländern und Regionen 
Entscheidungen zur Ausgestaltung der Bildungssysteme untersucht und miteinander verglichen wer-
den, um so Hinweise für die Weiterentwicklung des liechtensteinischen Bildungssystems hinsichtlich 
der Schulautonomie und freien Schulwahl zu finden und zu nutzen.  

Methodisch basiert die Studie auf der systematischen Analyse offizieller Dokumente, wissenschaftli-
cher und theoretischer Literatur sowie im Fall von Liechtenstein und – in geringerem Umfang auch bei 
den zwei Fallstudien aus dem deutschsprachigen Raum –auf einer Reihe von leitfadengestützten In-
terviews mit Praktiker*innen und Expert*innen im Bildungsbereich. Diese Gespräche zu den in der 
vorliegenden Studie bearbeiteten Themenbereichen werden inhaltsanalytisch ausgewertet und an-
schliessend anhand von Erkenntnissen der vergleichenden Erziehungswissenschaft und einem daraus 
abgeleiteten Referenzrahmen analysiert. Dieses zweistufige Vorgehen erlaubt es, systematisch Ant-
worten auf die Fragen der Studie zu erarbeiten. Die ausgewählten Fallbeispiele sollen das Spektrum 
von stark marktwirtschaftlich ausgerichteten bis zu weitgehend durch staatliche Akteur*innen be-
stimmte Formen von Bildungssystemen abdecken.  

Die systematische Auswertung unterschiedlicher Quellen der empirischen und theoretischen wissen-
schaftlichen Literatur erlaubt weiter, die zentralen Begriffe der vorliegenden Studie wie Bildungssystem, 
Bildungsmarkt, Bildungsfreiheit, freie Schulwahl, freier Schulmarkt, Schulautonomie und Schulqualität 
zu dokumentieren und voneinander abzugrenzen. Ausgangspunkt für die Studie ist der Fall Liechten-
stein. Ergänzt wird dieser durch den Vergleich mit folgenden, in Absprache mit der Auftraggeberin 
ausgewählten Fällen nationaler und regionaler Bildungssysteme:  

 

 
1  Die Educational-Goveranance-Forschung untersucht «das Zustandekommen, die Aufrechterhaltung und die Transformation 

sozialer Ordnung und Leistungen im Bildungswesen unter der Perspektive der Handlungskoordination zwischen verschie-
denen Akteuren in komplexen Mehrebenensystemen» (Altrichter und Maag Merki (2016, S. 8). 
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• zwei europäische Länder, die die freie Schulwahl seit längerer Zeit umgesetzt haben (Nieder-
lande und Schweden), wobei die Unterschiede in der Art der Umsetzung und in den Ausprä-
gungen der verschiedenen Merkmale der Bildungssysteme aufschlussreiche Erkenntnisse für 
eine zukünftige Praxis erwarten lassen.  

• zwei regionale Systeme aus dem deutschsprachigen Raum (Hamburg und Salzburg), deren 
Bildungssysteme sich hinsichtlich der Schulautonomie und freien Schulwahl unterscheiden. 

Liechtenstein soll vor dem Hintergrund der vier Fälle betrachtet werden, um Gemeinsamkeiten und 
Unterschiede identifizieren, dokumentieren und beurteilen zu können. Da die Wirkung der dokumen-
tierten Ausprägungen von Steuerungsformen nur in ihrem Kontext zu verstehen ist, also nicht losge-
löste Allgemeingültigkeit hat, soll der Vergleich auch deren jeweilige Kultur und Tradition berücksichti-
gen (van Ackeren et al., 2016, S. 37–38).  

In der Studie dient die Darstellung verschiedener Modelle der freien Schulwahl (Projektziel 3), der 
staatlichen und nichtstaatlichen Engagements und der Rolle von Markt und Wettbewerb (Projektziel 1), 
der Konzepte der Qualitätssicherung (Projektziel 4) sowie der Finanzierungsformen und deren Auswir-
kungen (Projektziel 5) dazu, die Erkenntnisse anhand von konkreten Beispielen mit der Situation in 
Liechtenstein (Projektziel 2) vergleichen zu können. Daraus lassen sich Handlungsempfehlungen (Pro-
jektziel 6) ableiten. Der dafür erarbeitete Referenzrahmen wird genutzt, um die Ausprägung von rele-
vanten Merkmalen der jeweiligen Bildungssysteme zu identifizieren, die jeweilige «Konfiguration» die-
ser Merkmale in ihrem Zusammenspiel zu erfassen und, wenn möglich, mit Indikatoren von Bildungs-
qualität in Verbindung zu bringen.  

1.3 Methodisches Vorgehen 

Um die unterschiedlichen Länder und regionale Systeme zu portraitieren, werden qualitative Methoden 
gewählt. Für die beiden ausgewählten europäischen Länder werden Literatur- und Dokumentenanaly-
sen durchgeführt. Bei den regionalen Systemen und insbesondere in Liechtenstein werden zusätzlich 
Interviews geführt.   

Für das Portrait von Liechtenstein werden verschiedene Personen einzeln und in Gruppen direkt be-
fragt. Das Ziel dieser qualitativen Befragung ist es, relevante Akteur*innen und Gruppen für die Inter-
views und Gruppendiskussionen auszuwählen, die als Vertreter*innen bestimmter Praxisfelder und sie 
betreffende Erfahrungen und Haltungen gelten können. Es wird also nicht eine repräsentative Darstel-
lung der zentralen Themen angestrebt, sondern die vertiefte Diskussion von Haltungen aus den jeweilig 
vertretenen Perspektiven. Es werden in Liechtenstein folgende Personengruppen/Akteur*innen befragt 
(Tabelle 1). 
  



 

PHBern: Bericht, 29.01.23 

 

 

9  

Tabelle 1: Befragte Personen 

Akteur*Innen / Gruppen Anzahl Personen 

Wissenschaft  2 

Bildungsverwaltung 3 

Bildungsbehörden 1 

Schulische Leitungspersonen  2 

Lehrpersonen (Gruppendiskussion) 3 / 6 (2 Gruppendiskussionen) 

Eltern (Gruppendiskussion) 4 (1 Gruppendiskussion) 

Vertretung Verbände 1 

 

Für die beiden Portraits von Hamburg und Salzburg werden je drei Akteur*innen interviewt. Es sind 
dies jeweils eine Person aus der Bildungsverwaltung oder Hochschule sowie zwei Schulleitende aus 
Schulen mit unterschiedlichen Schulstufen. 

Die gewonnen Daten werden anschliessend systematisch aufbereitet und ausgewertet. Die online oder 
vor Ort durchgeführten Interviews und Gruppendiskussionen werden anhand eines Laufprotokolls mit 
Fokus auf die zentralen Aussagen und Themen transkribiert. Anschliessend werden die Transkripte im 
Programm MaxQDA inhaltsanalytisch systematisch, regel- und theoriegeleitet ausgewertet (Kuckartz, 
2016; Mayring, 2016). Die Inhaltsanalyse ermöglicht insbesondere die Verdichtung von Material und 
Aussagen zu bestimmten Themen. Im Forschungsteam wird ein Kategoriensystem theoriebasiert (de-
duktive Codierung) entwickelt, welches die Steuerungsmechanismen und Dimensionen des Referenz-
rahmens beinhaltet. Alle vorhandenen Transkripte werden anhand dieses Kategoriensystems thema-
tisch ausgewertet, das heisst es werden einzelne Textstellen den verschiedenen Codes zugeordnet. 
Während des Codiervorganges können weitere Themen als thematische Codes aufgenommen werden 
(induktive Codierung).  

Es wurden insgesamt 450 Codierungen vorgenommen. Die verschiedenen Codes werden dann für die 
Auswertung den thematischen Kapiteln der Portraits zugeordnet. Insgesamt wird angestrebt, dass die 
qualitative Auswertung und die Struktur der Fallportraits den Themen des für diesen Bericht erarbeite-
ten Referenzrahmens entsprechen. Dadurch soll eine hohe Kongruenz zwischen den verschiedenen 
Kapiteln hergestellt werden. 

1.4 Aufbau des Berichts 

Der Bericht ist folgendermassen aufgebaut: Kapitel 2 beleuchtet grundrechtliche Fragen der Bildung, 
zukünftige Herausforderungen sowie die aktuelle Situation in Liechtenstein als Ausganspunkt dieser 
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Studie. In Kapitel 3 werden wichtige Konzepte beschrieben und definiert. Kapitel 4 fasst den aktuellen 
Stand der Forschung zu den Themenbereichen Qualität, Selektion, Wettbewerb, Finanzierungsformen, 
Schulautonomie und Outputsteuerung zusammen. In Kapitel 5 wird der Referenzrahmen für den Ver-
gleich der Fälle entwickelt. In den Kapiteln 6 bis 10 werden zuerst die Fallstudie «Liechtenstein», dann 
die weiteren vier Fallstudien dargestellt. Kapitel 11 dient dem Vergleich und der Einordnung der Fall-
studien und der Darstellung der wichtigsten Erkenntnisse. Daran schliessen die Diskussion (Kapitel 12) 
und die Ableitung von Entwicklungshinweisen sowie Empfehlungen (Kapitel 13) an. Auf die von der 
Stiftung Zukunft.li im Projektauftrag formulierten Ziele wird im Bericht an unterschiedlichen Stellen Be-
zug genommen. Die Tabelle 2 zeigt auf, wo die jeweiligen Themen schwerpunktmässig behandelt wer-
den.  

Tabelle 2: Projektziele und Verortung 

Projektziele gemäss Projektauftrag Verortung  

Projektziel 1  

Aufzeigen, warum es im Bildungsbereich ein staatliches Engagement braucht und in welcher 

Form sich der Staat engagieren kann. Dabei gilt zu unterscheiden zwischen staatlicher Fi-

nanzierung der Ausbildung, staatlicher Organisation der Ausbildung und staatlicher Erbrin-

gung von Bildungsdienstleistungen. 

Kapitel 2 / 3 / 3.1 

 

 

 

Projektziel 2 

Die gesetzlichen Grundlagen des liechtensteinischen Bildungssystems in Bezug auf freie 

Schulwahl, Schulautonomie, Finanzierung, Qualitätssicherung und Governance bewerten 

und die Rolle der Akteure (Regierung, Schulamt, Gemeindegremien, Schulleitungen, Lehr-

personen, Eltern, Schüler, usw.) analysieren und mit einer relevanten Auswahl anderer Staa-

ten vergleichen.  

Kapitel 6 / 11 

 

Projektziel 3 

Unterschiedliche (auch theoretische) Modelle der freien Schulwahl und Grade der Schulau-

tonomie beleuchten (z. B. anhand des Modelles von Schmid und Pirolt, 2005: Bürokratiemo-

dell, Modell der Region, Modell der Einzelschule, wettbewerbsorientiertes Modell). Die Ana-

lyse soll aufzeigen, welche Modelle es gibt, wo sie angewendet werden und wie diese von 

der Bildungsforschung bewertet werden.   

Kapitel 3.2 / 3.3 / 4.3 / 4.5 

Projektziel 4 

Konzepte zur Sicherstellung von Qualitätsstandards bzw. Modelle der Qualitätsüberprüfung 

und -sicherung im Bildungsbereich aufzeigen und bewerten. Die Analyse soll aufzeigen, wel-

che Modelle es gibt, wo sie angewendet werden, welche Rolle sie im Zusammenhang mit 

Schulautonomie und freier Schulwahl spielen.  

Kapitel 3.5 / 4.6 / 4.7 
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Projektziele gemäss Projektauftrag Verortung  

Projektziel 5 

Finanzierungsformen und deren Wirkung beschreiben. Die Analyse soll aufzeigen, welche 

Modelle es gibt, wo sie angewendet werden und wie diese von der Bildungsforschung be-

wertet werden. 

Kapitel 3.4 / 4.4 

Projektziel 6 

Handlungsempfehlungen für Liechtenstein ableiten.  

Kapitel 13 
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 Ausgangslage 

Bildung spielt eine entscheidende Rolle für individuellen und gesellschaftlichen Wohlstand. Das Bil-
dungswesen hat deshalb eine hohe Bedeutung für die Gesellschaft und Wirtschaft eines Staates (z.B. 
Woessmann, 2014). Im Folgenden werden grundrechtliche Fragen zur Bildung dargestellt, Herausfor-
derungen der Schule der Zukunft skizziert sowie die Situation in Liechtenstein beleuchtet. Diese Aus-
führungen stellen die Ausgangslage der vorliegenden Studie dar und weisen darauf hin, wo Entwick-
lungsbedarf im liechtensteinischen Bildungssystem bestehen könnte.  

2.1 Bildung als Grundrecht 

Laut Artikel 26 der allgemeinen Erklärung der Menschenrechte hat jeder Mensch Recht auf Bildung, 
die in der Elementar- und Grundschule kostenlos sein soll. Bildung soll die Entfaltung der menschlichen 
Persönlichkeit ermöglichen, zur Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten beitragen, Ver-
ständnis, Duldsamkeit und Freundschaft zwischen ethnischen und religiösen Gruppen fördern und die 
Bemühungen der Vereinten Nationen zur Aufrechterhaltung des Friedens begünstigen. In erster Linie 
haben die Erziehungsberechtigten die Art der Bildung ihrer Kinder zu bestimmen (humanrights.ch, 
2023). 

Die Bildung ist also ein eigenständiges kulturelles Menschenrecht, das international (UNO, EU) und in 
der Regel auch national (Verfassung) verankert ist. Es geht dabei sowohl um den Zugang zu unent-
geltlicher Grundschulausbildung als auch um die Pflicht zu deren Besuch. Weiter soll ein freier und für 
alle gleicher Zugang zu weiterführenden Schulen möglich sein. Die Erziehungsberechtigten sollen frei 
entscheiden dürfen, in welche Schulen ihre Kinder gehen sollen, solange diese den staatlichen Mini-
malstandards entsprechen (Human Rights Council 16/1, 2011). 

Der Staat hat insbesondere eine Achtungs-, Schutz- und Gewährleistungspflicht, d.h. der Staat muss 
die Grundschulpflicht gegenüber den Erziehungsberechtigten durchsetzen, nicht-staatliche Dritte dür-
fen das Recht auf unentgeltliche Grundschulbildung für alle nicht verletzen und es sollen keine grup-
penspezifische Einschränkung des Zugangs zu Schule geduldet werden. Falls diese Prinzipien durch 
Dritte verletzt werden, muss der Staat eingreifen, eine kostenlose Grundschule ermöglichen und die 
obligatorische Schulpflicht einfordern. Der Staat muss demnach rechtliche, institutionelle und materi-
elle Voraussetzungen für das Recht auf Bildung, Inklusion und wirksame Beschwerdemöglichkeiten 
aller beteiligen Parteien leisten. 

In den Artikeln 28 und 29 der Kinderrechtskonvention werden diese Grundsätze aus der Perspektive 
des Kindes bekräftigt und ausdifferenziert, indem die Chancengleichheit, die Menschenwürde und die 
Unterstützung des Kindes durch die Bildung in seiner Entwicklung zu Eigen- und Selbstständigkeit 
betont werden (Landesverwaltung Fürstentum Liechtenstein, 2022). Auch das UN-Nachhaltigkeitsziel 
4 (SDG 4) verlangt, dass eine inklusive, gleichberechtigte und hochwertige Bildung gewährleistet und 
das lebenslange Lernen aller gefördert wird (UNRIC - Regionales Informationszentrum der Vereinten 
Nationen, 2022). 
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Zusammenfassend lässt sich ableiten, dass nationale und internationale Gesetze vor allem das Grund-
recht auf eine kostenlose und für alle uneingeschränkt zugängliche Grundausbildung betonen. Weil 
das Bildungssystem aber auch zur Reproduktion von sozialer und ökonomischer Ungleichheit beiträgt 
(Becker & Lauterbach, 2008), reichen emanzipatorische, auf Chancengleichheit ausgerichtete Grund-
rechte nicht aus, sondern die konkrete Ausgestaltung der Inhalte und Ziele der Bildung in der Praxis 
muss sich an diesen Vorgaben ausrichten und an ihnen messen lassen. 

2.2 Bildung in einer sich verändernden Welt – Herausforderungen für die 
Schule der Zukunft 

Bildungssysteme müssen in den nächsten Jahren und Jahrzehnten mit verschiedenen Veränderungen 
umgehen. Entwicklungs- und Wandelprozesse in der Gesellschaft haben einen Einfluss darauf, was 
Kinder zukünftig in den Schulen lernen sollen und wie sie lernen werden. Der deutsche Aktionsrat 
Bildung beispielsweise identifizierte in der Publikation «Bildung 2030» (2017) zwölf grosse Entwick-
lungs- und Wandelprozesse in der deutschen Gesellschaft: Globalisierung, Wertewandel, Bedeutungs-
wandel des Religiösen, Wandel des Nachhaltigkeitsbewusstseins, Digitalisierung, Migration und In-
tegration, Alterung und demografische Entwicklung, Urbanisierung und ländliche Entwicklung, Dyna-
miken sozialer Ungleichheit und Teilhabe, beruflicher Strukturwandel, neues Gesundheitsbewusstsein 
und -verhalten sowie Wandel der familialen Lebensform und damit verbundene Fragen an die Bildungs-
politik. Es wird deutlich, dass die Ausgestaltung von Angeboten wie die frühe Bildung oder Ganztags-
schulen, die individuelle Förderung sowie eine verbesserte Durchlässigkeit und Chancengerechtigkeit 
wesentliche Entwicklungsbereiche im Schulsystem sind und sein werden.  

Laut dem «Trendguide: Schulen der Zukunft» (Dettling, 2020) werden Schulen in den nächsten Jahren 
besonders von den Megatrends Konnektivität, Urbanisierung, Globalisierung und New Work herausge-
fordert (siehe auch www.zukunftsinstitut.de). Jugendliche sollen zur medialen Selbstkompetenz erzo-
gen werden, die individuelle Kompetenzentwicklung wird wichtiger und kann durch digitales Lernen 
unterstützt werden. Der Umgang mit Heterogenität wird als eine der grössten Herausforderungen be-
schrieben. Die zukünftige Arbeitswelt wird diverser, digitaler und inklusiver sein. Der Autor kommt zum 
Schluss, dass Schulen agil sein und sich ständig entwickeln müssen, wenn sie mit den zukünftigen 
Herausforderungen erfolgreich umgehen wollen. Eine wichtige Rolle dabei spielt die Schulleitung und 
die Schulautonomie.  

Auch die liechtensteinische Bildungsstrategie 2025 benennt Megatrends (angelehnt an die Berichte 
«Trends shaping education» der OECD, vgl. OECD, 2022), die Auswirkungen auf das Bildungssystem 
haben. Diese lassen sich den fünf Gruppen «globale Schwerpunktverlagerung», «öffentliche Angele-
genheiten: Demokratie und staatsbürgerliches Engagement», «Sicherheit in einer unsicheren Welt», 
«länger und besser leben» sowie «moderne Lebensformen» zuordnen (siehe Regierung Fürstentum 
Liechtenstein, 2021, S. 21–23). Diese Megatrends machen deutlich, welche Kompetenzen Schüler*in-
nen zukünftig haben müssen, nämlich sogenannte «Kompetenzen des 21. Jahrhunderts». Im Kern 
stehen kritisches Denken und Problemlösen, Kommunikation, Kollaboration und Kreativität (Regierung 
Fürstentum Liechtenstein, 2021, S. 24).  
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2.3 Situation in Liechtenstein 

Liechtenstein verfügt aktuell über ein gut funktionierendes Bildungssystem. Gemäss dem Bildungsbe-
richt (Budimir, 2021) erbringen die Schüler*innen am Ende der obligatorischen Schulzeit im internatio-
nalen Vergleich überdurchschnittliche Leistungen, die besonders im Fach Mathematik sehr hoch aus-
fallen. Es bestehen in Bezug auf die Leistungen keine Geschlechtsunterschiede, jedoch Unterschiede 
zwischen Schüler*innen mit und ohne Migrationshintergrund. Die Kompetenzrückstände der Schü-
ler*innen mit Migrationshintergrund wirken sich negativ auf die Schulabschlüsse aus, so zeigt sich bei 
den Ausländer*innen im Vergleich zu den Inländer*innen eine höhere Quote von frühzeitigen Schulab-
gänger*innen (Budimir, 2021, S. 92). Die Studie zu den Schulleistungserhebungen in Liechtenstein 
2000-2014 (Ministerium für Äusseres, Bildung und Kultur, 2016) zeigt zudem, dass Chancengerechtig-
keitsprobleme bezüglich der Familiensprache sowie der sozioökonomischen Herkunft nicht nur in Be-
zug auf das Ausschöpfen der individuellen Leistungspotenziale bestehen, sondern auch hinsichtlich 
der Zuteilung der Schüler*innen zu den weiterführenden Schulen nach der obligatorischen Schulzeit. 
Denn: fremdsprachige Schüler*innen werden (gemessen an ihren tatsächlichen Leistungen) seltener 
dem Untergymnasium zugeteilt als deutschsprachige Schüler*innen. Bei der Zuteilungspraxis von 
Schüler*innen zu den weiterführenden Schulen wurde in der Studie ein weiteres Problem deutlich, dass 
nämlich relativ grosse Leistungsüberschneidungen zwischen den Schularten der Sekundarstufe I be-
stehen und 20 Prozent der Realschüler*innen bessere Leistungen in Mathematik erbringen als der 
Median der Untergymnasiums-Schüler*innen. Dies ist problematisch, weil auch gezeigt werden konnte, 
dass Fehlzuteilungen einen negativen Einfluss auf die Leistungsentwicklung der Schüler*innen haben 
(Ministerium für Äusseres, Bildung und Kultur, 2016, S. 43–44).  

Diese Befunde und die sich für Schulen abzeichnenden zukünftigen Herausforderungen weisen auf 
einen Entwicklungsbedarf des liechtensteinischen Schulsystems hin. Gleichzeitig lässt sich auf bil-
dungspolitischer Ebene eine gewisse Stagnation feststellen. Ende März 2009 etwa wurde in der Refe-
rendumsabstimmung das revidierte Schulgesetz zur Schul- und Profilentwicklung (SPES; Regierung 
Fürstentum Liechtenstein, 2008) abgelehnt, das sich an «zahlreichen Schulreformen weltweit, insbe-
sondere auch Erfahrungen mit teilautonomen Profilschulen und flexibleren Schulmodellen in der 
Schweiz» (Regierung Fürstentum Liechtenstein, 2009, S. 2) orientiert hatte. Mit dieser Reform sollten 
vier übergeordnete Ziele erreicht werden: Bestmögliche Förderung für alle, mehr Chancengleichheit, 
Stärkung des sozialen Zusammenhalts und besserer Einsatz der Ressourcen. Eine Analyse zu den 
Ursachen des Abstimmungsergebnisses (vorgenommen durch Isopublic, siehe Regierung Fürstentum 
Liechtenstein, 2011) zeigt, dass zwar von den Befragten Probleme wahrgenommen werden (z.B. be-
züglich des Images der Oberschule oder der Chancengerechtigkeit), das Paket jedoch insgesamt als 
komplex oder zu radikal beurteilt wurde. Insbesondere die Ablehnung der Abschaffung des Untergym-
nasiums und die Angst vor einer Nivellierung nach unten werden als Gründe für die Ablehnung der 
Vorlage gesehen. Es scheint, als ob mit der Ablehnung der SPES-Reform bildungspolitische Verände-
rungen ein wenig ins Stocken geraten sind. So ist aktuell die Abänderung des Lehrer*innendienstge-
setzes hängig und es ist unklar, wann dieses umgesetzt werden wird (Regierung Fürstentum Liechten-
stein, 2020a; Schädler, 2021).  
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Es lässt sich schliessen, dass, obwohl das Bildungssystem zurzeit gut funktioniert, Entwicklungsbedarf 
im liechtensteinischen Bildungssystem vorhanden ist. Felder, in denen Entwicklungen eingeleitet wer-
den sollten, um auf die identifizierten Probleme und auf zukünftige Herausforderungen zu reagieren, 
lassen sich in den Bereichen der Chancengerechtigkeit, des dreigliedrigen Systems der Sekundarstufe 
I sowie in der Schulautonomie verbunden mit einer Stärkung der Schulleitungen verorten. Alle diese 
Bereiche werden in der Bildungsstrategie 2025 (Regierung Fürstentum Liechtenstein, 2021) angespro-
chen und Impulse dafür wurden in der Vergangenheit bereits gesetzt. Angestrebt wird eine qualitativ 
hochwertige Bildung, mehr Autonomie, vielfältige Bildungswege, Bildung für alle, Zukunftsbefähigung, 
Vernetzung und Mobilität, frühe Förderung, sowie die Stärkung und Unterstützung des Bildungsperso-
nals.  

  



 

PHBern: Bericht, 29.01.23 

 

 

16  

 Governance von Bildung: Theorien, Modelle und Begriffe 

In diesem Kapitel werden theoretische Grundlagen im Bereich der Schulautonomie und freien Schul-
wahl beschrieben. Gemäss Auftrag der Stiftung Zukunft Liechtenstein sollen liberale Traditionen be-
leuchtet und deren Auswirkungen für die Ausgestaltung des Bildungssystems diskutiert werden. Die 
folgenden Abschnitte sind der Rolle des Staats in der Bildung, der Schulautonomie, der freien Schul-
wahl, der Finanzierung und der Qualität von Schulen gewidmet. Dabei wird Governance als Konzept 
genutzt, das die Handlungskoordination von Akteur*innen auf unterschiedlichen Ebenen des Bildungs-
systems fokussiert, um Aspekte der Strukturen und Prozesse – insbesondere der Steuerung und Ent-
wicklung – des Systems Schule zu erkennen und zu systematisieren.  

3.1 Die Rolle des Staats in der Steuerung von Bildung 

Bildung dient in unserer Gesellschaft der Erreichung mehrerer Ziele, unter denen die Sicherstellung 
des gesellschaftlichen Fortbestandes besonders bedeutend ist. Bildung ermöglicht die Aufrechterhal-
tung geteilter Wertesysteme und fördert daher den sozialen Zusammenhalt. Ausserdem befähigt Bil-
dung Menschen als Bürger*innen zur Teilnahme an der Gesellschaft (Woessmann, 2014). Deshalb hat 
Bildung sowohl befähigende als auch disziplinierende Aufgaben: Sie befähigt das lernende Subjekt zur 
individuellen Entfaltung und Entwicklung und übt Zwang auf das lernende Subjekt aus, sich an geltende 
gesellschaftliche Normen anzupassen. Bildung trägt aber auch dazu bei, die Struktur der gesellschaft-
lichen sozialen Gliederung und damit auch Ungleichheit hinsichtlich des Zugangs zu Bildung und wei-
teren gesellschaftlichen Ressourcen zu reproduzieren. Das heisst, dass sich Selektions- und Segrega-
tionsprozesse, die in der Gesellschaft vorhanden sind, auch im Bildungssystem widerspiegeln (z.B. 
Becker & Lauterbach, 2008). 

Aus wirtschaftlicher Perspektive kann Bildung als Investition in das Wissen und die Fähigkeiten von 
Personen angesehen werden, was sich positiv auf die wirtschaftliche Produktivität auswirkt (Woess-
mann, 2014). Sowohl Individuen wie auch die Gesellschaft investieren in Bildung und schaffen soge-
nanntes «Humankapital». Humankapital besteht aus verschiedenen kognitiven Fertigkeiten (sprachli-
che Kompetenzen, Problemlösefähigkeit etc.), Anwendungsfähigkeiten (z.B. von Technologien) und 
wissenschaftlichen Kenntnissen (Nutzung des vorhandenen Wissens, um neues Wissen zu erzeugen). 
Diese kognitiven und nicht-kognitiven Ressourcen zeichnen wirtschaftlich erfolgreiche Gesellschaften 
aus, sie sind für unsere Wohlstandsgesellschaft, die Arbeitsproduktivität und das wirtschaftliche 
Wachstum elementar (Kellermann & Schlag, 2006). Damit dieses Kapital aufgebaut werden kann, muss 
die Gesellschaft Ressourcen aufwenden und erwartet deshalb auch einen konkreten Nutzen – wobei 
man von den sogenannten Bildungsrenditen spricht.  

Laut Kellermann und Schlag (2006) muss aus ökonomischer Sicht der Eingriff des Staates im Bildungs-
bereich folgendermassen reflektiert werden: Wenn Bildung als öffentliches Gut verstanden wird, dann 
besteht keine marktbezogene Rivalität um das Gut, weil es allen zugänglich ist und niemand davon 
ausgeschlossen werden kann. Die Autoren betonen aber auch, dass die Zugänglichkeit zur Bildung 
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grundsätzlich gefährdet ist, da dieser in der Vergangenheit immer wieder systematisch Personen und 
Gruppen vorenthalten wurde. Der Eingriff des Staates zur Wahrung des öffentlichen Guts der Bildung 
wird dadurch legitimiert, dass die Gesellschaft nur so einen hohen Nutzen von einer gut gebildeten 
Bevölkerung erwarten kann. Wären nur private Anbieter für die Bereitstellung von Bildung verantwort-
lich, könnte diese aufgrund hoher Kosten weniger nachgefragt werden, da in der individuellen Kosten-
Nutzen-Kalkulation zu wenig Ressourcen für den Erwerb von Bildung zur Verfügung stünden. Wenn 
dabei potentielle Marktteilnehmer*innen systematisch ausgeschlossen würden, kommt dieser Zustand 
einem Marktversagen gleich.  

3.1.1 Zur Entwicklung der Beziehung von Staat und Bildung 

Die Frage nach der genauen Rolle des Staates bei der Organisation von Bildung hat eine lange Tradi-
tion (Reichenbach, 2017, S. 63) und hängt auch von gesellschaftlichen Vorstellungen über den Zweck 
des Staates ab. Mit der Trennung von Kirche und Staat wurde die Verantwortung für die Bildung in 
vielen Ländern grundsätzlich dem Staat übertragen. Dies kann als zentrale Bedingung für die Ermög-
lichung anderer grundlegender Staatsaufgaben betrachtet werden, wie beispielsweise der Schutz der 
Freiheit oder der Förderung von Wohlfahrt und Chancengleichheit (Reichenbach, 2017, S. 61). Diese 
Vorstellung der Rolle und Aufgaben des Staates geht in der Schweiz unter anderem zurück auf den 
Ursprung des «modernen» Nationalstaates im Zuge der Überwindung des Ancien Régime Ende des 
18. und Anfang des 19. Jahrhunderts. 

In Deutschland wiederum lässt sich beispielsweise an zwei in der Verfassung verankerten Aufgaben 
erkennen, wie der Staat die ihm zugeschriebenen Aufgaben im Bildungsbereich erfüllt: Auf der einen 
Seite stellt der Staat sicher, dass die Erziehungsberechtigten ihren Pflichten bei der Pflege und Erzie-
hung ihrer Kinder nachkommen. Auf der anderen Seite übernimmt der Staat aber auch seinerseits 
Verantwortung für die Erziehung und Bildung von nachwachsenden Generationen, indem er Ressour-
cen zum Aufbau und zur Aufrechterhaltung des nationalen Bildungssystems und der «öffentlichen 
Schulen» bereitstellt. Zwei staatliche Institutionen sind im deutschen Bildungssystem hierfür zentral: 
die staatliche Schulaufsicht und die allgemeine Schulpflicht (Wildfeuer, 2000, S. 297). 

3.1.2 Staatliche Steuerung 

Im Zentrum der Debatte um die Rolle des Staates stehen das Ausmass und die Form der staatlichen 
Steuerung. Herrmann (2009, S. 57) stellt mit einem Blick zurück auf 200 Jahre deutsche Bildungsge-
schichte unter anderem fest, dass sich in diesem Zeitraum, abhängig von der jeweiligen Entwicklungs-
phase des Bildungssystems, eine Vielzahl von Forderungen und Argumenten sowohl für mehr als auch 
für weniger staatliche Steuerungskompetenzen dokumentieren lassen.  

In der Tabelle 3 werden drei von Olssen, O’Neill und Codd beschriebene liberale Konzepte der Bezie-
hung von Staat und Bildung und deren jeweilige Rollen vorgestellt (Olssen et al., 2014). Gemeinsam 
ist ihnen, dass der Staat in allen drei Konzepten eine zentrale Rolle einnimmt, die jedoch hinsichtlich 
der Handlungsfähigkeit und dem Ausmass der Steuerungsmöglichkeiten von Bildung in unterschiedli-
cher Weise eingeschränkt wird. 
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Tabelle 3: Liberale Konzepte der Beziehung von Staat und Bildung (nach Olssen et al., 2014) 

 klassisch liberal wohlfahrts-liberal neoliberal 

Rolle des Staates Negative Rolle des Staates 

(Einfluss limitiert z. B. auf Ver-

teidigung, Durchsetzung von 

Rechten), sozialer Kontrakt, 

laissez-faire Steuerung. 

Trennung zwischen Staat und 

Markt, staatlich organisierte 

Wohlfahrtsprogramme. 

Positive Rolle des Staates (kann 

z.B. Wirtschaft und Zivilgesell-

schaft unterstützend beeinflussen, 

aber eher indirekt), Marktorientie-

rung, freie Wahl soll maximiert 

werden, im Zentrum steht die 

Selbstverantwortung der Subjekte. 

Bildung als öffent-

liches oder priva-

tes Gut 

Bildung ist ein privates Gut, wird 

nicht durch den Staat zur Verfü-

gung gestellt, die Eltern sind 

verantwortlich, dass ihre Kinder 

Bildung erhalten. 

Bildung ist ein öffentliches Gut, 

soll die Kinder hinsichtlich der in-

dividuellen Talente leiten.  

Bildung wird (teilweise) von der öf-

fentlichen Hand finanziert, aber 

dann von privaten Akteuren er-

bracht. Die Konsumenten (Eltern) 

bestimmen die Differenzierung des 

Angebots durch ihre Nachfrage. 

Zugang zu Bil-

dung 

Markt. Kostenfreie und verpflichtende 

staatliche Bildung. 

Quasi-Markt. 

Ziele der Bildung Bildung soll die Verwirklichung 

des individuellen Potenzials er-

möglichen. Ziel der Bildung ist 

der/die rationale Bürger*in und 

das Kind wird als rationale und 

kritische, unabhängige Person 

betrachtet, der Staat beruht auf 

unabhängigen und selbständi-

gen, mündigen Bürger*innen. 

Ziel der Bildung ist es, ethische 

und moralische Handlungsfähig-

keit zu ermöglichen. Ssie bildet 

den/die demokratische Bürger*in, 

Bildung soll zu Integration von 

Minderheiten beitragen. Gewäh-

rung der Chancengleichheit, Be-

mühung um Nachteilsausgleiche.  

Bildung dient im Speziellen denje-

nigen Individuen, die dafür bezah-

len, wird auf dem Markt “gehan-

delt”. Der Staat stellt die Grundver-

sorgung sicher, greift aber nicht in 

den Bildungsmarkt kontrollierend 

ein. Somit müssen die Angebote 

wettbewerbsfähig sein.  

 

Tabelle 3 zeigt, dass sich die Wahrnehmung der Bildung, deren Ziele und Gestaltung von Entschei-
dungsprozessen je nach liberalem Konzept deutlich unterscheiden. Olssen et al. (2014) dokumentie-
ren, inwiefern verschiedene Staaten diesen liberalen Konzepten und den mit ihnen verbundenen Steu-
erungsmodellen zugeordnet werden können und zeigen auf, welche Vor- und Nachteile diese mit sich 
bringen. Im vorliegenden Bericht steht die neoliberale Konzeption im Vordergrund, die von sich in An-
spruch nimmt, die Handlungsmöglichkeiten der Eltern zu erhöhen und eine freie Schulwahl zu ermög-
lichen. Dieser Ansatz ist Fokus des folgenden Kapitels.  
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3.1.3 Neuere Steuerungsmodelle 

Seit den 1980er Jahren lässt sich in verschiedenen Ländern das Aufkommen eines «neuen», neolibe-
ralen Steuerungsmodells beobachten, das sich von dem «alten» staatlich-bürokratischen Steuerungs-
modell distanziert (Herrmann, 2009). Es besteht die Ansicht, dass letzteres nicht von Marktmechanis-
men beeinflusst wird und die staatliche Überregulierung zu Inflexibilität und Ineffizienz führen kann. 
Stattdessen setzen neue, vom neoliberalen Steuerungsmodell inspirierte Ansätze in den meisten staat-
lichen Verwaltungsbereichen auf Dezentralisierung, Marktmechanismen, Leistungsvorgaben und Leis-
tungskontrollen (Heise, 2010, S. 49–50) und orientieren sich in erster Linie an Steuerungskonzepten, 
Monitoring-, Controlling- und Evaluationsverfahren aus der Wirtschaft. Kennzeichnend für das neue 
Steuerungsmodell im Pflichtschulbereich ist die Erweiterung der Selbstständigkeit und Verantwortung 
der Einzelschule. Diese Massnahmen bauen auf der Annahme auf, dass die Einzelschule ihre Aufga-
ben besser erfüllen kann, wenn sie die Steuerungs-Verfahren kontextspezifisch selbstständig entwi-
ckeln kann. Der mit dieser Dezentralisierung einhergehende zunehmende Wettbewerb soll zu einer 
allgemeinen Verbesserung der Schulqualität führen. Diese Umstellung bedingt jedoch eine dezentrali-
sierte Steuerung und neue Formen der Qualitätssicherung, welche der Autonomie der Einzelschule 
Rechnung tragen. Die bisherigen staatlichen Steuerungs- und Kontrollmechanismen werden dabei als 
hinderlich angesehen und sollen deshalb überwunden werden (Herrmann, 2009). Die neoliberale Re-
formpolitik wurde aus den Zentren der Politik und Verwaltung angestossen und ist als Förderung der 
Autonomie «von oben» zu verstehen. Die Veränderungen kamen also nicht durch eine breite Bewe-
gung aus den Schulen zustande. Denn obwohl Akteur*innen auf der Ebene Einzelschule immer wieder 
verschiedene Aspekte des Systems kritisiert hatten, gab es bei der Durchsetzung des neoliberalen 
Steuerungsmodells kaum Einfluss einer «Bewegung von unten» (Altrichter et al., 2016, S. 110). 

Eine einflussreiche Systematik unterschiedlicher Modelle der Governance von Pflichtschule wurde von 
Glatter (2003) im Rahmen einer OECD-Studie zu neuen Modellen der Verwaltung von Schulen anfangs 
der 2000er Jahre eingebracht. Auf diese Systematik haben sich später auch Schmid (2005) und seine 
Kolleg*innen bezogen (z.B. K. Schmid et al., 2007). Während die in Tabelle 3 vorgestellte Systematik 
von Olssen et al. (2014) Aussagen auf einer übergeordneten («strategischen») Ebene über die Bezie-
hung von Staat und Bildung macht und zeigt, wie unterschiedliche Staatsmodelle sich in der Festlegung 
der wesentlichen Rahmenbedingung von Bildung unterscheiden, schlägt Glatter (2003) vier auf der 
«operativen» Ebene des Staats angesiedelte idealtypischen Steuerungsmodelle des Pflichtschulbe-
reichs vor, die nach neun Merkmalen zu vergleichen sind. Es sind dies: Policies, main perspectives, 
images of the individual school, foci within the system, nature of school’s autonomy, forms of account-
ability, purposes of performance measurement, school leadership roles, functions of intermediate au-
thority. Er betont, dass diese Idealtypen nicht als umfassend zu verstehen sind und reale Systeme in 
der Regel eine Mischung dieser Idealtypen aufweisen (Tabelle 4). 
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Tabelle 4: Glatter’s Governance Models (OECD, 2003, S. 67) 

 

 

Im «Competitive Market»-Modell (CM) werden Schulen als kleine Unternehmen in einem kompetitiven 
Markt verstanden, die sich durch Profilierung gegenseitig konkurrenzieren. Das Bildungssystem ist da-
rauf ausgerichtet, diesen Markt aufrechtzuerhalten. Schulen zeichnen sich durch eine weitreichende 
Autonomie aus und sind in erster Linie gegenüber ihren Schüler*innen resp. deren Eltern oder Erzie-
hungsberichtigten aufgrund eines Kontrakts rechenschaftspflichtig. Schulleiter*innen sind vor allem Un-
ternehmer*innen und die Rolle intermediärer Instanzen (z.B. Gemeinde) ist minimal.  

Für die folgenden zwei Modelle werden Entscheidungskompetenzen des Staates auf die Schule res-
pektive lokale Behörde übertragen. Das «School Empowerment»-Modell (SE) basiert auf politischen 
oder betriebswirtschaftlichen Begründungen. Die Einzelschule wird mit den nötigen Regelungen und 
Ressourcen ausgestattet, um direkt die dualen politischen oder betrieblichen Vorgaben erfüllen zu kön-
nen. Darauf richtet sich auch ihre responsive Rechenschaftspflicht. Die Autonomie der Einzelschulen 
ist hier Resultat einer Dezentralisierung. Der Fokus liegt auf der Einzelschule als Handlungseinheit, die 
als partizipative Gemeinschaft von Schulträger*in und Schule verstanden wird. Leistungsmessungen 
dienen der «evidenzbasierten» Schulentwicklung und die Schulleitung hat neben der Führung auch 
umfangreiche Koordinationsaufgaben. Die intermediären Instanzen haben eine unterstützende (Res-
sourcen z.B. im Bereich der Infrastruktur) oder beratende Funktion (z.B. Schulforen). Das «Local Em-
powerment»-Modell (LE) basiert ebenfalls auf politischen oder betriebswirtschaftlichen Begründungen, 
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jedoch liegt der Fokus nicht auf der Einzelschule, sondern auf der lokalen beziehungswiese regionalen 
Gemeinschaft (z.B. Gemeinde, Schulregion), die für ein umfassendes und aufeinander abgestimmtes 
Angebot von lokalen Schulen verantwortlich ist. Die Autonomie der einzelnen Schule ist hier konsultativ 
und die Rechenschaftspflicht ist in erster Linie den Instanzen der lokalen Gemeinschaft (Schulträgerin) 
geschuldet. Leistungsmessungen dienen dem Vergleich zwischen den Teilen des lokalen Systems. 
Schulleitungen müssen vor allem als Networker*innen ihre Schule im Gesamtverbund auf «Kurs» hal-
ten. Intermediäre Instanzen entsprechen der Schulträgerin und haben eine strategische und koordina-
tive Funktion. Schliesslich ist im «Quality Control»-Modell (QC) der Staat als starker Akteur für Vorgabe 
von Leistungszielen, das Monitoring und Controlling verantwortlich. Letzteres ist Aufgabe der Schul-
aufsicht. Als hierarchisch vorgesetzte Stelle führt die Schulverwaltung Schulen direkt durch klare Ziel-
vorgaben und kontrolliert diese mit bürokratischen Organen. Die Einzelschule ist in ihrer Autonomie 
eingeschränkt und ist eher eine «Aussenstelle» des Gesamtsystems. Dementsprechend hat die Schul-
leitung als Agentin der übergeordneten Instanz vor allem zu überwachen, dass die Vorgaben eingehal-
ten werden. Leistungsmessungen dienen dem Monitoring und der Entwicklung des Systems.   

Schmid, Hafner und Pirolt (2007) haben diese Systematik für ihren internationalen Vergleich genutzt. 
Sie stellen fest, dass viele der von ihnen untersuchten Länder (darunter Deutschland, Österreich oder 
Finnland) Merkmale des «Quality Control»-Typs aufweisen. Das heisst, dass diese Staaten traditionell 
eine starke und zentralisierte Bildungsverwaltung aufweisen. Die Autoren weisen darauf hin, dass die 
Entwicklung zu mehr Schulautonomie und damit verbunden der Rückgang der zentralen staatlichen 
Steuerung sehr aufwändig und langwierig ist, da tief verwurzelte «Überzeugungssysteme» verändert 
werden müssen. Olssen et al. (2014) betonen diesbezüglich, dass die Entwicklung zu mehr Schulau-
tonomie nicht überall eindeutig wahrzunehmen ist, da die meisten Nationalstaaten in den letzten Jahr-
zehnten unterschiedliche Ausprägungen von Steuerungsmodellen genutzt haben und die sie betreffen-
den Entscheidungen von den jeweiligen (bildungs-)politischen Zielen abhängen. Zudem ist ein parado-
xes Phänomen der «Re-Zentralisierung» zu beobachten, welches zu einer zunehmenden zentralen 
Kontrolle führt und als Reaktion des Staats auf den mit der Dezentralisierung einhergehenden Kontroll-
verlust angesehen werden kann. Für Olssen et al. (2014) ist klar, dass in allen drei liberalen Steue-
rungsmodellen (Tabelle 3) die übergeordnete Verantwortung des Staats für das Bildungssystem nicht 
in Frage gestellt wird, er jedoch unterschiedliche Rollen gegenüber der Bildung einnimmt (siehe auch 
Berkemeyer, 2010, S. 91). 

Eine der grossen Herausforderungen beim Ausbau der staatlichen Output-Steuerung und neoliberalen 
Rolle des Staates ist laut Olssen et al. (2014, S. 185) die Gefahr der Deprofessionalisierung der Bil-
dung. Die Autoren argumentieren, dass der Druck, der durch die freie Schulwahl entsteht, die Autono-
mie und Gestaltungsfreiheit der Lehrpersonen einschränken und die Attraktivität des Berufs mindern 
kann, da externe Vorgaben und hierarchische Kontrollmechanismen zunehmend das Handeln der Lehr-
personen steuern. Da Lehrpersonen sich grundsätzlich aber gewohnt sind, im Rahmen der professio-
nellen Autonomie über ihren Unterricht selber zu entscheiden, können laut Olssen et al. (2014) zuneh-
mende Vorgaben und deren Kontrolle deutliche Widerstände auslösen.  
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An den beschriebenen Governance-Modellen wird deutlich, dass verschiedene Akteur*innen (z.B. 
Staat, Trägerschaft, Schulleitung) mit unterschiedlichen Formen von Steuerung (z.B. Input- vs. Output-
orientiert) an der Gesamtsteuerung beteiligt sind. Verschiedene Autor*innen haben sogenannte «Steu-
erungsmechanismen» identifiziert, die je nach nationalem und teilweise auch regionalem Kontext der 
Schule unterschiedlich ausgeprägt sein können (Berkemeyer, 2010, S. 91, siehe auch Altrichter, 2019; 
Feldhoff et al., 2012). Zusammen bilden sie eine «Gesamtkonfiguration», die auch als ein Regler (Ab-
bildung 1) mit unterschiedlichen Einstellungen dargestellt werden kann.  

 

  schwach <--------------------------> stark 

Staatliche Inputsteuerung 
Vorgaben in den Bereichen Finanzen, Personal, 

Organisation, Unterricht 

   

Staatliche Outputsteuerung 
Zielvorgaben (z.B. Bildungsstandards) und Über-

prüfung (z.B. Externe Evaluation, Leistungstests) 

   

Steuerung durch Trägerschaft 
Steuerung durch Gemeindebehörden, Schulrat 

oder andere Trägerschaft 

   

Autonomie auf Ebene Einzel-

schule 

Einfluss und Entscheidungsmöglichkeiten der 

Schulleitung in den Bereichen Finanzen, Perso-

nal, Organisation und Unterricht; Mitbestimmung 

der Lehrpersonen, Eltern und Schüler*innen 

   

Wettbewerb 
Ausprägung von Wettbewerb, Konkurrenzdruck, 

Marktmechanismen 

   

Abbildung 1:  «Governance-Regler» 

Für die vorliegende Studie wird von fünf Steuerungsmechanismen ausgegangen (Abbildung 1). Dabei 
werden unter der Kategorie “Autonomie auf Ebene Einzelschule” die Ausprägung der Einfluss- und 
Entscheidungsmöglichkeiten der Schulleitung und des Lehrpersonals, sowie auch der Eltern und Schü-
ler*innen zusammengefasst. Diese fünf Steuerungsdimensionen sollen im Folgenden leitend sein für 
die Aufarbeitung des Forschungsstandes sowie für die empirische Analyse. 

3.2 Schulautonomie 

In diesem Kapitel wird der Begriff der Schulautonomie näher bestimmt und theoretisch verortet. Wichtig 
festzuhalten ist, dass es kein allgemein geteiltes Verständnis davon gibt und sich die Begriffsdefinitio-
nen unterscheiden und auf unterschiedliche Ausprägungsformen beziehen. Das heisst, die Begriffe 
und Konzept müssen in ihrem Kontext untersucht werden. Deshalb werden nun Merkmale der Schul-
autonomie und unterschiedliche Modelle vorgestellt.  
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3.2.1 Merkmale von Schulautonomie 

Verschiedene Studien haben sich in den letzten Jahrzehnten mit dem Thema der (zunehmenden) 
Schulautonomie auseinandergesetzt. Eine erste Herausforderung stellt dabei jedoch schon die Begriff-
lichkeit dar. Einerseits wird Schulautonomie teilweise mit «Eigenverantwortung» oder «Selbstständig-
keit» gleichgesetzt, wie zum Beispiel in Österreich (Juranek, 2019). Andererseits wird die Autonomie 
insbesondere im rechtlichen Diskurs kritisch betrachtet, weil mit dem Begriff der Anschein erweckt 
werden könnte, dass Schulen «unabhängige» und «nachfrageorientierte» Organisationen wären. Ave-
narius (1994, zit. nach Altrichter et al., 2016, S. 108) setzt sich für den Begriff der «schulischen Selbst-
verwaltung» ein und betont dabei die «Unhintergehbarkeit der Verantwortung des Staates für das 
Schulwesen». Ein erstes Merkmal der Autonomie ist demnach ihre Abhängigkeit von übergeordneten 
staatlichen Vorgaben und deren Überprüfung.  

Ein zweites Merkmal, das auch in der Literatur hervorgehoben wird, ist die positive Konnotation des 
Begriffs der Schulautonomie, indem davon ausgegangen wird, dass mehr Autonomie an einer Schule 
von verschiedenen Akteur*innen als erstrebenswert wahrgenommen wird. Damit autonomes Handeln 
auf der Ebene der Einzelschule möglich wird, braucht es eine Übertragung von Kompetenzen an die 
Mitarbeitenden der Schule. Es gilt aber zu berücksichtigen, dass Autonomie unterschiedlich weit ge-
fasst sein kann, darauf verweist der Begriff «Teilautonomie» hin. Ein drittes Merkmal, die Dezentrali-
sierung, beschreibt, dass ein Zuwachs an Autonomie, beispielsweise auf der (tieferen) Systemebene 
Einzelschule, gleichzeitig mit einer Reduktion übergeordneter zentraler Vorgaben einhergeht. Dezent-
ralisierung ist demnach eine zwingende Voraussetzung für Schulautonomie. Im internationalen Ver-
gleich ist der Grad der Schulautonomie bzw. der Dezentralisierung meist mit dem Umfang der Befug-
nisse in Budget- oder Personalentscheidungen verbunden, während in der Regel Curriculum und un-
terrichtsbezogene Aspekte zentral vorgegeben bleiben.  

Dezentralisierung ist, um ein viertes Merkmal zu nennen, vor allem als System- und Schulentwicklungs-
prozess in konkreten gesellschaftlichen Kontexten zu verstehen, der zeitlich und auch was seine Form 
angeht, unterschiedlich gestaltet sein kann (Altrichter et al., 2016). In der Schweiz zum Beispiel wurden 
in den 1990er Jahren in einigen Kantonen erstmals geleitete Schulen eingeführt. Als Verantwortliche 
vor Ort wurden Schulleitungen eingesetzt, vorher waren lediglich Hausvorstände oder Schulleitungen 
ohne wesentliche Kompetenzen vorhanden gewesen. Damit wurde die Schule im Innern hierarchisch 
differenziert. Um auch tatsächlich Führung übernehmen zu können, muss die Schulleitung über be-
stimmte Handlungs- und Entscheidungskompetenzen verfügen. In vielen Kantonen wurden deshalb in 
mehreren Schritten der Anpassung der Schulgesetzgebung diese Handlungsbefugnisse der Schullei-
tung erweitert und konkretisiert. Die Einführung einer Schulleitung bedingt aber auch eine Veränderung 
der Gesamtstruktur der Schule und die Definition von Aufgaben, Rollen und Verantwortungen für alle 
beteiligten Akteur*innen. Weiter hat die Schulleitung einer (teil-)autonomen Schule auch bestimmte 
Kompetenzen in der Nutzung von Infrastruktur und der Zuweisung von Ressourcen. Demnach muss 
sich auch die Organisation und Form der Führung zwischen Schulen deutlich unterscheiden können. 
Der Ausbau der Kompetenzen bedingt zudem, dass Schulleitungen diese in ihrer Praxis anwenden 
können und Schulleitende sich als Profession etablieren und weiterentwickeln.  
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Dass im autonomeren Handeln auf der Ebene der Einzelschule die Bildungsforschung (Fend, 2014) 
einen wichtigen «Motor der Schulentwicklung» einnimmt, verweist auf ein fünftes Merkmal der Schul-
autonomie und fixiert die Einzelschule als Handlungseinheit. Konzeptuell wird davon ausgegangen, 
dass der Input, der in unterschiedlichen Formen auf die Schule einwirkt, erst im Kontext der Einzel-
schule seine Wirkung erzeugt. Da die Führungsverantwortung vor Ort die lokalen Rahmenbedingungen 
und Herausforderungen der Einzelschule einbeziehen muss, erfolgen die wichtigsten Impulse der Ent-
wicklung durch jene Personen, die im kleinsten Abstand zum Unterricht stehen, der das Wesen von 
Schule ausmacht. Es gilt aber auch zu beachten, dass die lokale Erweiterung von Autonomie im Rah-
men neuer Steuerungsmodelle in erster Linie durch Top-down-Reformen angestossen und ermöglicht 
wird. Autonome oder teilautonome Schulen bleiben eingebunden in Machtverhältnisse und Steuerungs-
mechanismen. Vorgaben von «oben» und Führung von «unten» müssen von der Schulleitung und dem 
Lehrer*innenkollegium «angeeignet» und mitgetragen werden. Sie müssen, wie Fend (2000) gezeigt 
hat, durch die Beteiligten rekontextualisiert werden.  

Ein sechstes Merkmal der Schulautonomie ist, dass Schulen viel stärker mit der lokalen Gemeinschaft, 
die als Schulträgerin Verantwortung und Mitbestimmung übertragen erhält, verbunden ist. Das heisst 
auch, dass neben dem Einbezug der wesentlichen Schulpartner (Lehrpersonen, Eltern, Erziehungsbe-
rechtigte) für Belange der Einzelschule und der sie betreffenden Erwartungen und Entscheide Schulen 
und ihre Verantwortlichen sich für die Zusammenarbeit im Kontext der Schulträgerin (die Gemeinde 
oder Gemeindeverbände) öffnen muss, so werden Schulen Teil von umfassenderen Bildungsland-
schaften.  

Auf der handlungspraktischen Ebene sind es, nach Altrichter et al. (2016, S. 110) vor allem drei As-
pekte, in denen Autonomie gelebt und damit beobachtbar wird. Diese Dreiteilung entspricht gängigen 
Modellierungen der «Innensicht» der autonomen Schule entlang der Verantwortungs- und Handlungs-
feldern Unterricht, Personal und Organisation (z.B. Rolff, 2018). Nach Altrichter et al. gibt es eine di-
daktisch/pädagogische Autonomie in Prozessen auf Unterrichtsebene etwa der Raumnutzung, der Zeit-
einteilung, der Klassen- und Gruppenorganisation sowie der Individualisierung des Unterrichts (Inklu-
sion, Leistungsstufen, Arbeits- und Lehr-/Lernorganisation). Dann erlaubt die organisationale und be-
triebliche Autonomie weitgehenden Einfluss auf die Gestaltung des Kontexts von Schule und schliess-
lich gibt die Ressourcenautonomie den Verantwortlichen vor Ort die Möglichkeit, auf das Personalwe-
sen und damit verbunden auf die Zeit- und Finanzallokation einwirken zu können. In einem erweiterten 
Sinn von Autonomie gehören auch Auswahl- und Aufnahmeverfahren der Schüler*innen in diesen Be-
reich.  

3.2.2 Schulautonomie und lokale Verantwortungsübernahme 

Ein aufschlussreiches Beispiel der Effekte zunehmender Schulautonomie ist die Schulreform der 
1990er Jahre in Chicago (Bryk et al., 2010). Die Einschätzung, dass die Schüler*innen in den Schulen 
in Chicago im nationalen Vergleich sehr schlechte Leistungsergebnisse erzielten, war in Chicago Aus-
gangspunkt einer systematischen und umfassenden Schulreform, die das gesamte System der Steue-
rung der Schulen umwandeln sollte. Ein zentrales Ziel war, das Engagement der lokalen Bevölkerung 
auszuweiten. Dafür wurde das Konzept des «demokratischen Lokalismus» entwickelt und der 
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damaligen Haltung der demokratischen zentralen Kontrolle entgegengestellt. Die Reform umfasst fol-
gende Massnahmen:  

• Ein lokaler Schulrat bestehend aus Eltern, Lehrpersonen und Vertreter*innen der lokalen Be-
völkerung wurde eingerichtet. Dieser hat die Kompetenz, die Schulleitung zu wählen und auch 
zu entlassen. Ausserdem hat der Schulrat eine beratende Funktion gegenüber der Schulleitung 
in Bezug auf das Budget und den Schulentwicklungsplan. Der Schulrat erhält eine formale Ent-
scheidungskompetenz in Bezug auf die örtliche Schule. 

• Die Schulleitung wird gestärkt und bekommt mehr Freiheiten im Personalmanagement (Anstel-
lung und Entlassung der Lehrpersonen), mehr Kompetenzen beim Einsatz der Finanzen und 
der Kontrolle von Schulräumen sowie mehr Möglichkeiten, die an der Schule angestellten Lehr-
personen zu sanktionieren oder für sie Anreize zu schaffen. 

• Die Lehrpersonen haben durch ihre Vertretung im Schulrat mehr Einfluss auf wichtige Ent-
scheidungen, wie die Anstellung der Schulleitung, die Planung der Schulentwicklung und in der 
Unterrichtsgestaltung. 

• Im Gegenzug werden die Entscheidungskompetenzen der übergeordneten Verwaltungsorgane 
hinsichtlich Wahl der Schulleitung und der Zuteilung des Schulbudgets reduziert. Zusätzlich 
wird der Schulentwicklung höhere Priorität zugeteilt als den Leistungen der Schüler*innen. Für 
Schulen, die sich im Rahmen dieser neuen Massnahmen nicht verbessern, wurden konkrete 
externe Interventionsmöglichkeiten formuliert und umgesetzt.  

Die Studie von Bryk et al. (2010) zeigt, dass die Reform in Chicago auf diverse lokale Schulkontexte 
getroffen ist und vor Ort auch unterschiedlich umgesetzt wurde. Hinsichtlich der Leistung der Schü-
ler*innen liessen sich aber ganz allgemein positive Effekte feststellen, insbesondere in den Schulen, 
die das höchste Entwicklungspotential aufweisen (Bryk et al., 2010, S. 262).   

Die Autoren zeigen anhand der ausführlichen Studie, dass die Reformidee des demokratischen Loka-
lismus in den Schulen unterschiedlich erfolgreich umgesetzt wird. Nur ein Drittel der Schulen zeigt ein 
hohes und selbst-initiiertes Engagement in der Reform. Diese Schulen haben deutliche Veränderungen 
implementiert und die Schul- und Unterrichtsqualität verbessert. Eltern und Umfeld werden stärker in 
dies Schule integriert und haben die professionelle Zusammenarbeit in der Schule stärken können. Ein 
weiteres Drittel der Schulen hat Mühe mit der Umsetzung der Reform und ein weiteres Drittel von 
Schulen zeigt nur wenig Veränderung.  

Dies weist insgesamt darauf hin, dass solche systemübergreifenden Reformideen – an diesem Bei-
spiel, die Eltern und lokale Bevölkerung mehr in die Bildung der Schüler*innen einzubeziehen – nicht 
von allen Schulen aufgenommen werden. Das deutet auf den selektiven Umgang mit Bildungssystem-
reformen hin. Aktuellere Hinweise hinsichtlich der Reform zeigen, dass weitere Schritte nötig gewesen 
wären, um das Bildungssystem in Chicago zu verbessern. Insbesondere die Professionalisierung und 
Autonomie der Schulleitung spielte dabei eine zentrale Rolle.  
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3.3 Wettbewerb und freie Schulwahl 

Die Schulwahl definiert sich durch Regeln und Praktiken der Zuweisung von Schüler*innen zu bestimm-
ten Schulen. In der Schweiz etwa basieren Zuweisungsregeln zu einer bestimmten Schule strikt auf 
den Wohnort, das heisst, Kinder müssen «diejenige Schule besuchen, welche in ihrem Einzugsgebiet 
liegt» (Diem & Wolter, 2011, S. 6). Gleichzeitig sorgt der Staat dafür, dass die Rahmenbedingungen 
und Qualität des Bildungsangebots überall, unabhängig vom Wohnort, den gleichen Standards ent-
sprechen. Im Pflichtschulbereich lassen sich grundsätzliche Wahlmodelle wie beispielsweise die Wahl 
zwischen einer privaten oder einer öffentlichen Schule unterscheiden. Diese Modelle können aber be-
zogen auf ihre konkrete Ausgestaltung weiter unterschieden werden (Giesinger, 2009). Allgemein soll 
die freie Schulwahl den Eltern mehr Autonomie verschaffen und die Möglichkeit geben, zwischen un-
terschiedlichen Angeboten das beste für ihr Kind zu wählen (Ben-Porath, 2009). Wenn Möglichkeiten 
bestehen, die Schule auszuwählen, bedingt dies, dass sich Schulen durch ihre unterschiedlichen Merk-
male auszeichnen, wobei auch hier der Grad der Profilierung sehr unterschiedlich sein kann (z.B. ein 
«minimaler» Unterschied könnte etwa die kürzere Distanz einer Schule zum Wohnort sein, weiterrei-
chende Unterschiede betreffen z.B. Angebote oder pädagogische Haltung resp. Ziele).  

3.3.1 Friedmans Konzept der freien Schulwahl 

Milton Friedman (1955, 1997) hat das Konzept der «freien Schulwahl» geprägt. Er geht von der An-
nahme aus, dass nicht der Staat, sondern die Eltern für ihre Kinder verantwortlich sind und deshalb 
auch über deren Bildung entscheiden sollen. Die Grundausbildung basiert laut Friedmann (1955) auf 
der Akzeptanz von gemeinsamen Werten und Inhalten, die dieses System vermitteln soll und eine 
stabile und demokratische Gesellschaft ermöglicht und fördert. Das bedeutet auch, dass Interventions-
möglichkeiten des Staates verringert werden, so dass nicht alle Schulen, sondern nur jene die sich 
bemühen, diese Vorgaben in der Grundausbildung umzusetzen, tatsächlich weiter bestehen.  

Weiter geht Friedman davon aus, dass der Staat das Bildungssystem finanzieren soll, aber die Führung 
den einzelnen Schulen überlassen, denen er eine hohe Schulautonomie zuordnet (Giesinger, 2009, 
S. 171). Liegt die Entscheidung darüber, welche Schule ihre Kinder besuchen werden, bei den Eltern, 
erhalten sie «Kundenmacht». Die Eltern können so jene Schule wählen, die ihren persönlichen Bedürf-
nissen und Erwartungen am besten entspricht. Das bedeutet auch, dass Friedman davon ausgeht, 
dass Eltern rationale Entscheidungen hinsichtlich der Bildung ihrer Kinder treffen können und wollen, 
denn ohne diese Vorannahme wäre freie Schulwahl keine gute Alternative. Holmes Erickson hat dies 
wie folgt formuliert: «If parents neither wish to nor have the incentives to choose, then school choice 
holds little to no legitimacy as an effective alternative to traditional public schooling» (Holmes Erickson, 
2017, S. 492). Die Autorin kommt aufgrund ihrer Analyse von Studien zum Schluss, dass Eltern in 
Schulwahlsystemen aktiv mitwirken und sich in ihrer Fähigkeit, Schulen auszuwählen, sicher fühlen. 
Auch wenn es einzelne Eltern gibt, die nicht aktiv wählen wollen, gibt es eindeutige Hinweise darauf, 
dass es eine Gruppe von Eltern gibt, die aktiv teilnehmen (Holmes Erickson, 2017, S. 497). 

Die freie Schulwahl ist aber ein sehr komplexer Prozess, wie verschiedene wissenschaftliche Arbeiten 
zeigen. Dieser hängt vor allem davon ab, ob und inwiefern Individuen überhaupt rationale Entschei-



 

PHBern: Bericht, 29.01.23 

 

 

27  

dungen treffen können. Ben-Porath (2009) beschreibt zum Beispiel, dass Wahlprozesse nicht nur von 
persönlichen kognitiven Fähigkeiten, sondern auch von externen Faktoren, wie der Verfügbarkeit von 
Informationen abhängig sind. Ebenso müssen soziale Aspekte, wie die Zugehörigkeit zu bestimmten 
Gruppen bei Entscheidungsprozessen mitberücksichtigt werden. Es besteht beispielsweise die Gefahr, 
dass der Outcome der freien Schulwahl durch Potentiale und Risiken beeinträchtigt wird, die durch den 
individuellen Hintergrund des entscheidenden Individuums beeinflusst werden (Ben-Porath, 2009, 
532). Das heisst, damit ein «freier Schulmarkt» funktionieren kann, müssen sowohl theoretisch mögli-
che wie auch praktische Entscheidungsprozesse der Eltern untersucht und in Betracht gezogen wer-
den.  

3.3.2 Freie Schulwahl und Chancengleichheit 

Bezogen auf die Leistungsfähigkeit und Wirksamkeit des Bildungssystems haben sich Philosoph*in-
nen, Soziolog*innen und Bildungsforschende mit der Frage auseinandergesetzt, in welchem Zusam-
menhang die freie Schulwahl mit der Umsetzung von strategischen Zielen im Rahmen der Gleichbe-
rechtigung und Chancengerechtigkeit von Schüler*innen steht. Laut Giesinger (2009) besteht ein Kon-
sens darüber, dass im Bildungssystem soziale Ungleichheiten hinsichtlich der Wahlmöglichkeiten be-
stehen. Das heisst, dass einkommensschwache Familien weniger Wahlfreiheit haben als einkommens-
starke Familien. Umstritten ist aber der Grund für diese Ungleichheiten und die Frage, was eine freie 
Schulwahl zur Ungleichheit beiträgt oder, im Gegenteil, zu ihrer Minderung leisten kann. 

In den USA wird seit Ende der 1980er Jahre vermehrt auf Unterschiede in der individuellen Leistungs-
fähigkeit (z.B. Lernbeeinträchtigungen, Hochbegabung) und auf die systematische Benachteiligung 
verschiedener Quartiere und Bezirke fokussiert. Die Ursache der Ungleichverteilung von Schüler*innen 
hinsichtlich ihrer ethnischen Zugehörigkeit und dem sozioökonomischen Status der Familie wird auf 
die unterschiedliche Attraktivität der Wohnquartiere und -umgebungen zurückgeführt (Coleman et al., 
1982; Coleman, 1992). Für den deutschsprachigen Raum werden auch andere Gründe für die soziale 
Segregation von Schulen wie beispielsweise. die gegliederte Struktur des Bildungssystems genannt 
(Giesinger, 2009, also die Einteilung der Kinder in verschiedene Schularten aufgrund der Leistung, 
siehe auch Kapitel 4.2). Um solchen Benachteiligungen entgegenzuwirken, gab beispielsweise das 
«Milwaukee Parental Choice Program» (MPCP), das 1990 verabschiedet wurde (Wolf & Egalite, 2016), 
den Eltern das Recht auf freie Schulwahl auch für den Privatschulbereich. Um die Wahl zu ermöglichen, 
konnten Eltern mit tiefem Einkommen Gutscheine (Vouchers), gespendete «tax credit scholarships» 
oder «educational savings accounts» nutzen (Holmes Erickson, 2017). Verschiedene Evaluationen zei-
gen positive Wirkungen des MPCP, wie unter anderem bessere Leistungen und höhere Schulab-
schlüsse der Schüler*innen, die am MPCP teilnahmen im Vergleich zu Schüler*innen, die in den öf-
fentlichen Schulen verblieben (Wolf, 2012). 

3.3.3 Argumente zur rationalen Wahlmöglichkeit und -fähigkeit der Eltern 

Wie in den beiden vorangehenden Kapiteln beschrieben, bestehen hinsichtlich des theoretischen Kon-
zepts der freien Schulwahl verschiedene Herausforderungen, die sich insbesondere auf die soziale 
Selektivität oder Segregation beziehen. Demgegenüber können gemäss Giesinger (2009, S. 171) aber 
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auch drei befürwortende Argumente aus Perspektive der Wahlmöglichkeit und -fähigkeit der Eltern 
formuliert werden. 

• Das Wettbewerbs-Argument: Wahlfreiheit fördert den Wettbewerb zwischen den Schulen und 
fördert damit auch die Qualität, Effizienz und Innovation des schulischen Unterrichts und des 
Bildungssystems insgesamt. 

• Das Freiheits-Argument: Die Wahl des Bildungsangebots liegt im Entscheidungsbereich der 
Eltern und der Staat muss die Wahlfreiheit gewährleisten. 

• Das Gerechtigkeits-Argument: Da aktuell keine «echte Wahlfreiheit» besteht, haben nur gut-
situierte Familien eine reale Wahlfreiheit und können sich Privatschulen leisten. Sozial schwä-
chere Familien dagegen sind benachteiligt. Eine echte Wahlfreiheit würde diese Ungleichheit 
aufheben.  

Das Wettbewerbs-Argument basiert auf der Annahme, dass Eltern die Leistungen der Schulen mitei-
nander vergleichen und sich dann für Schulen mit hoher Qualität entscheiden. Damit der Wettbewerb 
zwischen den Schulen die Qualität fördert, müssten drei Voraussetzungen erfüllt sein: 1) Schulqualität 
ist ein bestimmender Faktor bei der Schulwahl, 2) die Eltern können die Schulqualität erkennen und 3) 
Schulen haben den Ansporn, Schüler*innen anzuziehen (Wondratschek et al., 2013, S. 78). Eine wei-
tere in der Literatur beschriebene Annahme besagt, dass Schulleitungen durch die Wahlmöglichkeiten 
der Familien Konkurrenzdruck erleben und darauf reagieren, indem sie sich bemühen, die Effizienz der 
Schule und die Wirksamkeit des Unterrichts zu erhöhen. Wenn sie dies unterlassen, riskieren sie, Mittel 
zu verlieren, die direkt an die Zahl der Schüler*innen gebunden sind (Jabbar et al., 2022, S. 248). 
Jedoch weisen verschiedene Autor*innen darauf hin, dass Eltern nicht automatisch rational wählen 
(Ben-Porath, 2009). Untersuchungen aus den USA zeigen, dass Eltern ihre Kinder nicht unbedingt von 
sogenannten «failing schools» nehmen, auch wenn sie offiziell das Recht dazu haben. Sie können 
nämlich durch den «status-quo bias» beeinflusst werden, der darin besteht, dass Optionen immer ge-
gen den aktuellen Stand abgewogen werden und der potentielle Wechsel und die damit einhergehende 
Entscheidungsfindung schon zusätzliche Hürden sein können (Ben-Porath, 2009, S. 535). Weiter kann 
der Konkurrenzdruck Schulen veranlassen, auf andere Aspekte als die Verbesserung des Unterrichts 
zu fokussieren und nicht im Sinne der besten Bildung für die Schüler*innen handeln (Jabbar et al., 
2022). Dies wird dann zur Herausforderung, wenn Schulen überproportional in Marketing investieren 
und aus opportunistischen Gründen versuchen, in Bereiche zu investieren, die nicht den Schüler*innen 
zugutekommen. Das Freiheits- und das Gerechtigkeits-Argument gehen von der Annahme aus, dass 
sich Eltern im Falle der freien Wahl aktiv Informationen von unterschiedlichen Schulen einholen, diese 
prüfen und sich dann für eine Schule entscheiden. Holmes Erickson (2017) zeigt in einem Literatur-
überblick, dass Eltern sich jedoch oft nicht vertieft mit den Schulen, die zur Wahl stehen, auseinander-
setzen und sich vor allem Familien aus weniger privilegierten Schichten eher auf die Aussagen von 
Lehrpersonen und anderen Eltern für ihre Entschiede verlassen. Das heisst, dass obschon Informatio-
nen zu Schulen wie Kennzahlen, Leitsätze oder Qualitätseinschätzungen der Lehrpersonen allen zur 
Verfügung stehen und diese einfach zugänglich sind, diese dennoch nicht von allen Eltern genutzt 
werden. Das kann damit erklärt werden, dass andere Faktoren den Eltern wichtiger sind oder dass sich 
die Eltern in der Fülle der Daten nicht zurechtfinden. Deshalb geht etwa Ben-Porath (2009) von einem 
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«agent-based or bounded-rationality model» aus, wonach die Gründe für die Wahl einer bestimmten 
Schule zwischen den Eltern variieren und die Rationalität ihrer Entscheidung sowohl durch ihre per-
sönlichen Haltungen als auch durch die soziale Umgebung beeinflusst werden. 

Hinsichtlich der drei genannten Argumente zeigt sich also, dass es für Eltern schwierig ist, die «rich-
tige» Entscheidung hinsichtlich der Schulbildung ihrer Kinder zu treffen. Das heisst, dass andere 
Gründe als die rational «beste» Schulbildung die Wahl der Eltern massgeblich beeinflussen. Damit die 
Grundlagen der Wahlfreiheit erfüllt werden können, müssen die Eltern erstens die Schulen miteinander 
vergleichen können. Das heisst, es müssten objektive Entscheidungskriterien und Informationen über 
die Schulen zur Verfügung stehen. Zweitens müssen Eltern zu allen Optionen Zugang haben. Das 
Kapitel hat diesbezüglich gezeigt, dass die theoretisch rationale Wahl der Eltern in der Praxis skeptisch 
zu betrachten ist.  

3.4 Finanzierungsformen 

Wie Schulen finanziert werden, bestimmt wesentlich, ob die investierten Ressourcen ihren Effekt best-
möglich entfalten können und damit optimale Voraussetzungen für das Lernen der Schüler*innen ge-
schaffen werden. Für die Beurteilung gilt sowohl die Gesamtsumme als auch die Strategien der Zuwei-
sung der Finanzen und die Frage, ob die Ressourcen auf die Bedürfnisse der Schüler*innen abge-
stimmt sind. Das bedeutet auch, dass nicht das Kriterium der Effizienz alleine wichtig ist, sondern auch 
jene der Qualität und Chancengerechtigkeit (OECD, 2017a, vgl. auch Kapitel 4.1).  

3.4.1 Formen der Mittelzuweisung 

Bei der traditionellen Form der staatlichen Inputsteuerung erfolgt die Finanzierung der Bildung auf der 
Grundlage von Input-Grössen (in der Regel Schüler*innenzahlen). Output-Grössen wie Lernleistungen 
oder Schulqualität in der Ressourcenzuteilung spielen dabei kaum eine Rolle (Klemm, 2011). Für in-
ternationale Vergleiche werden staatliche Bildungsausgaben als Anteil am Bruttoinlandprodukt des je-
weiligen Landes gemessen (im OECD-Durchschnitt sind es 4.9%) oder auch als Summe, die pro Schü-
ler*in aufgewendet wird (OECD, 2021, S. 244). Weiter bestehen nationale Unterschiede bezüglich der 
Aufteilung der Bildungsausgaben nach Bildungsstufen, Bildungsarten oder unterschiedlichen Arten von 
Ausgaben (z.B. für Personal, Infrastruktur usw.) und dieses Verhältnis der Zuweisung von Ressourcen 
kann sich auch innerhalb einzelner Länder über die Zeit verändern (Klemm, 2011, S. 141). Da Ent-
scheidungen zum Volumen der Bildungsausgaben «policy»-Entscheidungen sind, stehen sie auch in 
Beziehung zum Volumen der anderen staatlichen Ausgaben (z.B. Gesundheitswesen, Infrastruktur). 
Die Zuteilung des Geldes für einzelne Schulen schliesslich ist ein administrativer Vorgang, der auf der 
Anwendung von festgelegten Zuteilungsregeln (z.B. Grundbetrag multipliziert mit der Anzahl Schü-
ler*innen) basiert, wobei auch diese Zuteilungsformeln als «instruments of educational policy» wirken 
können (Lang, 2005).  

Eine weitere eher zentralstaatliche Form der Finanzierung ist die indikatorgesteuerte Mittelzuweisung. 
Diese zielt vor allem auf Bildungsgerechtigkeit und soll negative Folgen des Zusammenhangs zwischen 
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soziodemografischem Hintergrund und Bildungserfolg abschwächen (Tarazona & Brückner, 2016, 
S. 87). Dabei werden beispielsweise Ressourcen aufgrund von Indikatoren zugewiesen. Dies kann ein 
Sozialindex sein, der die sozioökonomischen Bedingungen einer Region widerspiegelt (siehe auch 
Klemm, 2011).  

In eher marktorientierten Formen der Ressourcenzuweisung bekommt der Output einen höheren Stel-
lenwert. Dies kann auf unterschiedliche Weise geschehen, mitunter dadurch, dass Nutzer*innen selber 
die Einrichtungen wählen, die ihnen als gut erscheinen und dafür auch selber bezahlen (Privatschulen). 
Weiter kann der Staat Ressourcen vergeben in Abhängigkeit von den Leistungen der Einrichtungen 
oder in Form von Bildungsgutscheinen (Klemm, 2011, S. 142). Dabei ist die Unterscheidung zwischen 
«öffentlichen» beziehungsweise «staatlichen» und «privaten» Schulen nicht immer ganz eindeutig. 
Dass in einem Land ein vergleichsweise grösserer Anteil an privaten Schulen vorhanden ist, wird 
manchmal gleichgesetzt mit einer Abkehr von Bildung als öffentliches Gut. Das ist aber gemäss OECD 
(2017b) nicht unbedingt die richtige Interpretation, denn auch Privatschulen wirken innerhalb von spe-
zifischen Bedingungen, welche staatlich definiert sind und tragen als private Einrichtungen zur Erfül-
lung einer öffentlichen Aufgabe bei. Daher gibt es auch grosse Unterschiede in Hinblick auf die staat-
liche Finanzierung von privaten Schulen zwischen den Ländern. In Schweden, Finnland oder den Nie-
derlanden beispielsweise erhalten «unabhängige», also privat geführte Schulen in einen hohen Anteil 
staatlicher Finanzierung, da Eltern die Bildungsgutscheine sowohl für öffentliche als auch für private 
Schulen einsetzen können. Demgegenüber erhalten private Schulen in Ländern wie Neuseeland, Eng-
land, Griechenland oder den USA nur geringe staatliche Mittel und Eltern müssen in der Regel das 
Schulgeld selber bezahlen (Boeskens, 2016; OECD, 2017b, S. 11). 

In einigen Schulsystemen mit freier Schulwahl erfolgt die staatliche Finanzierung über Quasi-Voucher, 
das bedeutet, die Schulen werden auf Basis der gemeldeten Zahl der Schüler*innen finanziert. Die 
Grundidee der Bildungsgutscheine besteht darin, dass den Teilnehmenden an institutionalisierter Bil-
dung Mittel oder Gutscheine zur Verfügung gestellt werden, die sie an der Schule ihrer Wahl einlösen 
können. Die Institution deckt damit ihre Kosten entweder vollständig oder je nach Modell allenfalls auch 
nur teilweise. Diese Idee geht auf Milton Friedman zurück, der vorschlug, öffentliche Schulen nicht 
direkt zu finanzieren, sondern ein System zu schaffen, in dem ein Element der Wahl und damit der 
Konkurrenz vorhanden ist. Seine Annahme war: «A voucher system that would enable parents to 
choose freely the schools that their children attend is the most feasible way to improve elementary and 
secondary education in the US» (Friedman, 1997, S. 341, siehe auch Tarazona & Brückner, 2016, 
S. 91).  

Es gibt unterschiedliche Gutscheinsysteme. Beispielsweise stellt sich die Frage, ob die Schulen ihre 
Schüler*innen auswählen dürfen oder ein*e Schüler*in mit Voucher automatisch aufgenommen werden 
muss, ob die Gesamtkosten durch den Gutschein abgedeckt werden oder ob die Schulen darüber hin-
aus Gebühren verlangen dürfen. Werden Gutscheine einkommensabhängig oder werteinheitlich aus-
gestellt? Variieren Gutscheine abhängig von Merkmalen der Schüler*innen (z.B. abhängig von sozio-
ökonomischem Status, von besonderen Bedürfnissen) oder nicht? Können Gutscheine nur bei be-
stimmten Schulen oder bei allen Schulen eingelöst werden? Sind die aufnehmenden Schulen gewinn-
orientiert oder nicht? 
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Im Gegensatz zu den USA oder Grossbritannien sind im deutschsprachigen Raum solche Gutschein-
systeme selten. In den USA werden in gewissen Bundesstaaten oder auch Städten Bildungsgutscheine 
gezielt an einkommensschwache Familien für den Besuch privater Schulen vergeben. In Florida erhal-
ten Schüler*innen an qualitativ schlecht bewerteten Schulen Gutscheine, mit denen sie die Schule 
wechseln können. Umfangreichere Gutscheinsysteme bzw. eine Pro-Kopf-Finanzierung gibt es in Chile 
oder Neuseeland (Dohmen, 2007). In Europa wurden solche «universellen» Systeme mit Bildungsgut-
scheinen für alle Schüler*innen unter anderem in Schweden und den Niederlanden eingeführt (siehe 
Kapitel 7 und 8). In der Schweiz wurden verschiedene Initiativen, die in diese Richtung zielten, deutlich 
abgelehnt (Tarazona & Brückner, 2016, S. 93–94). In einer Befragung zeigte sich, dass die Schweizer 
Stimmbürger*innen insbesondere einer grösseren staatlichen Unterstützung von Privatschulen kritisch 
gegenüberstehen, während eine Wahlfreiheit zwischen öffentlichen Schulen eher auf Zustimmung 
stösst (Diem & Wolter, 2011).  

In Liechtenstein wurden Bildungsgutscheine wiederholt vom Fürstenhaus zum Thema gemacht und mit 
Argumenten wie die Erhöhung der sozialen Gerechtigkeit, die Entlastung des Staates, ein kindgerech-
teres Schulsystem, erhöhte Qualität durch den Wettbewerb sowie einer Motivationssteigerung für die 
Lehrkräfte begründet (Büsser, 2016, S. 68). Aufgrund der Analyse der bildungsbezogenen Debatten 
im Landtag zwischen 2004 und 2014 kommt Büsser (2016, S. 70) zum Schluss, «an der marginalen 
Anzahl von nur drei Landtagssitzungen, in denen spezifisch Voten zu Bildungsgutscheinen bzw. Bil-
dungskonten vorkamen, lässt sich festmachen, wie unwichtig dieses Thema (allenfalls die Erwachse-
nenbildung ausgenommen) im parlamentarischen Prozess war und ist». 

3.4.2 Finanzielle Autonomie auf Ebene Einzelschule 

Auf der Ebene der Einzelschule stellt sich die Frage, ob ihr zugewiesene Mittel fix an Zwecke und 
Zeiträume gebunden sind oder ob die Schulleitung im Rahmen eines Gesamt- beziehungsweise Glo-
balbudgets nach eigenem Ermessen Personal- und Sachausgaben vornehmen kann. Im Rahmen eines 
Globalbudgets ist die Zuordnung der Mittel nicht im Voraus fixiert und kann auch umverteilt werden Je 
nach Regelung können ungenutzte Mittel gespart und auf die nächste Periode übertragen werden. 
Diese dezentrale Ressourcenverwaltung ist mit der Erwartung verbunden, dass die Verantwortlichen 
vor Ort Mittel zielkonformer verwenden (Tarazona & Brückner, 2016, 83ff). Zur finanziellen Autonomie 
auf der Ebene der Einzelschule kann auch gehören, dass die Schulen sich aktiv an der Mittelbeschaf-
fung beteiligen, das heisst, sich um Sponsoring und Drittmittel bemühen und Leistungen (z.B. Räume) 
gegen Honorar anbieten können (Altrichter et al., 2016). In der Praxis werden Sachmittel oft durch die 
Schulen selbstständig bewirtschaftet, während Personalkosten meist zentralstaatlich und Infrastruktur-
kosten (z.B. Gebäude) lokal durch die Schulträgerin (z.B. die Gemeinde) getragen werden (Tarazona 
& Brückner, 2016). Klemm (2011) weist darauf hin, dass die autonome Mittelbewirtschaftung durch die 
Schule mit der Vereinbarung von Zielen (z.B. Leistungsvertrag mit der Schulträgerin) gekoppelt sein 
muss und dass über deren Erreichung und Qualität die Schule schliesslich Rechenschaft ablegen 
muss.  
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3.5 Qualität im Bildungsbereich: Standards und Qualitätsüberprüfung 

Mit dem Wechsel von staatlicher Input- zu Outputsteuerung (siehe Kapitel 3.1) wird auch die Frage der 
Qualitätssicherung wichtiger. Die Schulen haben im Zug der «neuen Steuerung» mehr Freiheiten in 
der Gestaltung ihres Angebots erhalten und müssen gleichzeitig aufzeigen, dass sie ihre Ziele errei-
chen. Es geht also darum, Qualitätsziele festzulegen und anhand der erzielen Ergebnisse zu überprü-
fen, ob diese erreicht wurden (Tarazona & Brückner, 2016). Das ist Teil der Rechenschaftspflicht ge-
genüber der übergeordneten Ebene. Die internen und externen Rückmeldungen oder Evaluationen 
sollen zudem für die Optimierung der schulischen Prozesse im Rahmen der Schulentwicklung genutzt 
werden (Maag Merki & Schwippert, 2008). 

Bildungs- oder Leistungsstandards sind Vorgaben bezüglich der zu erreichenden schulischen Ziele 
oder der Kompetenzen, welche Schüler*innen entwickeln sollen. Sie sind ein Merkmal des Inputs 
(Maag Merki, 2016). In der Schweiz und in Liechtenstein sind dies beispielsweise die Grundkompeten-
zen, welche Kinder und Jugendliche in der Schulsprache, in Mathematik, in Naturwissenschaften und 
in zwei Fremdsprachen gemäss dem Lehrplan 21 (D-EDK, 2022) beziehungsweise. dem LiLe (Schul-
amt des Fürstentums Liechtenstein) erwerben sollen. 

Die Qualitätssicherung basiert auf der Überprüfung der Leistungen und Kompetenzen von Schüler*in-
nen am Ende einer bestimmten Lernperiode gemäss definierten Bildungsstandards. Dazu werden stan-
dardisierte Lernstandserhebungen und zentrale Abschlussprüfungen eingesetzt. Diese Verfahren prü-
fen den Output (Maag Merki, 2016). Im Gegensatz zu den zentralen Abschlussprüfungen haben Lern-
standserhebungen in der Regel keine Selektionsfunktion2. Sie dienen als Grundlage für die Rechen-
schaftslegung gegenüber vorgesetzten Behörden (ein Überblick über die Ausgestaltung der Lernstand-
serhebungen und Abschlussprüfungen in der Schweiz, Österreich und Deutschland gibt Maag Merki, 
2016, S. 154). In Deutschland hat die Kultusministerkonferenz in ihrer Gesamtstrategie zum Bildungs-
monitoring dargelegt, dass Vergleichsarbeiten der landesweiten Untersuchung der Leistung dienen, 
wobei deren zentrale Funktion darin liegen soll, die Unterrichts- und Schulentwicklung auf der Ebene 
der Einzelschulen zu unterstützen (Thiel, Tarkian, Lankes, Maritzen, Riecke-Baulecke & Kroupa, 2019, 
S. 2). 

Externe Evaluationen sind ein weiteres Instrument der Qualitätssicherung. Bei einer externen Evalua-
tion besucht in der Regel ein Evaluations- oder Inspektionsteam die Schule und setzt Methoden ein, 
um Daten zur Schule zu sammeln und daraus Befunde und Erkenntnisse für die weitere Entwicklung 
abzuleiten. Externe Evaluationen können sich hinsichtlich der Bezeichnungen, der Zusammensetzung 
des Evaluationsteams, der Instrumente und Daten, der Dauer, der Art der Rückmeldung und der daraus 
abgeleiteten Aktivitäten unterscheiden (Thiel, Tarkian, Lankes, Maritzen & Riecke-Baulecke, 2019, 
S. 315). Externe Evaluationen durch die Schulinspektionen (oder durch unabhängige Evaluator*innen 

 

 
2  So schreibt das Schulamt des Fürstentums Liechtenstein (2012) zur Frage, ob die Resultate Selektionsfunktion haben: 

«Nein. Sie dienen den Lehrpersonen für die Optimierung ihres Unterrichts und werden in der Primarschule absichtlich jeweils 
am Ende des Schuljahres durchgeführt, damit sie nicht für Selektionsentscheide am Ende der fünften Klasse eingesetzt 
werden können.» 
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in deren Auftrag) werden als geeignete Mittel gesehen, um «die Autonomie der Einzelschule durch ein 
zentrales und standardisiertes Verfahren auszutarieren» (Böttcher & Keune, 2012, S. 64). In Systemen 
mit grösserem Wettbewerb sollen solche outputprüfende Verfahren den «Kunden» Informationen über 
die Qualität der einzelnen Einrichtungen liefern und damit als Grundlage für die Auswahl dienen. Dafür 
werden Daten über die Leistung der Einzelschule veröffentlicht (Thiel, Tarkian, Lankes, Maritzen & 
Riecke-Baulecke, 2019, S. 320). 

Interne Evaluationen wurden in vielen Ländern im Rahmen der Erweiterung der Schulautonomie res-
pektive der Ausweitung der Entscheidungsspielräume der Schulen implementiert (Thiel, Tarkian, Lan-
kes, Maritzen & Riecke-Baulecke, 2019). Interne Evaluationen sind Teil des schulinternen Qualitäts-
managements und dienen der schulischen Selbststeuerung, damit sind sie auch bedeutsamer Teil der 
Schulentwicklung (Berkemeyer et al., 2016; Hostettler & Hofmann, 2020).  
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 Forschungsbefunde 

Nach der Bestimmung der zentralen Konzepte und Begriffe sollen nun die für Steuerungs- und Ent-
wicklungsfragen relevanten Erkenntnisse aus der Forschung zu ebendiesen Konzepten und Begriffen 
vorgestellt werden. Zusätzlich werden in Kapitel 4.2 auch Forschungsergebnisse zu Selektion und Leis-
tungsgruppierung berichtet, welche mit der Ausgestaltung des Bildungssystems, konkret mit Fragen 
von Gliederung der Schüler*innen nach Leistung, in Zusammenhang stehen. Dieser Aspekt der Ge-
staltung des Bildungssystems ist nicht direkt mit Fragen der Schulwahl oder der Autonomie verbunden, 
spielt aber im Gesamtsystem ebenfalls eine Rolle. Um überhaupt Wirkungen von unterschiedlichen 
Ausprägungen von Steuerung bewerten zu können, müssen zuerst relevante Indikatoren von «erfolg-
reichen» Bildungssystemen identifiziert und bestimmt werden.  

4.1 Indikatoren für erfolgreiche Bildungssysteme 

Erfolgreiche Bildungssysteme zeichnen sich durch eine hohe Qualität aus – doch gibt es keinen Kon-
sens darüber, was unter Schulqualität verstanden wird. Ditton und Müller (2011, S. 108) weisen darauf 
hin, dass Schulqualität ein «komplexes, mehrdimensionales Konstrukt [ist], bei dem sich auf Grund der 
multiplen Wechselwirkungen unterschiedlichster Faktoren und Prozesse einfache Pauschalisierungen 
verbieten». Insgesamt geht es bei der Beurteilung eines Bildungssystems darum, festzustellen, ob zu-
vor festgelegte Ziele erreicht werden, in welchem Ausmass dies geschieht (Effektivität), in welchem 
Verhältnis dies zu eingesetzten Ressourcen steht (Effizienz) und ob dies für alle Schüler*innen in glei-
cher Weise möglich ist (Equity). Ziele von Bildung sind jedoch oft unklar, beziehungsweise in vielen 
Bereichen nicht vollständig definiert, oder sind eher schwer operationalisier- und messbar (Wolter, 
2007). Für Bildungsprozesse gibt es keine einfache Wirkungs- oder Prozessmodelle und es ist auch 
nicht ganz einfach zu bestimmen, wer wofür rechenschaftspflichtig ist, da multiple inner- und ausser-
schulische Einflussfaktoren eine Rolle spielen (Tarazona & Brückner, 2016). 

Um dem wachsenden Bedarf an Daten und Information zum Bildungssystem zu begegnen, haben die 
meisten Industrienationen Mittel in Bildungsstatistik und administrative Informationssysteme investiert. 
Mittels der Messung von Indikatoren werden quantitative Befunde zu Status, Merkmalen, Leistungen 
oder Effekten eines Systems generiert. Die OECD hat bei dieser Entwicklung eine wichtige Rolle bei 
deren Standardisierung der Vorgehen und damit auch der Vergleichbarkeit der gewonnen Erkenntnisse 
gespielt (Wolter, 2007). Informationen, wie sie beispielsweise in der PISA-Studie erfasst werden, bieten 
jedoch immer nur eine, für einen bestimmten Zeitpunkt gültige Momentaufnahme verschiedener Merk-
male von Bildungssystemen (Schleicher, 2019). Wolter (2007) betont deshalb, dass neben der Aus-
prägung von Indikatoren für ein Bildungssystem auch immer deren Entwicklung über mehrere Mess-
zeitpunkte angeschaut werden muss (z.B. Vergleich von Bildungsberichten über die Zeit).  

Die Auswahl der Indikatoren und die Bestimmung der sie verbindenden Beziehungen ist grundsätzlich 
anspruchsvoll. Auch die Bestimmung der sie betreffenden Standards, also die Festlegung von Werten, 
die als befriedigend oder gut angeschaut werden können, ist herausfordernd. Zusammenhänge 
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zwischen verschiedenen Faktoren (Input-Output) sind oft unklar, von Korrelationen lässt sich nicht auf 
Ursache-Wirkungszusammenhänge schliessen. Indikatoren können Handlungsbedarf anzeigen, das 
Ableiten von spezifischen Handlungsoptionen ist jedoch schwierig. Einzelne Indikatoren allein genügen 
nicht für eine Gesamtsicht (siehe Wolter, 2007, S. 62–63). Trotz der Vorbehalte ermöglichen die inter-
nationalen Beurteilungssysteme den längsschnittlichen nationalen Vergleich oder erlauben Daten aus 
verschiedenen Systemen zu vergleichen.  

In Anlehnung an die Bildungsberichte Schweiz (SKBF, 2018; Wolter, 2007) und Liechtenstein (Budimir, 
2021) werden nachfolgend drei Gruppen von Indikatoren beschrieben, die bei der Einschätzung von 
Bildungssystemen eine wichtige Rolle spielen: Effektivität, Effizienz und Equity. Daneben sind auch 
Gruppierungen von Indikatoren nach anderen Kriterien möglich. Die OECD (2021) gruppiert Indikatoren 
zu Bildungserfolgen, Bildungsergebnissen und Bildungserträgen von Bildungssystemen, Indikatoren 
zur Bildungsbeteiligung und zum Bildungsverlauf sowie Indikatoren zu Eingangsparametern von Bil-
dungssystemen (z.B. investierte Ressourcen). 

4.1.1 Effektivität 

Bei der Beurteilung der Effektivität von Bildungssystemen geht es um die Frage, in welchem Ausmass 
das Bildungssystem die zuvor definierten Ziele erreicht. Dieses Ausmass kann durch Messungen fest-
gelegt werden, dabei kann es sich um die in Lehrplänen definierten Kompetenzen handeln, die zu 
einem bestimmten Zeitpunkt erreicht sein sollten, fachliche Kompetenzen wie auch Kompetenzen im 
personellen, sozialen und methodischen Bereich (SKBF, 2018). Typische Indikatoren für die Effektivität 
im Bereich der fachlichen Kompetenzen sind Ergebnisse von Standardprüfungen (Budimir, 2021) oder 
internationalen Leistungstests wie PISA (OECD, 2020).In vielen Bildungssystemen werden keine Da-
ten zu diesen Zielen vorgelegt, damit sind diese also nicht oder nur beschränkt überprüfbar. 

4.1.2 Effizienz 

Bei der Effizienz geht es um das Verhältnis zwischen eingesetzten Ressourcen und der Zielerreichung, 
respektive um die Frage, ob das Ziel mit einem möglichst geringen Ressourceneinsatz erreicht werden 
kann (Wolter, 2007). Laut Bildungsbericht Schweiz (SKBF, 2018) sind Effizienzaussagen für die Pri-
marstufe fast unmöglich, da Daten zum Output fehlen und individuelle Merkmale nicht adäquat erfasst 
werden können. Deshalb werden im Bildungsbericht vor allem Unterschiede zwischen den Kantonen 
hinsichtlich Kosten und Inputmerkmalen wie Klassengrössen oder Betreuungsverhältnisse dargestellt. 
Ähnlich sieht es mit der Datenlage in Liechtenstein aus, wo im Bildungsbericht vor allem auf Unter-
schiede in der Allokation von Ressourcen (Inputs) im internationalen Vergleich eingegangen wird (Bu-
dimir, 2021). 

4.1.3 Equity resp. Chancengerechtigkeit 

Wenn ein Bildungssystem als effektiv und effizient eingeschätzt wird, ist noch nicht klar, ob die Chan-
cen auf Bildungserfolg unabhängig von Merkmalen wie Geschlecht, Sprache oder Herkunft für die 
Grundgesamtheit beurteilt, für alle Schüler*innen gleich sind. Die Indikatoren in der Gruppe Equity oder 
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Chancengerechtigkeit werden also beigezogen, um festzustellen, ob und in welchem Ausmass Merk-
male wie Herkunft oder Geschlecht einen Einfluss auf die Bildungsleistung der Schüler*innen haben 
(SKBF, 2018). 

4.2 Selektion und Leistungsgruppierung 

Die Aspekte der Selektion der Schüler*innen nach Leistung und der Frage der Gliederung von Bil-
dungssystemen spielen in der Gestaltung von Bildungssystemen eine wichtige Rolle. Beide beeinflus-
sen «Bildungserfolg».  

Auf der Primarstufe besuchen alle Schüler*innen, unabhängig von ihrer Leistung, gemeinsam den Un-
terricht. In vielen europäischen Schulsystemen (z.B. Schweden, vgl. Kapitel 8) besuchen die Schü-
ler*innen auch auf der Sekundarstufe I weiterhin eine Gesamtschule. Andere Systeme sind gegliedert. 
Insbesondere in den deutschsprachigen Ländern werden die Schüler*innen nach der Primarstufe auf 
verschiedene Schulformen aufgeteilt, dies geschieht je nach System in einem unterschiedlichen Alter 
(z.B. nach der vierten oder sechsten Klasse). Anlass zu dieser Aufteilung in leistungshomogenere 
Lerngruppen ist die Annahme, dass die Schüler*innen so gezielter gefördert werden können (Lenz et 
al., 2019). Meta-Analysen, also die Auswertung der Ergebnisse vieler Einzelstudien, zeigen, dass 
Schüler*innen (sowohl solche mit hohem als auch mit niedrigem Leistungsvermögen) von der Bildung 
in Leistungsgruppen profitieren, wenn diese allgemein innerhalb der Klasse stattfindet oder nur in be-
stimmten Fächern separiert wird, nicht aber dann, wenn die Kinder auf leistungsbasierte Klassen auf-
geteilt werden (Steenbergen-Hu et al., 2016). Klassen oder Schulen mit leistungshomogeneren Grup-
pen weisen also keine besseren Lernergebnisse auf, weder für besonders benachteiligte noch für Kin-
der aus Familien mit einem hohen sozioökonomischen Status (Robert, 2010). Jedoch scheint die situ-
ative Differenzierung nach Leistung innerhalb einzelner Klassen oder in bestimmten Fächern mit Vor-
teilen verbunden zu sein (Schleicher, 2019, S. 69). 

Da Bildungsentscheidungen und Schulleistungen auch von familiären Merkmalen bestimmt werden, 
kann die leistungsbezogene Aufteilung auch eine «schulartspezifische soziokulturelle Segregation» 
begünstigen (Lenz et al., 2019, S. 1335). Verschiedene Studien zeigen, dass Schüler*innen mit tiefe-
rem Sozialstatus deutlich häufiger weniger anspruchsvolle Schularten, wie Hauptschulen in Deutsch-
land, und deutlich seltener Gymnasien besuchen (Lenz et al., 2022). Eine Studie aus der Schweiz 
(Felouzis & Charmillot, 2017) macht deutlich, dass auf Sekundarstufe I die in der Schule erworbenen 
Fähigkeiten in Kantonen mit leistungsbezogenen Schularten im Gegensatz zu Kantonen mit integrier-
ten oder gemischten Modellen am stärksten von der sozialen Herkunft der Schüler*innen abhängen. In 
einem Überblick der internationalen Forschung kommt Woessmann (2009) zum Schluss, dass Her-
kunftseffekte in separativen Systemen stärker zum Tragen kommen und dass die Chancengerechtig-
keit höher ist, je geringer die Anzahl der Schularten ist, in die die Schüler*innen aufgeteilt werden. 
Gleichzeitig ist eine (altersmässig) spätere Gruppierung nicht mit geringeren Leistungen verbunden. 
Als Reaktion auf solche Forschungsergebnisse wurde in verschiedenen Schulsystemen versucht, die 
(horizontale) Durchlässigkeit zu erhöhen, also Wechsel zwischen den Schularten zu vereinfachen. Die 
empirische Evidenz dazu ist jedoch ambivalent und zeigt teilweise unerwünschte Wirkungen: 
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Verschiedene Gruppen von Schüler*innen nutzen diese Durchlässigkeit nämlich unterschiedlich, es 
scheint, dass Schüler*innen mit privilegiertem Hintergrund eher «aufwärts» wechseln, also in an-
spruchsvollere Schularten, im Gegensatz zu solchen mit weniger privilegiertem Hintergrund, die eher 
«abwärts» wechseln (Backes & Hadjar, 2017). 

Diese Abhängigkeit des Bildungsniveaus und der damit verbundenen wirtschaftlichen Möglichkeiten im 
Erwachsenalter von der Herkunftsfamilie widerspricht der Vorstellung der Meritokratie oder Leistungs-
gesellschaft in demokratischen Gesellschaften, die davon ausgehen, dass die Möglichkeiten aus-
schliesslich von Kompetenzen, Talent und Leistungen des Individuums abhängig sein soll (Felouzis & 
Charmillot, 2017).  

4.3 Wirkung von Wettbewerb und freier Schulwahl 

Im Zuge neoliberaler Reformen in vielen Bildungssystemen in den letzten Jahrzehnten ist das Thema 
Schulwahl im Zusammenhang der Veränderung der Steuerungsmechanismen wichtiger geworden. 
Viele Länder haben die Wahlmöglichkeiten in unterschiedlichen Formen und Ausprägungen vergrös-
sert (OECD, 2019, S. 18). Insgesamt sind laut Dohmen (2007, S. 48) wettbewerbliche Finanzierungs-
instrumente mit einer moderaten Effizienzsteigerung verbunden, mit dem Vorbehalt, dass untersucht 
werden muss, welche Veränderungen insgesamt im System vorgenommen wurden, und ob die Effi-
zienzsteigerung deshalb nicht direkt ursächlich z.B. auf Bildungsgutscheine zurückgeführt werden 
kann.  

Eine entscheidende Frage ist, ob und wie die Möglichkeiten von freier Schulwahl durch die Eltern ef-
fektiv genutzt werden. Dazu gibt es widersprüchliche Ergebnisse. Insgesamt scheint das Wahlverhalten 
weniger rational zu sein, als dies die ökonomische Theorie postuliert. Eltern achten eher auf leicht zu 
erfassende als auf tatsächlich für den Lernerfolg ihrer Kinder relevante Kriterien. Zudem ist Schulqua-
lität schwierig zu definieren, auszudrücken und zu verstehen (Dohmen, 2007). Sozialpolitische Effekte 
müssen beachtet werden. So wird beispielsweise aus verschiedenen Ländern berichtet, dass die Inan-
spruchnahme der Wahlfreiheit mit dem Bildungsniveau der Eltern korreliert und dass ein Teil der Eltern 
die Wahlmöglichkeit überhaupt nicht nutzt (Dohmen, 2007, S. 49). So entwickeln sich Vorteile zuguns-
ten besser gestellter ökonomischer Schichten der bei der Verteilung von respektive dem Zugang zu 
Bildungsgutscheinen. Dies führt unter Umständen zu einer Verstärkung der Chancenungleichheiten 
(Klemm, 2011, S. 144–145). Im Rahmen von PISA 2015 wurden Eltern gefragt, welche Kriterien für sie 
bei der Schulwahl wichtig sind (OECD, 2017b). Genannt wurden eine sichere Schulumgebung, der 
gute Ruf der Schule und ein gutes Schulklima. Diese Aspekte wurden als wichtiger eingeschätzt als 
die Schüler*innenleistungen an der Schule. Am wenigsten genannt wurden die religiöse Ausrichtung 
der Schule oder dass andere Familienmitglieder bereits dort zur Schule gehen. Eltern, deren Kinder 
benachteiligte, ländliche oder öffentliche Schulen besuchten, gaben eher als Grund für ihre Wahl an, 
dass die Distanz zwischen Schule und Zuhause wichtig ist, als Eltern, deren Kinder, begünstigte, städ-
tische oder private Schulen besuchten (OECD, 2017a). 



 

PHBern: Bericht, 29.01.23 

 

 

38  

Die Wirkungen freier Schulwahl können nicht generell, sondern jeweils in Bezug auf bestimmte Erwar-
tungen oder Ziele bestimmt werden. Bezogen auf Fragen der Chancengleichheit etwa kann die freie 
Schulwahl laut Schleicher (2019) teilweise positive Effekte haben, sie kann aber auch zu einer Verstär-
kung der sozialen und ökonomischen Ungleichgewichte (z.B. in Chile, Schweden) führen. Bei der Be-
urteilung der Auswirkungen der Schulwahl auf Bildungsergebnisse wird deshalb anschliessend zwi-
schen Auswirkungen auf die Leistungen der Schüler*innen und Auswirkungen auf die sozioökonomi-
sche Segregation unterschieden. 

4.3.1 Auswirkungen auf Schüler*innenleistungen 

Es gibt keine einheitliche empirische Evidenz zur Frage, ob grösserer Wettbewerb zwischen den Schu-
len sich positiv auf die Leistungen von Schüler*innen auswirkt. Bei Schüler*innen, die private oder 
alternative Schulen besuchen und von der Wahlfreiheit profitieren, gibt es Hinweise auf bessere Leis-
tungen, jedoch sind die Effekte klein (Jabbar et al., 2022; OECD, 2019). Weniger klar sind die Auswir-
kungen auf Leistungen in Schulen, die im Wettbewerb vergleichsweise schlecht abschneiden. Auch die 
Frage, ob sich staatliche Schulen durch den Wettbewerb verbessern, ist nicht eindeutig beantwortbar. 
Es gibt sowohl Studien, die dafür sprechen wie auch solche, die gegenteilige Effekte finden. Der Ein-
fluss von Wettbewerb auf Schüler*innenleistungen hängt zudem von weiteren Faktoren wie der Schul-
autonomie oder von Mechanismen der Rechenschaftslegung und Qualitätsüberprüfung ab (OECD, 
2019, siehe auch Kapitel 4.7).  

Eine Metaanalyse, die auf 92 Studien aus den USA basiert, fand nur sehr geringe positive Effekte der 
freien Schulwahl beziehungsweise des Wettbewerbs zwischen Schulen auf die Leistung der Schüler*in-
nen (Jabbar et al., 2022). Auch diese Studie zeigt, dass es auf die Ausgestaltung der Schulwahl an-
kommt. Die Ergebnisse weisen darauf hin, dass Wettbewerb durch die Schulwahl mittels Bildungsgut-
scheinen einen grösseren Effekt hat als die Konkurrenz durch sogenannte «Charter Schools», also 
staatlich finanzierte Schulen mit einer freien Trägerschaft, die zum öffentlichen Schulwesen zählen und 
kein Schulgeld verlangen. Sie zeichnen sich durch eigenständige Profile aus und wurden deshalb auch 
als «laboratories for educational innovation» angesehen (Epple et al., 2015, S. 1).  

Gemäss Woessmann (2011) muss bei der Analyse des Einflusses von freier Schulwahl und Wettbe-
werb auf Schüler*innenleistungen zwischen der Trägerschaft und der Finanzierung der Schule unter-
schieden werden. Laut seinen Analysen der PISA-Daten ist ein höherer Anteil (im Gesamtsystem) von 
Schulen mit einer nicht-staatlichen Trägerschaft (Organisationen wie Kirchen, Gewerkschaften, Unter-
nehmen oder andere private Organisationen) verbunden mit höheren Leistungen der Schüler*innen. 
Steigt zudem der Finanzierungsanteil der Schulen aus öffentlichen Mitteln, hat dies ebenfalls einen 
positiven Effekt auf die schulische Leistung.  

4.3.2 Auswirkung auf die Segregation 

Ob die Möglichkeit der Schulwahl zu einer höheren Segregation führt, beispielsweise nach sozioöko-
nomischem Status oder auch nach Fähigkeiten, taucht sowohl in der Forschung als auch in der öffent-
lichen Diskussion als Frage immer wieder auf. Der Grad der Segregation ist ein wichtiges Merkmal, 
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weil die Zusammensetzung einer Klasse oder Schüler*innenschaft einer Schule mit der Leistung ein-
zelner Schüler*innen verbunden ist. Dieser Effekt der Segregation auf die Leistung ist sogar stärker als 
jener des individuellen sozio-ökonomischen Hintergrunds (OECD, 2004, S. 189). Schulen mit Schü-
ler*innen aus Familien mit einem höheren sozioökonomischen Status haben verschiedene Vorteile, die 
dazu führen können, dass sie «besser funktionieren», die Beziehungen zwischen Lehrpersonen und Schü-
ler*innen besser ist, weniger disziplinarische Probleme auftauchen, sich das Schulklima als leistungsori-
entierter erweist und die Schule stärker durch die Eltern unterstützt wird (Harris, 2009; OECD, 2004). 
Studien zeigen, dass das Segregationsprofil einer Schule mit qualitätsrelevanten Faktoren wie dem effek-
tiven Führungshandeln der Schulleitung, der Zusammenarbeit der Lehrpersonen oder dem Ethos der 
Schule verbunden ist: So fanden Granvik Saminathen et al. (2018), dass Stockholmer Schulen, die einen 
hohen Anteil von Schüler*innen haben, die erst vor kurzem zugewandert sind, die wenig motiviert sind, die 
einen ausländischen Hintergrund und/oder Eltern mit niedrigem Bildungsniveau haben, bezüglich dieser 
qualitätsrelevanten Faktoren schlechter abschneiden als Schulen, die hauptsächlich von einheimischen 
Schüler*innen besucht werden, die motiviert sind und deren Eltern ein relativ hohes Bildungsniveau auf-
weisen. Eine starke Segregation kann also einen negativen Effekt auf die Effizienz und die Equity eines 
Schulsystems und darüber hinaus mittelfristig auch auf den sozialen Zusammenhalt einer Gesellschaft 
ausüben (OECD, 2019, S. 20–21). 

Segregation gibt es auch ohne freie Schulwahl allein aufgrund der Zuweisungsregeln von lokalen Schu-
len. Da wo Einzugsgebiete klar definiert sind, wirken sich deren räumliche, beispielsweise durch den 
sozioökonomischen Status bestimmte Schichtungen in Quartieren aus. Hier kann argumentiert werden, 
dass gerade mit der freien Schulwahl auch Schulen ausserhalb des Wohnorts ausgewählt werden 
könnten und so diese räumliche Segregation aufgebrochen würde (Giesinger, 2009). Segregation ist 
jedoch auch bei der Möglichkeit zur Schulwahl aus anderen Gründen möglich. Um eine Schule auszu-
wählen, müssen Eltern verlässliche Information über die Schulqualität erhalten. Studien zeigen jedoch, 
dass besser ausgebildete Eltern in der Regel informierter über die Schule sind und eher von den Schul-
wahlmöglichkeiten Gebrauch machen. Finanzielle Einschränkungen (z.B. für das Schulgeld) können 
die Wahlmöglichkeiten für Familien mit niedrigem Einkommen zudem reduzieren. Auch bei Program-
men mit Bildungsgutscheinen können «versteckte» Kosten in Rechnung gestellt werden, mitunter für 
die schulergänzende Betreuung oder für den Transport. Diese belasten Eltern zusätzlich und beein-
flussen ihre Entscheide. Die Segregation kann auch verstärkt werden, wenn etwa die beliebtesten 
Schulen ihre Schüler*innen auswählen können und dabei nur die Fähigsten aufnehmen (OECD, 2019). 
Empirische Evidenz aus Systemen mit freier Schulwahl (z.B. Chile, Neuseeland, Schweden, USA) 
zeigt, dass die Wahlmöglichkeiten den Grad der Schichtung bzgl. Fähigkeit, sozioökonomischem Sta-
tus und Herkunft zwischen den Schulen verstärken können (Brandén & Bygren, 2018). Insgesamt deu-
tet die Evidenz darauf hin, dass freie Schulwahl zu stärkerer Segregation führt (Voyer, 2019) und zwar 
über die drei Mechanismen: Der Wahl des Wohnorts, der Schulwahl (gut informierte Eltern mit gutem 
Netzwerk) und der Auswahl der Schüler*innen durch die Schule. Wenn Schulen nach Schulgeldern 
oder nach Fähigkeiten Schüler*innen wählen können (sogenanntes «cream-skimming»), dann vergrös-
sert sich die Segregation (Böhlmark et al., 2015). Die Evidenz bezüglich des Zugangs zu den Schulen 
zeigt, dass Schulen mit selektivem Zugang Schüler*innen mit höheren Fähigkeiten und höherem sozi-
oökonomischem Status anziehen, unabhängig von der Bildungsqualität der Schule. Da fähigere 
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Schüler*innen weniger Ressourcen brauchen und weniger Kosten generieren und ihre Anwesenheit für 
andere Eltern die Attraktivität der Schule steigert, können solche Schulen einen Wettbewerbsvorteil 
haben. Privatschulen, die selektiv aufnehmen, haben deshalb einen Anreiz, sich vor allem auf Basis 
von Exklusivität zu profilieren und zu konkurrieren und nicht auf Basis von Schulqualität. Da Schüler*in-
nen nicht nur aufgrund von Selektionskriterien ausgewählt werden, sondern auch wegen der Selbstse-
lektion der Eltern, selektivem Ausschluss und weiteren subtileren Barrieren, wird der positive Effekt der 
qualitätsorientierten Konkurrenz untergraben (Boeskens, 2016; OECD, 2017a). Auch fehlende oder 
unzureichende Information kann ein Faktor sein, ebenso wie aufwändige Anmeldeverfahren (OECD, 
2017a). Das Ausmass der Segregation hängt also insgesamt stark von den soweit dargestellten For-
men der Ausgestaltung der Schulwahl ab (OECD, 2019, S. 20).  

4.4 Wirkung unterschiedlicher Finanzierungsformen 

Studien, die sich mit den unterschiedlichen Effekten von Privatschulen und öffentlichen Schulen be-
schäftigen, zeigen auf Länderebene keine Beziehung zwischen dem jeweiligen Anteil an Privatschulen 
im Bildungssystem eines Landes und der Qualität der Lernergebnisse (OECD, 2017b). Innerhalb der 
Länder erzielen Schüler*innen in Privatschulen bessere Ergebnisse als solche in öffentlichen Schulen. 
Wenn jedoch der sozioökonomische Status der Schüler*innen in die Auswertungen miteinbezogen 
wird, dann erzielen Schüler*innen in öffentlichen Schulen in der Mehrheit der Länder bessere Ergeb-
nisse als solche in privaten Schulen. Dieses Ergebnis lässt sich damit begründen, dass in der Regel 
grössere Anteile von benachteiligten Schüler*innen in öffentlichen Schulen unterrichtet werden. Insge-
samt gibt es keinen Zusammenhang zwischen dem Anteil Privatschulen in einem Bildungssystem und 
der Variation zwischen den Schulen in der Leistung in naturwissenschaftlichen Fächern. Ob freie Schul-
wahl und ein grösserer Anteil von Privatschulen mit einer stärkeren Segregation verbunden sind, 
kommt auf die Rahmenbedingungen des Systems an, also auf die konkrete Ausgestaltung der freien 
Schulwahl (Boeskens, 2016; OECD, 2017b). 

Auch die Leistung öffentlich finanzierter gewinnorientierter Schulen ist abhängig von Rahmenbedin-
gungen. Solche Schulen, die ihre Schüler*innen auswählen konnten (z.B. Chile) waren nicht besser als 
nicht gewinnorientierte öffentliche Schulen und hatten niedrigere Ergebnisse als private Non-Profit-
Schulen. Bei freiem Zugang, wie beispielsweise in Schweden, zeigten frühe Studien bessere Ergeb-
nisse für gewinnorientierte Schulen. Dies kann aber auf unterschiedliche Bewertung zurückgehen. An-
dere Studien aus den USA fanden sehr kleine oder keine Leistungsunterschiede zwischen nicht selek-
tiven gewinnorientierten und nicht gewinnorientierten privaten oder staatlichen Schulen (OECD, 
2017b).  

Gewisse Länder haben kompensatorische Finanzierungsmechanismen eingeführt, um den negativen 
Effekten freier Schulwahl (v.a. Segregation und soziale Schichtung) entgegenzuwirken. In den Nieder-
landen oder in Chile beispielsweise gibt es die gewichtete Finanzierung von Schüler*innenbeiträgen, 
wobei der Beitrag pro Schüler*in, der an die Schule geht, durch den sozioökonomischen Status und 
den Bildungsbedarf der Schüler*in bestimmt wird. Für die Schulen, die bezogen auf die Ein-
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schreibungen und die Auswahl im Wettbewerb stehen, wird also die Aufnahme von benachteiligten 
Schüler*innen attraktiver (OECD, 2017a).  

In Ländern, in denen private Schulen grössere Anteile an staatlicher Finanzierung erhalten, sind die 
Unterschiede zwischen den sozioökonomischen Profilen von privaten und öffentlichen Schulen gerin-
ger. Weiter spielt es eine Rolle, wie die staatliche Finanzierung zu den Privatschulen gelangt. Dazu 
gehören zwei Arten von Bildungsgutschein-Systemen, entweder ein universelles System, bei dem alle 
Schüler*innen einen Bildungsgutschein erhalten oder ein System, in dem nur benachteiligte Schüler*in-
nen einen Gutschein erhalten. Erstere können dabei helfen, die Möglichkeiten der Schulwahl zu erwei-
tern und Wettbewerb zwischen den Schulen anzuregen, letztere wiederum können die Chancenge-
rechtigkeit bezüglich des Schulzugangs erhöhen. Studien mit PISA-Daten zeigen, dass bei Vergleichen 
von Systemen mit einem ähnlich hohen Anteil staatlicher Finanzierung von Privatschulen der Unter-
schied in den sozioökonomischen Profilen zwischen privat und öffentlich geführten Schulen bei Syste-
men mit universellen Gutscheinsystemen im Vergleich zu Systemen mit gezielter Vergabe von Bil-
dungsgutscheinen an benachteiligte Schüler*innen etwa doppelt so gross ist (OECD, 2017a). Werden 
universelle Gutscheinsysteme eingesetzt, dann helfen Regelungen wie einheitliche Zulassungskrite-
rien für die aufnehmenden Schulen oder das Verbot für Privatschulen, neben dem Gutschein zusätzli-
che Gebühren zu verlangen, um die sozialen Ungleichheiten zu reduzieren (Boeskens, 2016; OECD, 
2017a).  

4.5 Schulautonomie 

Vorteile der Schulwahl fallen nur dort an, wo auch die Schulautonomie ausgeprägt ist. PISA-Auswer-
tungen zeigen bessere Ergebnisse in Naturwissenschaften, wenn Schulleitungen über höhere Autono-
mie bezüglich Ressourcen, Lehrplan, disziplinarische Massnahmen, Beurteilung sowie Zulassung ver-
fügen und geringere, wenn die Verantwortung für diese Bereiche bei der zentralen staatlichen Behörde 
liegt (OECD, 2017b, S. 6). Zur Wirkung von Schulleitungen für die Schulqualität liegen mittlerweile 
umfangreiche Forschungsergebnisse vor. Sie zeigen, dass Schulleitungen, die über den notwendigen 
Handlungsspielraum verfügen, durch ihr Handeln messbare Wirkungen erzielen können, bis hin zu 
besseren Schüler*innenleistungen (Grissom et al., 2021; Hostettler & Windlinger, 2020; Windlinger & 
Hostettler, 2014). 

Zwar scheint Schulautonomie insgesamt positiv mit Schüler*innenleistungen verbunden zu sein, jedoch 
muss auch hier die genaue Ausgestaltung einbezogen werden. Für verschiedene Bereiche von Schul-
autonomie ergeben sich bezogen auf Ergebnisse internationaler Schüler*innenleistungstests unter-
schiedliche Effekte. Grössere Autonomie in Bezug auf Prozesse (z.B. bezüglich des Einsatzes von 
Lehrmitteln oder der innerschulischen Budgetverteilung) und Personal (z.B. Einstellung von Lehrper-
sonen) ist positiv mit Schüler*innenleistungen verbunden. Im Gegensatz dazu besteht ein negativer 
Zusammenhang zwischen der Schulautonomie in Bezug auf die Festlegung des Budgets und die Be-
stimmung des Lehrumfangs und den Leistungen. Laut Woessmann (2007a, S. 72) deuten diese Ergeb-
nisse darauf hin, «dass es leistungsfördernd ist, wenn den Schulen der Budgetrahmen und die Lehr-
standards vorgegeben sind, sie innerhalb des Rahmens aber selbständig entscheiden können». 
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Insgesamt deuten die Ergebnisse darauf hin, dass Schulautonomie beispielsweise im Bereich der Res-
sourcenverwaltung nicht automatisch zu besseren Leistungen führt. Die grössere Autonomie kann 
durch die Schule nämlich auf zwei Arten genutzt werden: zum einen, um angepasst an den lokalen 
Kontext zu handeln und die Ressourcen auf für die lokale Schule beste Weise zu nutzen, andererseits 
um opportunistisch zu handeln (Weiss, 2008, S. 174; Woessmann, 2007a). Deshalb scheint die Auto-
nomie ihre Wirkung dann zu entfalten, wenn vorgängig Ziele formuliert und später überprüft werden 
(Tarazona & Brückner, 2016, S. 86). Auch Woessmann (2007a) berichtet, dass Schulautonomie posi-
tive Effekte auf Leistungen der Schüler*innen hat, wenn gleichzeitig der Output überprüft wird, bei-
spielsweise durch zentrale Abschlussprüfungen.  

Anhand der Ergebnisse verschiedener Studien formulieren Altrichter et al. (2016) die These, dass «Pro-
filierungsprozesse» eine der ersten und weitreichendsten Folgen der zunehmenden Schulautonomie 
sein können. Dabei wird zwischen Klassenprofilierung und Einzelschulprofilierung unterschieden. Das 
Angebot dieser Profile soll Schüler*innen mit bestimmten Fähigkeiten anziehen und ist dadurch nor-
mativ besetzt und bestimmten pädagogischen Konzepten verschrieben. Ein bekanntes Beispiel aus 
Deutschland sind die Schulen mit Musik-Profilierung. Profilierung kann nur in einem System greifen, 
welches auf Wettbewerb ausgerichtet ist. In diesem Wettbewerb sind die Schüler*innen und ihre Leis-
tungen die zentrale Ressource. Jedoch zeigen die Studien auf, dass durch die Profilbildung sogenannte 
«Restklassen» oder «Restschulen» entstehen können und die Selektionsprozesse und Statushierar-
chien im Bildungssystem eher noch verstärkt werden (Altrichter et al., 2016, S. 135). 

Allgemein bestätigen Befunde, dass eine grössere Auswahl an verschiedenen Schulen, Schulautono-
mie und Wettbewerb – unter bestimmten Rahmenbedingungen, siehe (Kapitel 4.7) – die Innovations-
bereitschaft verstärken und dass im Gegenteil in starren Systemen diese Bereitschaft zu Innovation 
eingeschränkt ist. So zeigt etwa eine Studie der OECD, dass bezogen auf die Innovationskraft Länder 
mit hoher Schulautonomie und Dezentralisierung wie Dänemark oder die Niederlande gut abschneiden 
(OECD, 2017b). 

4.6 Wirkungen von Output-Steuerung / Qualitätsüberprüfungen 

Die USA haben im Rahmen der Steuerungsmassnahme «No child left behind» standardisierte Test-
systeme entwickelt. Die Forschung dazu zeigt uneindeutige Wirkungen, es gibt sowohl positive als 
auch negative Effekte auf allen Ebenen (Lehrperson, Unterricht, Schule und Gesellschaft). Maag Merki 
(2016, S. 170) folgert diesbezüglich, «dass ambivalente und negative Befunde die positiven übertref-
fen, die Einführung eines high-stakes Testsystems somit kaum einen substanziellen Beitrag zur Kom-
petenzförderung der Schüler/innen und zur Steigerung der Schul- und Unterrichtsqualität leistet». Auch 
bezüglich der zentralen Abschlussprüfungen lässt sich laut Maag Merki (2016) nicht von einem gene-
rellen Effekt auf Lernergebnisse sprechen, sondern von fach- und kursspezifischen Effekten.  

Gemäss Woessmann (2007a) zeigt der internationale Vergleich von Schüler*innenleistungen, dass 
Schüler*innen in Ländern mit externen Abschlussprüfungen (wie Zentralabitur) bessere Leistungen er-
bringen als in Ländern ohne solche Prüfungen. Der Einsatz regelmässiger standardisierter Tests ist in 
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Ländern mit externen Abschlussprüfungen ebenfalls mit höheren Leistungen verbunden, in Ländern 
ohne solche Abschlussprüfungen besteht jedoch ein negativer Zusammenhang zwischen standardi-
sierten Tests und Leistungen. Laut Woessmann (2007a, S. 70) deutet dies darauf hin, «dass regelmäs-
sige standardisierte Tests nur dann leistungsfördernd sind, wenn durch die externen Abschlussprü-
fungssysteme die Ziele und Standards des Schulsystems klar vorgegeben sind». Maag Merki (2016) 
betont, dass Testsysteme, um nachhaltig wirksam zu sein, nicht nur auf den Output sondern auch auf 
den Prozess fokussieren müssen. Um ein solches «integratives Testsystem» (Maag Merki, 2016, 
S. 173) erfolgreich umsetzen zu können, braucht es eine gute Zusammenarbeit von Politik, Wissen-
schaft und Bildungspraxis. Dabei müssen auch Fragen bezüglich Unterstützung und Ressourcen für 
die Schulen geklärt werden.  

Neben den standardisierten Tests, die auf Schüler*innenleistungen fokussieren, sind externe Evalua-
tionen oder Schulinspektionen eine weitere Form der Qualitätsüberprüfung. Hier liegt das Augenmerk 
weniger auf dem direkten «Output» in Form von Leistungen, sondern stärker auf innerschulischen Pro-
zessen und der Unterrichtsqualität (Gärtner, 2013). Eine internationale Studie (Ehren et al., 2015), die 
Wirkungen und Nebeneffekte von Schulinspektionen in verschiedenen europäischen Ländern verglich, 
stellte Unterschiede in den Vorgehensweisen fest. In manchen Ländern werden die Inspektionen zyk-
lisch durchgeführt, also immer im gleichen zeitlichen Abstand (z.B. alle vier Jahre), während in anderen 
Ländern differenzierter vorgegangen wird. Hier hängt die Häufigkeit der Inspektionen von Dokumen-
tenanalysen oder den Testleistungen der Schüler*innen ab. Bei Hinweisen auf Qualitätsprobleme wird 
eine Inspektion eingeleitet. Weiter unterscheiden sich die Standards, die bei der Beurteilung eingesetzt 
werden, dahingehend, ob sie ausschliesslich Prozesse (z.B. Unterrichtsqualität) oder auch Outcomes 
(Testergebnisse) einbeziehen. Weitere Unterschiede bestehen bezüglich der Konsequenzen der In-
spektionen (mögliche Sanktionen, Unterstützung) und der Frage, ob die Ergebnisse der Inspektion 
veröffentlicht werden oder nicht. Die Ergebnisse der Studie deuten darauf hin, dass Inspektionen er-
folgreicher sind, wenn sie differenziert vorgehen (zusätzlich zu den regulären Erhebungen), Prozesse 
und Outcomes einbeziehen und die Ergebnisse auch öffentlich zugänglich machen. Als Wirkungswei-
sen, die dafür verantwortlich sind, nennen die Autor*innen verbesserte Selbstevaluationen der Schulen 
und eine Sensibilisierung der Beteiligten für die Ergebnisse der Inspektionsberichte (Ehren et al., 
2015).  

In vielen Ländern wird das Ziel der Schulinspektion primär darin gesehen, die Funktion der Rechen-
schaftslegung zu erfüllen und erst in zweiter Linie, die Schulentwicklung zu fördern (Gärtner, 2013). Es 
gibt Hinweise, dass Schulinspektionen für die Schulentwicklung weniger durch die Ergebnisse (also im 
Nachgang) wichtig sind für die Qualitätsentwicklung, sondern vorgängig, durch das Festlegen von Er-
wartungen (Ehren et al., 2015). Insgesamt deutet die Befundlage jedoch darauf hin, dass «keine gene-
relle Wirkung von Schulinspektion auf Schulentwicklung» (Gärtner, 2013, S. 697, Hervorhebung im 
Original) vorhanden ist. 

In vielen Ländern wurde mit der Erweiterung der Schulautonomie auch die interne Evaluation als In-
strument schulischer Selbststeuerung implementiert. Diese soll Daten für die innerschulische Quali-
tätsentwicklung generieren. Eine Übersichtsarbeit zur Forschung (Nelson et al., 2015) kommt zum 
Schluss, dass interne Evaluationen positive Wirkungen auf das Lernen und die Leistungen von 
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Schüler*innen haben können. Diese Wirkung verläuft indirekt, die Lehrpersonen werden für die Lern-
bedingungen an ihrer Schule sensibilisiert, was zur Planung und Durchführung von Massnahmen zur 
Verbesserung der Lernbedingungen und zur Schulentwicklung führt. Fast alle Studien identifizierten 
wichtige Rahmenbedingungen für erfolgreiche interne Evaluationen: Evaluationsfähigkeiten (z.B. Ziele 
festlegen können, Daten analysieren usw.), ausreichende Ressourcen für die Durchführung, Führung 
durch die Schulleitung und eine unterstützende Schulkultur (Nelson et al., 2015). 

Die Verknüpfung der drei Instrumente Leistungstests, Schulinspektion respektive externe Evaluation 
und interne Evaluation ist in verschiedenen Systemen sehr unterschiedlich ausgeprägt. Teilweise nutzt 
die externe Evaluation auch Ergebnisse von Leistungstests, die interne Evaluation kann als Grundlage 
für die externe Evaluation genutzt werden oder Befunde der externen Evaluation dienen als Ausgangs-
lage für Schulentwicklungsmassnahmen mit anschliessender interner Evaluation. Insgesamt ist eine 
formative, auf die Entwicklung bezogene Haltung und eine Verzahnung der Verfahren sinnvoll und 
diese sollte im Rahmen einer übergeordneten Strategie festgelegt werden (Thiel, Tarkian, Lankes, Ma-
ritzen & Riecke-Baulecke, 2019). 

4.7 Das Zusammenspiel von Wettbewerb, Finanzierung, Schulautonomie 
und Outputsteuerung 

Zusammenfassend lässt sich mit Blick auf den Forschungsstand festhalten, dass nicht die einzelnen 
Elemente der Governance einzeln betrachtet werden sollten, sondern deren Zusammenspiel wesent-
lich dafür zuständig ist, welche Wirkungen Schulen erzeugen. So bringen Gutscheinsysteme laut Doh-
men (2007) einen vergleichsweise geringen Effizienzgewinn im Vergleich zu anderen Systemen, wobei 
die Frage, ob Wettbewerb generell positiv mit Schüler*innenleistungen verbunden ist oder nicht, auch 
unter Bildungsökonomen umstritten sei. Dohmen (2007) kommt zum Schluss, dass die alleinige Ein-
führung von Wettbewerb, mit oder ohne Gutscheine, wenig wirksam ist, wenn nicht andere Elemente 
wie zentrale Leistungsprüfungen, Informationen für bildungsferne Eltern und weitere Anpassungen von 
Rahmenbedingungen damit kombiniert werden. Auch der Überblick der OECD (2017b) zu Schulwahl 
und Bildungsgutscheinen leitet ab, dass die Rahmenbedingungen respektive die konkrete Ausgestal-
tung wesentlich sind:  

«School choice, in and of itself, neither assures nor undermines the quality of education. What matters 
are smart policies that maximise the benefits of choice while minimising the risks, and establishing a 
level playing field for all providers to contribute to the school system» (OECD, 2017b, S. 3).  

Die Vorteile von freier Schulwahl werden nur in Systemen wirksam, in denen die Schulen und die Lehr-
personen über eine hohe Autonomie verfügen, dies wird deutlich, wenn Zusammenhänge zwischen 
Zuständigkeiten für die Schulgovernance und Schüler*innenleistungen aus den PISA-Daten näher be-
trachtet werden (Abbildung 2). 
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Abbildung 2: Korrelationen zwischen den Zuständigkeiten für die Schulgovernance und den Leistungen in Naturwissenschaften 

(OECD 2017a, S. 6) 

Der Bericht der OECD (2017b) kommt weiter zum Schluss, dass es eine echte, reale und sinnvolle 
Auswahl zwischen verschiedenen Alternativen geben muss, also zwischen Schulen mit Profilen, dass 
staatliche Mittel auch an Privatschulen gehen sollen, damit verschiedene Anbieter von Bildung im Sys-
tem mitmachen können. Gleichzeitig braucht es auch eine grössere Autonomie an öffentlichen Schulen. 
Wenn staatliche Mittel (über ein universelles Bildungsgutschein-System) an alle Schulen fliessen, ist 
dies auch mit einer Verpflichtung verbunden. Die öffentlichen Pflichten, beispielsweise in Bezug auf 
die Aufnahme von Schüler*innen, müssen fair und gerecht erfüllt werden. Damit alle Eltern ihr Recht 
auf Schulwahl ausüben können, müssen sie unterstützt werden.  

Weiter gilt es Aspekte der Equity zu beachten. Das heisst, es sollen Ungleichheit und Segregation 
vermieden werden, beispielsweise durch die Gestaltung des Gutscheinsystems, indem mehr Mittel für 
benachteiligte Schüler*innen eingesetzt werden, denn diese brauchen mehr Ressourcen. Damit stei-
gen die Anreize für Schulen, auch benachteiligte Schüler*innen aufzunehmen. Die Schulwahl soll ein 
Weg sein, wie Eltern und die lokale Gesellschaft Einfluss auf die Bildung nehmen können. Das Bil-
dungssystem soll bedarfsorientierter gemacht werden durch die Partizipation von Eltern, Schüler*innen 
und der lokalen Gemeinschaften. Schliesslich braucht es bei einer grösseren Autonomie und Dezent-
ralisierung eine verstärkte Outputsteuerung nach dem Motto «den Schulen Verantwortung geben – und 
sie verantwortlich machen» (Woessmann, 2007b, S. 111), gleichzeitig soll die zentrale Bildungsbe-
hörde eine strategische Vision und klare Rahmenbedingungen vorgeben (OECD, 2017b) 
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 Entwicklung Referenzrahmen zu den Steuerungsmechanis-
men im Bildungssystem 

Abgeleitet aus der Literaturrecherche zu Begriffen, Theorien und Modellen (Kapitel 3) wurden die zent-
ralen Steuerungsmechanismen identifiziert, die für die Ausgestaltung von Bildungssystemen relevant 
sind (Altrichter, 2019; Berkemeyer, 2010; Feldhoff et al., 2012. vgl. Kapitel 3.1.3). Die Erkenntnisse aus 
der Forschung zum Thema der Autonomie und der freien Schulwahl (Kapitel 4) werden in der rechten 
Spalte der folgenden Abbildung noch einmal zusammengefasst.   

Ziel des Referenzrahmens ist es, ein theoretisch und empirisch gestütztes Raster für den Vergleich der 
verschiedenen Schulsysteme (vgl. Kapitel 1.2 und 1.3) zu haben, um diese Dimensionen dann zur 
Analyse und Darstellung der verschiedenen Fallstudien (Kapitel 6 bis 10) zu nutzen.  

Zusätzlich zu den Steuerungsmechanismen im Bildungssystem hat die Sichtung der Literatur gezeigt, 
dass für das Verständnis eines Bildungssystems dessen Kontext zentral ist. Deshalb wurde dieser 
Bereich zum Referenzrahmen hinzugefügt (Tabelle 5). Wie im Kapitel 3 beschrieben, muss die Rolle 
des Staates in der Bildung sowie die Rechtsstellung der Schulen geklärt werden. Dies dient als Aus-
gangslage, um verstehen zu können, welche Massnahmen der Qualitätssicherung und Entscheidungs-
findung die verschiedenen Bildungssysteme auszeichnen und weshalb bestimmte Akteur*innen über 
unterschiedliche Rollen und Aufgaben verfügen. 
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 Liechtenstein 

Im Fürstentum Liechtenstein nimmt das Schulsystem eine zentrale Rolle für die Wissensgesellschaft 
ein und zeichnet sich durch eine hohe Leistungs- und Qualitätsorientierung aus. Gleichzeitig ist die 
aktuelle Lage bestimmt durch das Spannungsfeld zwischen Zentralisierung und Dezentralisierung der 
Führungsaufgaben auf pädagogischer, administrativer und personeller Ebene. Das Portrait verknüpft 
die Grundlagen aus gesetzlichen Vorgaben, Berichten und wissenschaftlicher Literatur. Ergänzt wer-
den die verschiedenen Themen mit Aussagen aus den Befragungen (vgl. Kapitel 1.3). In den Gesprä-
chen mit Lehrpersonen und Schulleitenden verschiedener Schulstandorte, Eltern und Personen aus 
der Bildungsbehörde und der Bildungsverwaltung wurden Entwicklungsschwerpunkte und auch traditi-
onelle Strukturen identifiziert, welche im Folgenden beschrieben werden.  

6.1 Geschichte und gesellschaftlicher Hintergrund 

Die Geschichte Liechtensteins zeichnet sich durch eine Balance zwischen Anschlussfähigkeit und Ab-
grenzung zu den umgebenden deutschsprachigen Nachbarländern aus (Kopp, 2015). Dies spiegelt 
sich sowohl in der hoch diversifizierten Wirtschaft (60% ausländische Arbeitnehmer*innen) als auch in 
der Organisation des Bildungssystems wider. Nach dem ersten Weltkrieg löste der Schweizer Franken 
als Währung die Österreichische Krone ab und diente als Grundlage für die Entwicklung einer engen 
Beziehung zwischen Liechtenstein und der Schweiz, die sich heute insbesondere in der Organisation 
und Umsetzung der beruflichen und tertiären Bildung zeigt (Kopp, 2015, S. 27). Im Folgenden wird 
dargelegt, wie sich das Bildungssystem in Liechtenstein entwickelt hat und welche besonderen Mecha-
nismen und Hintergründe berücksichtigt werden müssen.  

Aus den Befragungen: Einige Personen, die schon länger im liechtensteinischen Schulsystem tätig sind 
(Lehrpersonen und Schulleitung), beschreiben, dass in der Geschichte des liechtensteinischen Schul-
systems etwa alle 10 Jahre eine Schulreform stattgefunden habe. Aus Sicht der interviewten Lehrper-
sonen war insbesondere der neue Lehrplan (LiLe) eine wichtige und umfassende Reform. Dieser hatte 
in einigen Stufen und Schulformen unter anderem eine Umstellung der Stundentafel zur Folge. Die 
Lehrpersonen nehmen sich in der Umsetzung des Lehrplans relativ autonom hinsichtlich Gestaltung 
der Unterrichtsentwicklung wahr.  

Die Rahmenbedingungen unterscheiden sich zwischen den Gemeinden deutlich aus Sicht der Lehr-
personen, beispielsweise hinsichtlich der Klassengrösse, die zwischen 12 und 24 Kindern variiere. 
Ebenso ist aus Sicht der Lehrpersonen die Elternmitwirkung ein Thema, welches nicht überall gleich 
umgesetzt wird. Dabei drehen sich die Diskussionen um eine geeignete Form der Mitsprache und auch 
den damit verbundenen Erwartungen und Pflichten. Traditionell gibt es in Liechtenstein einen Eltern-
verband, welcher die Kommunikation und Koordination auf nationaler Ebene übernimmt. Für die Schul-
ebene sind die lokalen Elternräte verantwortlich. Laut Aussage der befragten Personen des Elternver-
bandes und Elternrates funktioniere die Mitwirkung vor allem auf Stufe der Primarschule schon sehr 
gut, sei jedoch bei den weiterführenden Schulen wenig etabliert.  
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6.2 Struktur des Bildungssystems 

In Liechtenstein gilt eine allgemeine Schulpflicht. Der Besuch des Kindergartens ist kostenlos und dau-
ert in der Regel zwei Jahre. Für Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache ist das zweite Kindergarten-
jahr obligatorisch (Schulamt des Fürstentums Liechtenstein, 2022e; (SchulG), 1972/01.01.2021). Die 
Pflichtschulzeit beträgt neun Jahre. Sie beginnt mit fünf Jahren Primarschule und endet mit vier Jahren 
Sekundarschule I. Nach der Primarschule besuchen die Schüler*innen die Sekundarstufe I, welche die 
Schulstufen sechs bis neun umfasst. Auf der Sekundarschulstufe I gibt es ein dreigliedriges System, 
wobei zwischen Ober- und Realschulen sowie dem Gymnasium unterschieden wird und das Gymna-
sium die Sekundarstufe I (Unterstufengymnasium) und II (Oberstufengymnasium) umfasst (Schulamt 
des Fürstentums Liechtenstein, 2022b, 2022k). Die drei Schularten (Oberschule, ca. 28 Prozent der 
Schülerinnen, Realschule, ca. 50 Prozent und Gymnasium, ca. 22 Prozent) arbeiten mit dem gleichen 
Lehrplan aber mit unterschiedlichen Leistungsniveaus (Eurydice, 2022c). In der Oberschule wird der 
Unterrichtsstoff der vorangegangenen Schuljahre erweitert und die Schüler*innen auf das Berufsleben 
oder den Übertritt in die Realschule vorbereitet. Die Realschule bereitet die Schüler*innen auf an-
spruchsvolle Berufslehren, aber auch auf den Übertritt in das Gymnasium oder in eine Berufsmaturi-
tätsschule vor (Schulamt des Fürstentums Liechtenstein, 2022h). Die Realschule unterscheidet sich 
hinsichtlich des Leistungsniveaus von der Oberschule. Um die verschiedenen Leistungsanforderungen 
erfüllen zu können, werden zusätzlich in einzelnen Fächern (Mathematik, Englisch, Französisch) Leis-
tungszüge (A – erhöhte/gymnasiale Anforderungen / B – Basisanforderungen) geführt (Eurydice, 
2022c). Das Gymnasium führt in sieben Jahren zur Matura.  

Die Einteilung von der Primarschule in eine der drei Sekundarschulformen I erfolgt anhand des Vor-
schlages der Klassenlehrperson, die sich auf eine Lernstandesbeurteilung und -beobachtungen be-
zieht. Grundlage dafür bilden die im Liechtensteiner Lehrplan LiLe aufgeführten fachspezifischen, per-
sonalen, sozialen und methodischen Kompetenzen sowie schulhausübergreifenden Vergleichsaufga-
ben in Mathematik und Deutsch (Schulamt des Fürstentums Liechtenstein, Juni / 2021). Sind sich El-
tern und Lehrperson über den Übertrittsentscheid einig, wird die Übertrittsempfehlung in einem Zuwei-
sungsgespräch dem Schulamt zugestellt, welche anschliessend den definitiven Zuweisungsentscheid 
aufgrund der gemeinsamen Empfehlung der Eltern und Lehrperson fällt. Kommen Eltern und Lehrper-
son nicht zu einer Einigung, fällt das Schulamt entweder einen definitiven Zuweisungsentscheid auf 
Grundlage der Empfehlung der Lehrperson oder das Kind legt eine Übertrittsprüfung ab und das Schul-
amt entscheidet anschliessend aufgrund des Prüfungsergebnisses über den Zulassungsentscheid 
(Schulamt des Fürstentums Liechtenstein, Juni / 2021, 2022l). Ein Wechsel zwischen den verschiede-
nen Schulformen ist unter bestimmten Voraussetzungen möglich (Schulamt des Fürstentums Liechten-
stein, April / 2019). Schüler*innen aus Realschulen können beispielsweise prüfungsfrei in das Gymna-
sium übertreten. Ein früher Übertritt von der ersten und zweiten Klasse der Realschule ins Gymnasium 
ist möglich, wenn der/die Schüler*in den Leistungszug A (gymnasiales Niveau) in den Fächern Eng-
lisch, Französisch und Mathematik besucht, einen Promotionsdurchschnitt von 5.0 hat sowie von der 
Klassenkonferenz (Konferenz aus allen Lehrpersonen, die eine Klasse unterrichten; Verordnung über 
die Aufnahme in die sowie die Promotion und den Übertritt auf der Sekundarstufe I, 2001) empfohlen 
wurde. Ein Übertritt von der dritten und vierten Klasse der Realschule ins Oberstufengymnasium ist 
möglich, wenn der/die Schüler*in den Leistungszug A in den Fächern Englisch, Französisch und 
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Mathematik besucht, einen Promotionsdurchschnitt von mindestens 4.0 hat sowie von der Klassenkon-
ferenz empfohlen wurde. Zusätzlich besteht die Möglichkeit einer Übertrittsprüfung (Schulamt des Fürs-
tentums Liechtenstein, Juni / 2017). 

Nach der obligatorischen Pflichtschulzeit stehen den Schüler*innen verschiedene Bildungswege in all-
gemeinbildenden Ausbildungsgängen der Sekundarstufe II offen (Schulamt des Fürstentums Liechten-
stein, 2022b). Das Gymnasium bereitet die Schüler*innen auf die Matura und tertiäre Bildung vor, wobei 
fünf verschiedene Profile angeboten werden («Lingua», «Neue Sprachen», «Kunst, Musik und Päda-
gogik», «Wirtschaft und Recht» oder «Mathematik und Naturwissenschaften»; LG Liechtensteinisches 
Gymnasium, 2022). Die Wahl eines Profils entscheidet dabei nicht zwingend über die spätere Studien-
richtung, sondern erfolgt aufgrund der «Begabungen und Neigungen» und dient als Orientierung (LG 
Liechtensteinisches Gymnasium, 2022). Die gymnasiale Matura führt zu einem prüfungsfreien Zugang 
zu allen Hochschulen der Tertiärstufe sowohl in der Schweiz als auch in Österreich (Schulamt des 
Fürstentums Liechtenstein 2022c). Mit fast 80 Prozent studiert ein Grossteil der Inhaber*innen einer 
gymnasialen Matura in der Schweiz, in Österreich sind es 14 Prozent (Amt für Statistik Fürstentum 
Liechtenstein, 2021).  

Nebst dem Besuch eines Gymnasiums haben die Schüler*innen die Möglichkeit, eine berufliche Grund-
bildung zu absolvieren. Die Berufsbildung wird gemeinsam mit der Schweiz organisiert und erfolgt nach 
dem dualen System mit einer praktischen Ausbildung in einem Lehrbetrieb in Liechtenstein oder der 
Schweiz (z.B. St. Gallen oder Graubünden; Amt für Statistik Fürstentum Liechtenstein, 2021) und einer 
theoretischen Ausbildung in der Berufsschule in der Schweiz oder Liechtenstein. Die Lehre endet nach 
zwei Jahren mit einem Attest und nach drei bis vier Jahren mit einem Fähigkeitszeugnis (Schulamt des 
Fürstentums Liechtenstein, 2022k). Im Jahr 2020/21 hatten 1’099 Lernende einen Lehrvertrag in einem 
der 289 Lehrbetriebe in Liechtenstein. 737 Lernende waren in Liechtenstein wohnhaft (Amt für Statistik 
Fürstentum Liechtenstein, 2021). Die Berufsmaturität (BMS) ergänzt die berufliche Grundbildung mit 
einer erweiterten Allgemeinbildung und kann an der Liechtensteinischen Berufsmaturitätsschule oder 
der Berufsmaturitätsschule St. Gallen Schweiz absolviert werden (next-step Bildung. Beruf. Liechten-
stein, 2022a). Das eidgenössische Berufsmaturitätszeugnis BMS Liechtenstein eröffnet den Zugang 
zu allen Fachhochschulen in der Schweiz und gewissen Fachhochschulen in Deutschland sowie das 
Studieren an Liechtensteins und Österreichs Universitäten (BMS Liechtenstein, 2022). Das eidgenös-
sische Berufsmaturitätszeugnis berechtigt zur Zulassung zur ersten Studienstufe (Bachelor) der Fach-
hochschulen (FH) in der Schweiz (next-step Bildung. Beruf. Liechtenstein, 2022a). Eine weitere Bil-
dungsmöglichkeit nach der obligatorischen Schulzeit ist das Absolvieren einer Fachschule bzw. Fach-
mittelschule in Liechtenstein, der Schweiz oder in Österreich, welche auf ein Studium auf Tertiärstufe 
(z.B. Höhere Fachschule und unter bestimmten Bedingungen einer Fachhochschule, Universität, pä-
dagogische oder technische Hochschule) vorbereiten (next-step Bildung. Beruf. Liechtenstein, 2022a, 
2022c). Ferner liegen verschiedene Brückenangebote für Jugendliche vor, die nach der obligatorischen 
Schulzeit keinen Ausbildungsplatz gefunden haben (10. Schuljahr, Vorlehre, gestalterischer Vorkurs, 
Privater Anbieter kaufmännisches Brückenjahr, Wirtschaftsschule, Sozialjahr, next-step Bildung. Beruf. 
Liechtenstein, 2022b). 

Aus den Befragungen: Die Durchlässigkeit des liechtensteinischen Bildungssystems wird positiv be-
wertet und es wird von verschiedenen Personen (zum Beispiel Bildungsbehörde und Eltern) aus 
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eigener Erfahrung beschrieben, wie diese in bekannten Fällen einwandfrei funktioniert habe. Diese 
Beispiele beziehen sich insbesondere auf die Möglichkeiten in den weiterführenden Schulen und im 
tertiären Bildungsbereich. Auch beschreibt die Schulleitung einer Realschule, dass der Weg ans Gym-
nasium den Schüler*innen mit entsprechenden Leistungen offenstehe.  

Bemängelt wird von Lehrpersonen und Eltern die frühe Selektion nach Leistung. Die Einteilung in ver-
schiedene Schultypen führe dazu, dass Kinder sich entscheiden müssen, entweder in die Oberschule, 
Realschule oder ans Gymnasium zu gehen. Dabei sei es nicht möglich, dass ein Kind zum Beispiel nur 
in einem Fach die Niveaugruppe wechseln könnte. Aus Sicht einiger Eltern müsse die Oberschule ein 
sehr grosses Spektrum abdecken und habe zusätzlich öfters einen eher schlechten Ruf. Eine Leitungs-
person beschreibt auch die Ungerechtigkeit, wenn ein*e Schüler*in mit sehr guten Leistungen in der 
Oberschule auf einem ähnlichen Niveau stehe, wie ein*e weniger erfolgreiche*r Schüler*in im Gymna-
sium. Eine Schulleitung beschreibt, dass zwischen den Schulformen Absprachen hinsichtlich des Un-
terrichtsstoffes stattfinden, damit die Durchlässigkeit zwischen den verschiedenen Schulformen ge-
währleistet werden könne.  

Die Realschulen zeichnen sich aus Sicht einer Schulleitung dadurch aus, dass sie viel Zeit in die Be-
rufswahlvorbereitung investieren, während dies am Gymnasium nicht fokussiert wird. Es sei zu be-
obachten, dass die Realschulen deshalb beliebter würden, vor allem bei den Eltern. Demgegenüber 
habe aber auch das Gymnasium eine «grosse Lobby», da sind sich die Befragten einig (Bildungsver-
waltung und Bildungsbehörde, Schulleitungen, Lehrpersonen, Eltern). Wenn es Übertritte von der Re-
alschule ins Gymnasium gäbe, was laut einer Schulleitung öfter vorkomme, dann werden die Noten 
dieser Schüler*innen verfolgt und überprüft, ob der Wechsel auch klappe. In einigen Aussagen insbe-
sondere von Lehrpersonen unterschiedlicher Schulen wird das Gymnasium als «Elite» bezeichnet, die 
einen «eigenen Zug fahren» und sich wenig in die Schullandschaft integrieren. Einige Schulleitungen 
und Lehrpersonen berichten ausserdem, dass nicht alle Kinder beim Übertritt dieselben Chancen hät-
ten. Für den Entscheid macht die Lehrperson einen Vorschlag und die Eltern können mitbestimmen. 
Aus Sicht dieser Lehrpersonen kommt es auch auf die Beziehungen der Eltern im Bildungssystem an, 
ob ihr Kind in das Gymnasium übertreten kann oder nicht. Sie haben das «letzte Wort». Dies wird von 
den befragten Lehrpersonen als ungerecht empfunden.  

Die Lehrpersonen beschreiben, dass es auch noch eine formale Prüfung für den Übertritt gibt, wenn 
nicht Einigkeit zwischen Eltern und Lehrpersonen besteht. Der Unterricht in Gymnasium und auch in 
der Realschule werden von Lehrpersonen und Eltern anders beschrieben als in der Oberschule. Dabei 
sei dort die Selbstverantwortung der Schüler*innen und auch die Klassengrösse deutlich höher als in 
der Oberschule. Im Gespräch mit Eltern wird vom «Stempel» der Oberschule gesprochen, den die 
Eltern tunlichst vermeiden möchten. Dennoch betonen einige Eltern, dass die Förderung in der Ober-
schule sehr gut sei. In verschiedenen Interviews und Diskussionen werden Möglichkeiten der Aufhe-
bung der Dreigliedrigkeit durch die Entwicklung hin zu einer Gesamtschule (Lehrpersonen, Schullei-
tung) diskutiert.  
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6.3 Schulformen 

In Liechtenstein gibt es mehrheitlich staatliche Schulen. Aktuell verfügt der Primarschulbereich über 
zehn Kindergärten und Gemeindeschulen (Kindergarten und Primarschule zusammen) und eine Ge-
meindeschule ohne Kindergarten. Im Sekundarschulbereich bestehen derzeit fünf Real- und drei Ober-
schulen, das Liechtensteinische Gymnasium und eine Berufsmaturitätsschule (Schulamt des Fürsten-
tums Liechtenstein, 2022j). Ausserdem verfügt Liechtenstein über eine Sportschule für Jugendliche, 
welche eine Karriere im Leistungs- oder Spitzensport anstreben. Die Sportklassen sind entweder einer 
Realschule oder dem Gymnasium angegliedert (Schulamt des Fürstentums Liechtenstein, 2022g). 
Weiter gibt es zwei Schulen explizit für Schüler*innen mit besonderen Lernbedürfnissen. Die eine ist 
die liechtensteinische Timeout Schule für Schüler*innen, die sich temporär in einer schulischen, fami-
liären oder privat schwierigen Situation befinden mit dem Ziel der Wiedereingliederung in die Regel-
klasse. Die andere Schule ist die sonderpädagogische Tagesschule mit einer sonderpädagogischen 
Schule und einer Sprachheilschule für die verstärkte sonderpädagogische und sprachliche Förderung 
von Schüler*innen des Primar- und Sekundarschulbereichs I (Heilpädagogisches Zentrum Liechten-
stein, 2022; Schulamt des Fürstentums Liechtenstein, 2022j). Zusätzlich verfügt Liechtenstein über 
eine Schule für ein freiwilliges 10. Schuljahr, welches auf der letzten Schulstufe der Ober- und Real-
schule aufbaut und den Schüler*innen als Brückenangebot in die Sekundarstufe II dienen kann (Schul-
amt des Fürstentums Liechtenstein, 2022c, 2022j). In Liechtenstein gibt es zwei Hochschulen auf Ter-
tiärstufe mit akademischem Titelrecht: Die staatliche Universität Liechtenstein und die private Univer-
sität im Fürstentum Liechtenstein (UFL). Während erstgenannte Studiengänge in Wirtschaftswissen-
schaften und Architektur von der Bachelor- über die Master- bis zur Doktoratsstufe erlaubt, sind in der 
zweitgenannten einschliesslich Doktorstudiengänge in Rechts- und medizinischen Wissenschaften 
möglich. Die liechtensteinische Bildungslandschaft hat weiter mit dem Liechtenstein-Institut als wissen-
schaftliche Forschungsstätte für spezifisch liechtensteinische Themen eine «hochschulähnliche» Insti-
tution ohne Titelrecht (Schulamt des Fürstentums Liechtenstein, 2022b). Zusätzlich zu den genannten 
Schulen im Primar-, Sekundar- und Tertiärbereich gibt es eine Musikschule mit musikalischen Freizeit-
angeboten für Kinder und Erwachsene sowie eine Kunstschule mit einem kostenpflichtigen gestalteri-
schen Vorkurs als Grundlage für eine beruflicher Werdegang im Kunstbereich und verschiedenen Frei-
zeitangeboten für Kinder und Erwachsene (Kunstschule Liechtenstein, 2022; Musikschule Liechten-
stein, 2022).  

Neben den öffentlichen Schulen sind in Liechtenstein aktuell zwei kostenpflichtige Privatschulen zuge-
lassen. Dies ist zum einen die Liechtensteinische Waldorfschule (Gesamtschule basierend auf der Pä-
dagogik von Rudolf Steiner) und zum anderen eine bilinguale Privatschule («formatio billinguale») mit 
einer Primarschule, einer Sekundarschule I und einem Unter- sowie Obergymnasium (Schulamt des 
Fürstentums Liechtenstein, 2022g, 2022j).  

Aus den Befragungen: Die Interviewpartner*innen betonen, dass es hinsichtlich der Schulformen in 
Liechtenstein praktisch «keine Dynamik» gäbe (Bildungsverwaltung). Die bestehenden Privatschulen 
hätten schon eine lange Tradition und haben teilweise einen sehr guten Ruf, jedoch berichten auch 
einige Lehrpersonen, dass die Privatschulen vor allem von Familien des oberen Mittelstandes gewählt 
werden. Es ist laut der Bildungsverwaltung ausserdem auch möglich, dass die Schüler*innen aus 
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Liechtenstein eine Privatschule im Ausland besuchen. Aus den Interviews wird ersichtlich, dass einige 
Personen das Gefühl haben, dass die privaten Anbieter flexibler und innovativer seien und die Haltung 
des Staats gegenüber den Privatschulen wird als zu defensiv beschrieben (vor allem aus Sicht der 
Wissenschaft und Bildungsverwaltung). Aus Sicht einiger interviewten Eltern und Lehrpersonen, schi-
cken manche Eltern ihre Kinder nach einer gewissen Zeit in der Privatschule lieber wieder in die öf-
fentliche Schule, weil sie Angst hätten «den Anschluss zu verpassen». Es werden von Eltern und 
Schulleitenden sowie der Bildungsverwaltung auch verschiedene Projekte zur Erweiterung des Schul-
raums und Bau neuer Schulen beschrieben. Laut einigen Lehrpersonen ist man diesen Projekten ge-
genüber sehr skeptisch eingestellt, weil einerseits politische Entscheide dahinter vermutet werden und 
andererseits, weil Schulen und Gemeinden Angst vor dem Rückgang der Schüler*innenzahlen und 
somit auch der vorhandenen Arbeitsplätze haben. 

6.4 Grundlagen, Organisation und Governance des Bildungssystems 

6.4.1 Rolle des Staates 

Die Rolle des Staates im Bildungsbereich ist im Rahmen der Verfassung des Fürstentums Liechten-
stein (Verfassung des Fürstentums Liechtensteins, 1921/01.02.2021) und auch des Schulgesetzes 
(SchulG) stark verankert (SchulG), 1972/01.01.2021). So steht «das gesamte Erziehungs- und Unter-
richtswesen» unter staatlicher Aufsicht (Verfassung des Fürstentums Liechtensteins, 1921/01.02.2021, 
Artikel 16.). Im Vergleich mit der Schweiz wurde das Berufsschulsystem Liechtensteins (1976) wie auch 
die tertiäre Bildung erst spät durch entsprechende Gesetze geregelt. 

6.5 Aufgabe zentraler Akteure  

Das liechtensteinische Schulgesetz (SchulG), 1972/01.01.2021) beschreibt die Rollen und Zuständig-
keiten hinsichtlich der unterschiedlichen Schulformen. Es fällt auf, dass die Regierung bei der Eröff-
nung von öffentlichen (Art 4.) und privaten Schulen eine zentrale Rolle spielt. Ebenso bei der Festle-
gung der Schulbezirke, die darüber bestimmt, inwiefern die Kinder den Schulen zugeordnet werden 
(Art. 5). Somit ist die Schulwahl im Fürstentum Liechtenstein klar gesetzlich eingeschränkt: «Der Schul-
bezirk ist jenes Gebiet, innerhalb dessen die nach der Schulart in Betracht kommenden und im Schul-
bezirk wohnhaften Schulpflichtigen zum Besuch der Schule verpflichtet oder berechtigt sind» (Art. 5, 
Absatz 2). Bei den Primarschulen und Kindergärten entscheidet dies nicht die Regierung, sondern der 
Gemeindeschulrat. Konkretisiert werden diese Vorgaben durch die Schulordnungen, die spezifisch für 
die einzelnen Schularten formuliert werden (Art. 13). Pädagogisch-inhaltlich wird der Unterricht durch 
den Lehrplan angeleitet, der durch die Regierung festgesetzt wird (Art. 8.). Im Liechtensteiner Lehrplan 
LiLe, der inhaltlich auf dem schweizerischen Lehrplan 21 basiert, sind die Bildungs- und Erziehungs-
ziele sowie die fachspezifischen, personalen, sozialen und methodischen Kompetenzen für die einzel-
nen Stufen des Kindergartens sowie des Primar- und Sekundarschulbereichs I festgelegt (Schulamt 
des Fürstentums Liechtenstein, 2019). Für die Sekundarstufe liegen gesonderte Lehrpläne vor. Der 
Lehrplan des Oberstufengymnasiums wurde in den Schuljahren 2020-2021 revidiert und wird bis 
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August 2025 flächendeckend eingeführt (LG Liechtensteinisches Gymnasium, 2022). Die berufliche 
Grundbildung orientiert sich am Lehrplan der Berufsmaturitätsschulen Liechtenstein. Ferner liegen se-
parate Lehrpläne für das Brückenangebot des freiwilligen 10. Schuljahres sowie den konfessionellen 
Religionsunterricht vor (Schulamt des Fürstentums Liechtenstein, 2022f).  

Die Schulen in Liechtenstein haben durch verschiedene Reformbestrebungen der letzten Jahre mehr 
Gestaltungsspielraum erhalten. Das Schulamt ist aber weiterhin in zentrale Prozesse involviert. Aus 
verschiedenen Perspektiven zeichnen sich Veränderungen im Bereich der Führungsaufgaben zwi-
schen unterschiedlichen Akteuren ab. Dies wird im Folgenden hinsichtlich der unterschiedlichen Funk-
tionen, Rollen und Aufgaben im Bereich der Steuerung beschrieben. 

6.5.1 Schulleitung 

Die Schulleitung (SchulG), 1972/01.01.2021, Art. 91) übernimmt Aufgaben der administrativen, perso-
nellen, finanziellen und pädagogischen Führung und ist den Behörden rechenschaftspflichtig. Auf Be-
hördenseite sind unterschiedliche Organe eingesetzt. Die Schulleitung wird in personelle Entscheidun-
gen des Schulamts einbezogen und ist verpflichtet, an den Schulleitungskonferenzen teilzunehmen. 
Die Schulleitung leitet weiter die Lehrpersonenkonferenz und verfolgt zusammen mit dem Schulamt 
pädagogische Entwicklungen. Zu den weiteren Aufgaben gehören die Zuteilung von Lehrpersonen und 
Schüler*innen zu den Klassen, die Erstellung der Stundenpläne, die Verwaltung des Schulbudgets und 
weitere organisatorische und administrative Aufgaben (Eurydice, 2022c).  

Aus den Befragungen: Die Schulleitung ist die vorgesetzte Person der Lehrpersonen. Hinsichtlich pä-
dagogischer Schulentwicklungsprojekte (z.B. Schulversuch, Unterrichtsentwicklung) zum Beispiel zeigt 
sich, dass die Schulleitenden zwar Projekte anmelden können, sich jedoch sehr stark an die Vorgaben/ 
Richtlinien des Schulamts halten müssen. Diese Einschränkung der Funktion der Schulleitung auf die 
Administration oder Verwaltung wird von einigen Eltern und Personen aus der /Bildungsbehörde wahr-
genommen. Aus Sicht der interviewten Personen könnte dies mit der Tradition der Schulleitungsfunk-
tion zu tun haben.  

Gemäss einer Person aus der Bildungsverwaltung und Erfahrungen einer schon länger im Beruf tätigen 
Lehrperson bestand vor der Einführung der geleiteten Schulen hinsichtlich der Leitung das «Rotations-
prinzip», das heisst, dass Lehrpersonen im Teilzeitpensum zu dieser Funktion verpflichtet wurden. Die 
Schulleitungen übernehmen heute laut einer Lehrperson und einer Person aus der Bildungsverwaltung 
insbesondere in kleineren Schulen und im Gymnasium noch Aufgaben im Unterricht und kennen 
dadurch auch die Schüler*innen.  

Eine Schulleitung beschreibt, dass sie hinsichtlich des Unterrichts «null Kompetenzen» und «begrenz-
ten Einblick» habe. Ausserdem bemängelt eine andere Schulleitung, dass das Alltagsgeschäft so auf-
wändig sei, dass Visionen nicht mehr realisiert werden können. Aus Sicht einiger Lehrpersonen sei es 
wichtig, dass die Schulleitung «wirklich Schulleitung ist und nicht einfach eine Lehrperson, die die 
Schulleitung nebenbei macht». Ebenso wünschen sich einige Lehrpersonen, dass die Schulleitung die 
Unterrichtsbesuche macht, weil dies jemand machen sollte, der/die täglich in der Schule ist und sieht, 
wie die Lehrpersonen im Schulzimmer arbeiten. Nur so könnten die Schulleitungen mit den Lehr-
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personen «auf ein gemeinsames Ziel hinarbeiten und nicht immer mit dem Mahnfinger, aber im wert-
schätzenden Sinne». 

Eine Person aus der Bildungsverwaltung beschreibt, dass Schulleitungen teilweise ihre Kompetenzen 
auf die Personalrekrutierung erweitert hätten und auch Mitarbeitendengespräche geführt werden. Die 
Entscheidungsfreiheit vor Ort – insbesondere im Bereich der Zuweisung von Unterstützungsstrukturen 
– ist für die Schulleitenden immer noch eingeschränkt und «autonomes Mitdenken» ist aus Sicht einer 
befragten Schulleitung weniger gefragt. 

Aus Sicht von Personen der Bildungsverwaltung nutzen die Schulleitenden ihren Gestaltungsspielraum 
nicht komplett aus. Ebenso sagt eine Schulleitung und eine Person aus der Wissenschaft, dass es auf 
«den direkten Draht zum Schulamt» ankomme, inwiefern die Autonomie durch die Schulleitungen ge-
nutzt werden kann. Ausserdem scheint es gemäss einer Person aus der Bildungsverwaltung, dass 
Lehrpersonen zum Teil nicht von den Schulleitungen beurteilt werden möchten und diese sich dafür 
«Fachleute», in diesem Fall das Schulamt, wünschen. 

6.5.2 Schulamt und Schulaufsicht 

Das Schulamt ist für die «Aufrechterhaltung und Weiterentwicklung des Schulbetriebs», (SchulG), 
1972/01.01.2021, Art. 106) zuständig. Die Aufgaben sind sehr vielfältig und sind nicht nur auf Admi-
nistration beschränkt. Das Schulamt ist für die Führung der Schulleitenden und die Aufsicht über das 
Lehrpersonal zuständig, für die Verteilung der finanziellen Mittel sowie für das Bildungscontrolling und 
die Qualitätsentwicklung. Ebenso entscheidet das Schulamt über Schulgebäude und Schulanlagen der 
weiterführenden Schulen. Das Schulamt ist eine zentrale Meldestelle für verschiedenste Prozesse im 
Bereich der Bereitstellung der Schule sowie den Schulbesuch der Schüler*innen (siehe z.B. auch Ka-
pitel 6.2 zu Übertrittsentscheidung Primarstufe – Sekundarstufe). Ausserdem gibt es auf der Ebene der 
Regierung den Schulrat, der sich aus dem/der Leiter*in des Schulamts und weiteren sechs Mitgliedern 
zusammensetzt. Der Schulrat entscheidet in Konflikt- und Streitfällen, die die Beschulung und Einrei-
hung einzelner Schüler*innen betreffen (Eurydice, 2022c). Die Schulaufsicht ist Teil des Schulamtes 
und ist für die direkte Führung der zugeordneten Schulleitungen zuständig. Ebenso gehören Aufsicht 
über die Lehrpersonen (Unterricht, Leistung, Weiterbildung, Besoldung etc.) zur Aufgabe der Schulauf-
sicht. Die Schulaufsicht soll hinsichtlich der pädagogischen und organisatorischen Anpassungen (zum 
Beispiel Entlassungen) mit der Schulleitung im Austausch stehen (SchulG), 1972/01.01.2021).  

Aus den Befragungen: Das Schulamt wird durch einige Eltern, Schulleitungen und Lehrpersonen als 
«zentralistisch» und «hierarchisch» beschrieben und eine Person aus der Bildungsverwaltung be-
schreibt, dass dabei «unsichtbare Linien, die man nicht überschreiten darf» vorhanden sind. Das Schu-
linspektorat (die Schulaufsicht) ist für die Unterrichts- und Personalentwicklung zuständig, die Inspek-
tor*innen machen Unterrichtsbesuche und definieren die Ziele für die Lehrpersonen. Es finden monat-
liche Treffen zwischen Schulleitung und Schulinspektion statt. 

Laut den befragten Personen aus der Bildungsverwaltung gibt es Bestrebungen, dass sich die Rollen- 
und Aufgabenverteilung zwischen Schulamt und Schulleitung verändern wird. Eine der grösseren Her-
ausforderungen wird die Frage der Beurteilung der Lehrpersonen sein. Denn bis jetzt war das Schulamt 
verantwortlich und konnte den Schulleitenden «den Rücken stärken».  
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Aus Sicht der Lehrpersonen ist es zum Teil irritierend, dass «die Schulentwicklung selber eine Stufe 
weiter oben gemacht wird». Zum Beispiel wenn es um das Weiterentwickeln von Jahreszielen im Be-
reich Individualisierung und Differenzierung geht. Das Verhältnis zwischen Lehrpersonen und Inspek-
torat wird als «kollegial» beschrieben. Diese Einschätzung ist aber individuell sehr unterschiedlich. Die 
Impulse für die Entwicklung müssen aus Sicht der Lehrpersonen aus dem Kollegium kommen, damit 
würde es auch weniger Widerstand geben. Die Führung der Lehrpersonen durch das Schulinspektorat 
wird als «Übergangslösung» bezeichnet, weil die Einführung der geleiteten Schulen auch mit grossen 
Ängsten verbunden war. Die Schulinspektorate sollten sich zukünftig stärker auf die Führung der Schul-
leitung fokussieren und bei schwierigen Personalsituationen Unterstützung bieten. Jedoch sei es auf-
grund der geographischen Begrenztheit des Landes zum Teil auch schwierig, neue Führungsstrukturen 
einzuführen und umzusetzen, weil alle einander kennen. Des Weiteren beschreiben einige Eltern, dass 
in vielen Bereichen die Vorgaben fehlten und eine gewisse «Planlosigkeit» in der Umsetzung vorherr-
sche z.B. bei der Umsetzung der Digitalisierung. Dazu gehört auch die Diskussion, dass das Schulamt 
praxisnahe und konkretere Vorgaben geben sollte, zum Beispiel anhand von Konzepten und Rahmen-
papieren. Eine Herausforderung sei es gemäss einer Person aus der Bildungsverwaltung, diese Kon-
zepte dann in den Schulen vorzustellen und auch anwendungsfähig zu machen.  

6.5.3 Gemeinde und Behörde 

Die Aufgabe der Trägerschaft wird je nach Schulart der Gemeinde (für Kindergarten und Primarschule; 
(SchulG), 1972/01.01.2021 Art. 20, Art. 25) oder dem Staat (Sonderschulen, Oberschulen, Realschu-
len, Berufsmittelschulen und Gymnasien; Art. 34, Art. 37, Art. 44, Art. 52b, Art. 53) zugewiesen. Insge-
samt werden mehr als ein Fünftel der Bildungskosten von den Gemeinden getragen (Schiess Rüti-
mann, 2019). Der Gemeindeschulrat (SchulG), 1972/01.01.2021, Art. 110) wirkt als Bindeglied zwi-
schen Einzelschule und Landesbehörde. Der Gemeindeschulrat wird durch den Gemeinderat gewählt 
und ist zuständig für Kindergärten und Primarschulen. Er vertritt die Gemeindeinteressen, wenn Ver-
änderungen im Bildungs- und Erziehungswesen anstehen. Weiter erstellt er den Gemeindebudgetan-
trag Bildung an den Gemeinderat. Weitere Aufgaben sind die Kontrolle über gemeindeeigene Schul-
anlagen. Bei Stellenbesetzungen (Lehrpersonen und Schulleitende) hat der Gemeindeschulrat ein Vor-
schlagsrecht (Schulamt des Fürstentums Liechtenstein, 2022d).  

Aus den Befragungen: Im Fürstentum Liechtenstein werden die Primarschulen als «Gemeindeschulen» 
von der finanziellen Kapazität der Gemeinde beeinflusst. Der Schulrat hat laut den befragten Lehrper-
sonen und der Bildungsbehörde jedoch eher eine «beratende Funktion» und keine Weisungsbefugnis. 
Wichtige Einflussbereiche der Gemeindebehörde sind Anstellungen, Personalfragen oder die Budget-
planung. Aus Sicht der Behörde sei es eine etwas schwierige Situation, weil die Gemeinden zahlen 
und somit «Pflichten haben, aber keine Rechte». Dies wird auch durch einzelne Eltern festgestellt. 
Auch bei Themen wie Klassenteilung oder -eröffnung sind die Gemeinden gemäss Aussagen einer 
Lehrperson wenig autonom.  

6.5.4 Personalmanagement 

Die Schulleitungen haben die Aufsicht über die Lehrpersonen in Bezug auf die Einhaltung des Dienst-
auftrags, in diesem Zusammenhang müssen sie jährliche Personalgespräche führen. Weiter sind sie 
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in personelle Entscheidungen des Schulamts einbezogen (Eurydice, 2022c). Die Inspektor*innen der 
Schulaufsicht haben ebenfalls die Aufsicht über die Lehrpersonen, hier geht es insbesondere um die 
Beurteilung des Unterrichts im Rahmen von Unterrichtsbesuchen, die Weiterbildung und die Mitwirkung 
bei Einstellungen und Entlassungen (Schulamt des Fürstentums Liechtenstein, 2022i) 

Aus den Befragungen: Wie oben beschreiben sind die Aufgaben im Personalmanagement zwischen 
der Schulleitung und dem Schulinspektorat oder Schulamt aufgeteilt. Die Schulleitung erhält gemäss 
einer Person aus Bildungsverwaltung immer mehr Mitbestimmungsmöglichkeiten, wenn es um die An-
stellung von Lehrpersonen geht. So mache die Schulleitung nun teilweise auch die Bewerbungsge-
spräche selber. Die Entscheidungsmacht bleibt jedoch bei der Behörde. Aus der Sicht einer Schullei-
tung funktioniert die Personalentwicklung aber noch nicht so gut, weil die Lehrpersonen an der Nutzung 
von Weiterbildungen und an Weiterentwicklung eher wenig Interesse hätten. Eine Schwierigkeit stelle 
gemäss Aussagen einzelner Lehrpersonen auch der teilweise befristete Arbeitsvertrag dar, den die 
Lehrpersonen haben, der Unsicherheit auslösen könne. 

Einige Lehrpersonen setzen sich für «Peerfeedback» ein, damit authentisch und zielgerichtet mit den 
Kolleg*innen in Bezug auf die Unterrichtsentwicklung gearbeitet werden könne.  

Eine weitere Herausforderung sei gemäss einer Person aus der Bildungsverwaltung, dass der Haus-
dienst nicht direkt der Schulleitung unterstellt ist, ebenso die Schulsozialarbeit. Die Befragten sind sich 
unsicher, warum man den Schulleitungen diese Aufgabe nicht zutraut.  

6.5.5 Pädagogische Aspekte 

Aus strategischer Perspektive zielt das liechtensteinische Bildungssystem darauf hin, alle Menschen 
in Liechtenstein bei der Entfaltung ihrer individuellen Potenziale zu unterstützen und «sie dazu befähigt, 
sich aktiv, verantwortungsvoll sowie selbstbestimmt an einer menschlichen, offenen und demokrati-
schen Gesellschaft zu beteiligen»(Regierung Fürstentum Liechtenstein, 2021, S. 5). Dazu gehört auch 
die Gewährleistung der schulischen Fördermassnahmen. Gestützt auf gesetzlichen Grundlagen (liech-
tensteinisches Schulgesetz, Schulorganisationsverordnung, Verordnung zu den Schulischen Förder-
massnahmen, Behindertengleichstellungsgesetz) und untermauert durch die im LiLe formulierten 
Werte bietet der öffentliche Kindergarten- und Pflichtschulbereich zusätzliche Förderungsmöglichkei-
ten für Schüler*innen mit besonderen Bedürfnissen oder überdurchschnittlichen Leistungen (Begab-
tenförderung). In den Kindergärten und Schulen wird entsprechend dem Grundsatz der «Individualisie-
rung und der Inklusion gelebt und gehandelt» (Schulamt des Fürstentums Liechtenstein, 2021, S. 6). 
Das Förderangebot umfasst besondere schulische Massnahmen (z.B. Ergänzungsunterricht, Spezielle 
Förderung, Deutsch als Zweitsprache), pädagogisch-therapeutische Massnahmen (z.B. Logopädie, 
Psychomotorik, heilpädagogische Früherziehung), sozialpädagogische Massnahmen (z.B. Schulsozi-
alarbeit, Timeout Schule) und einen schulpsychologischen Dienst. Für jede Gemeinde- und Oberschule 
steht pro Schuljahr eine bestimmte Anzahl an Förderlektionen zur Verfügung, die mit einem Berech-
nungstool ermittelt werden. Die Schüler*innen mit erhöhtem Förderbedarf werden in drei Förderstufen 
eingeteilt. Innerhalb der Förderstufe 1 wird das entsprechende Kind im Klassenunterricht individuell 
gefördert und beraten. Erreicht es die im Lehrplan formulierten Grundansprüche in ein bis zwei Fächern 
trotz der Förderbemühungen nicht, erfolgt die Zuteilung in die Förderstufe 2, welche eine „Zusätzliche 
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Förderung ZF» umfasst. Reicht die Förderung hier auch nicht aus, erfolgt die Zuteilung in die Förder-
stufe 3, welche eine «Zusätzlich verstärkte Förderung ZvF» beinhaltet (Schulamt des Fürstentums 
Liechtenstein, 2021, S. 23–24). Sollte der Bildungsbedarf eines Kindes über die Möglichkeiten der För-
dermassnahmen hinausgehen, besteht die Möglichkeit einer externen Beschulung ausserhalb des 
Klassenverbandes (Sonderschulung oder Schulung für Hochbegabte) (Schulamt des Fürstentums 
Liechtenstein, 2021). 

Hinsichtlich der pädagogischen Gestaltungsmöglichkeiten wurde gerade im Rahmen der «Kleinen An-
frage» (Oehry, 2022) besprochen, welche Gestaltungsmöglichkeiten die Schulen hinsichtlich der Wahl 
pädagogischer Schulmodelle haben. Es wird beschrieben, dass Überlegungen bestehen, im Rahmen 
eines Schulversuches in Balzers (Schulraum) ein gesamtschulartiges Modell erprobt werden soll, wel-
ches den Schüler*innen der weiterführenden Schulen ermöglicht, gemeinsam den Unterricht zu besu-
chen. Sie würden dann nach unterschiedlichen Leistungsniveaus in den Kernfächern unterrichtet. Aus 
Sicht der antwortenden Regierungsrätin sind jedoch solche Projekte als «bottom up» zu beschreiben. 
Das heisst, dass sie in spezifischen Schulen entstehen und auch dort konkret anhand von Konzepten 
ausgestaltet werden.  

Aus den Befragungen: Pädagogische Freiheit besteht zum Beispiel hinsichtlich der Wahl der Lehrmittel, 
die schulintern geregelt wird. Einige Lehrpersonen nehmen wahr, dass der Druck aufgrund des Unter-
richtsstoffes zugenommen habe und sie weniger Zeit für individuelle Projekte haben. Dennoch können 
die Schulen selber bestimmen, welche Jahresthemen sie verfolgen möchten. Ausserdem können die 
Schulen über den Auftritt auf der eigenen Website selber bestimmen und «ihre Vorzüge herausstellen».  
In den Gesprächen mit Personen aus der Bildungsverwaltung zeichnet sich ausserdem die Tendenz 
ab, dass zwischen Schule und Schulamt in Zukunft mehr «auf Augenhöhe» gearbeitet werden soll. 
Pädagogische Fragen, zum Beispiel im Bereich der Integration, werden aus Sicht der Lehrpersonen 
eher von «oben», das heisst vom Schulamt, vorgegeben und die Lehrpersonen können wenig mitbe-
stimmen.  

6.6 Finanzierung 

Die Finanzierung des liechtensteinischen Bildungswesens unterscheidet sich je nach Bildungsstufe 
(Eurydice, 2022b). Gemäss der Bildungsstatistik 2021 wendete der Staat und die Gemeinden im Jahr 
2020 202.2 Millionen Franken. für das Bildungswesen auf, wobei der Betrag dabei knapp drei Viertel 
(76.5%) vom Staat finanziert wurde. Die Gemeinden beteiligten sich mit 23.5 Prozent mit (Amt für Sta-
tistik Fürstentum Liechtenstein, 2021). Laut der liechtensteinischen Landesverfassung liegt die Haupt-
verantwortung beim Staat und seiner im Artikel 17 verankerten Aufgabe, das Erziehungs- und Bildungs-
wesen zu unterstützen und zu fördern (Verfassung des Fürstentums Liechtensteins, 1921/01.02.2021). 
Die Umsetzung dieses Verfassungsauftrags geschieht durch das Betreiben eigener öffentlicher Schu-
len, den Besuch ausländischer weiterführender Schulen beispielsweise über ein Platzsicherungsab-
kommen oder auf Grundlage des Stipendiengesetzes im Sinne einer einkommensabhängigen Finan-
zierung der Bildungsnachfrage (Eurydice, 2022b). Neben dem Staat und den Gemeinden als Schulträ-
gerinnen beteiligen sich auch die Wirtschaft und Private an der Finanzierung (Eurydice, 2022b). Der 
Unterricht und die Lehrmittel an öffentlichen Schulen sind für die Eltern kostenlos. An den Schulen der 
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Sekundarstufe II wird ein Elternbeitrag für Lehrmittel erhoben (Eurydice, 2022b). Als öffentlich-rechtli-
che Stiftung wird die Universität Liechtenstein vom Staat subventioniert. Die weiteren Hochschulen 
werden auf Grundlage einer Leistungsvereinbarung zwischen der jeweiligen Hochschule und der Re-
gierung finanziert (Eurydice, 2022b). Liechtenstein verfügt über keine eigenen Bildungsinstitutionen im 
Bereich der Berufsbildung. Um den Lernenden dennoch Zugang zu allen Ausbildungsgängen zu er-
möglichen, unterhält Liechtenstein einerseits Staatsverträge mit angrenzenden Ländern wie der 
Schweiz und einzelnen Bildungsinstitutionen, andererseits beteiligt sich Liechtenstein finanziell an be-
stimmten ausländischen Bildungsinstitutionen (z.B. Ostschweizer Fachhochschule) oder leistet Aus-
gleichzahlungen in Form von gewissen Beiträgen pro Lernende*r. Der Bereich der Weiterbildung wird 
mehrheitlich durch private Trägerschaften finanziert (Eurydice, 2022b).   

Der aktuelle Bildungsbericht Liechtenstein zeigt, dass sich die Bildungsausgaben in der obligatorischen 
Schulzeit trotz sinkender Schüler*innenzahlen nominal wie auch relativ zu den gesamten Staatsaus-
gaben erhöht haben (2.3 Prozentpunkte über dem Mittelwert der Jahre 2014 und 2016). Im internatio-
nalen Vergleich lässt sich festhalten, dass Liechtensteins öffentliche Bildungsausgaben im Verhältnis 
zu ihrer Wirtschaftsleistung einen relativ niedrigen Anteil aufweisen. Dies lässt sich insbesondere mit 
dem nicht vollständig ausdifferenzierten Bildungswesen im Sekundarbereich II und im Tertiärbereich 
erklären, wozu beispielsweise das Fehlen von Berufs- und Mittelschulen oder einer Fachhochschule 
zählen (Budimir, 2021). Die Bildungsausgaben pro Schulkind im obligatorischen Schulbereich liegen 
gemäss Bildungsbericht Liechtenstein über denjenigen der Schweiz (26’839 CHF versus 20’783 CHF 
im Jahr 2017) (Budimir, 2021) 

In Liechtenstein ist der Anteil der bildungsrelevanten Bevölkerung (3-30-Jährige) mit 23.7 Prozent hö-
her als im Schweizer Durchschnitt, dies kann somit die höhen Pro-Kopf-Ausgaben nicht direkt erklären 
(Kellermann & Schlag, 2006). Hingegen zeigt sich, dass das hohe Brutto-Inland-Produkt (BIP) mit den 
hohen Bildungsausgaben in Zusammenhang stehen könnte. Jedoch ist die Kausalität von Ausgaben, 
Steuereinnahmen und Mittelaufwendung im Bildungsbereich nicht geklärt: «Führt ein hohes BIP, das 
tendenziell hohe Steuereinnahmen generiert, zu grosszügigen Mittelaufwendungen im öffentlichen 
Sektor im Bereich Bildung? Oder bauen Volkswirtschaften, die sich mittelfristig überdurchschnittlich im 
Bildungsbereich engagieren, einen besonders produktiven Humankapitalstock auf, der die Wettbe-
werbsfähigkeit einer Volkswirtschaft steigert und damit hohe Einkommen ermöglicht?» (Kellermann & 
Schlag, 2006, S. 35). 

In Liechtenstein ist die Zuordnung der Schüler*innen durch ihre Wohngemeinde klar geregelt. Begrün-
dete Ausnahmen sind möglich, dann können die Kinder die Schule in einer anderen Wohngemeinde 
besuchen (SchulG), 1972/01.01.2021). Eine Studie im Auftrag der Stiftung Zukunft Liechtenstein mit 
dem Ziel, die Beziehung zwischen Liechtenstein und der Schweiz in den Bereichen der Volkswirtschaft, 
Bevölkerung, Bildung und Finanzen zu analysieren, kommt zum Schluss, dass ein Unterschied zwi-
schen der Schweiz und Liechtenstein im Bereich Bildung die durchschnittliche Klassengrösse im obli-
gatorischen Schulbereich ist. Auf der Primarstufe in der Schweiz fällt die durchschnittliche Schüler*in-
nenzahl acht Prozent höher aus als in Liechtenstein (Schuljahr 2018/19, FL: 17.7 Schüler*innen pro 
Klasse, CH: 19.3 Schüler*innen pro Klasse). Auf der Sekundarstufe ist der Unterschied mit 16 Prozent 
noch deutlicher. Die geringeren Klassengrössen in Liechtenstein führen gemäss der Studie zu Unter-
schieden im Betreuungsverhältnis (Anzahl Schulkinder pro Vollzeitlehrperson) und somit auch zu 
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unterschiedlich hohen Bildungsausgaben. Auf der Primarstufe betreuen Schweizer Lehrpersonen im 
Schnitt 35 Prozent mehr Schüler*innen als in Liechtenstein und auf der Sekundarstufe sind es durch-
schnittlich 32 Prozent mehr (Stiftung Zukunft.li, 2020). 

Aus den Befragungen: Die Lehrpersonen verschiedener Schulen beschreiben, dass sie hinsichtlich der 
Zuteilung der Ressourcen nicht flexibel sind. Dies betrifft insbesondere die Unterstützungsmassnah-
men. Die Schulen könnten über das Jahr hinweg nicht mehr Änderungen anbringen, so dürfen zum 
Beispiel keine «Springer*innen» eingesetzt werden. Sowohl eine Person aus der Bildungsverwaltung 
wie auch eine Schulleitung sehen das Schulbudget als «Knackpunkt», weil sie sich an einen strikten 
Budgetplan halten müssen. 

6.7 Qualitätssicherung 

Die Qualitätssicherung wird grundsätzlich durch die Inspektorate des Schulamts im Ministerium für 
Äusseres, Bildung und Sport gewährleistet (Kopp, 2015). Die Vision des liechtensteinischen Bildungs-
system ist, alle Menschen «bei der Entfaltung ihrer individuellen Potenziale» zu unterstützen und sie 
dazu zu befähigen, sich «aktiv, verantwortungsvoll sowie selbstbestimmt» an der Gesellschaft zu be-
teiligen (Regierung Fürstentum Liechtenstein, 2021). Auf Grundlage einer regelmässigen Überprüfung 
der Effizienz, Effektivität und Equity bzw. Chancengerechtigkeit wird das liechtensteinische Bildungs-
system laufend weiterentwickelt und optimiert (Regierung Fürstentum Liechtenstein, 2021). Die Ergeb-
nisse dazu wurden im Jahr 2020 erstmalig als Pilotstudie in einem Bildungsbericht festgehalten und im 
internationalen Vergleich dargestellt (Budimir, 2021). Dabei ist es das ausgesprochene Ziel dieses Be-
richts, evidenzbasiert aufzuzeigen, wo Stärken und Schwächen des Bildungssystems liegen und wel-
che Auswirkungen der neue Lehrplan LiLe auf die Kompetenzen der Schülerinnen und Schüler hat. 
Zum Zeitpunkt 2022 liegt die Pilotstudie vor, die dann in den Folgejahren im Vierjahresrhythmus durch 
regelmässige Monitoringberichte ergänzt werden soll (Liechtenstein-Institut, 2022). Im Weiteren wird 
durch das Schulamt Liechtenstein ab dem Schuljahr 2022/23 die Einführung von sogenannten 
«Checks» («Check dein Wissen») in Form von Leistungserhebungen an öffentlichen Schulen geplant, 
welche den Lehrpersonen als Standortbestimmung der aktuellen Schüler*innenleistungen dienen und 
als Grundlage zur Förderplanung genutzt werden können (Schulamt des Fürstentums Liechtenstein, 
2023). Die «Checks» werden jeweils am Ende der zweiten, sechsten. und neunten Klasse durchgeführt 
(Schulamt des Fürstentums Liechtenstein, 2022a). Die Ergebnisse bieten einen Einblick in die Qualität 
des Liechtensteiner Bildungswesen und sind Teil des Bildungsberichts (Schulamt des Fürstentums 
Liechtenstein, 2023). In der aktuellen Bildungsstrategie Liechtensteins (Regierung Fürstentum Liech-
tenstein, 2021) wurden acht strategische Ziele formuliert und darauf aufbauend Handlungsfelder für 
die liechtensteinische Bildung festgelegt: 1.) Stetige Weiterentwicklung der Qualität des Bildungssys-
tems durch beispielsweise dem Ausbau des Bildungscontrollings, dem Erstellen und Herausgeben ei-
nes Bildungsberichts oder dem Einsatz von Leistungserhebungen zur Verbesserung der Schul- und 
Unterrichtsqualität. 2.) Gewährleisten von ausreichend Autonomie in den Bildungsinstitutionen mit dem 
Ziel einer ausgewogenen Balance zwischen Autonomie und zentraler Steuerung durch beispielsweise 
dem Fördern des Autonomiegrades der Bildungsinstitutionen hinsichtlich deren Aufgaben, Kompeten-
zen und Verantwortlichkeiten oder durch das Unterstützen der Bildungsinstitutionen mittels zentraler 
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Dienstleistungen. 3.) Ermöglichung von vielfältigen Bildungswegen durch beispielsweise einem hori-
zontal wie auch vertikal durchlässigem Bildungssystem oder durch die Sicherstellung des Anschlusses 
an das Schweizer Bildungssystem sowie zu den Hochschulen im europäischen Bildungsraum. 4.) Bil-
dung für alle gewährleisten und lebenslanges Lernen fördern durch beispielsweise der Sensibilisierung 
der Gesellschaft und des Bildungspersonals für das Recht auf inklusive Bildung, der Sicherung des 
Bildungszugangs insbesondere auch für Menschen mit besonderem Bildungs- bzw. Förderbedarf oder 
mit Migrationshintergrund sowie dem Ausbau von Rahmenbedingungen für die Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf. 5.) Zukunftsbefähigung bzw. Förderung der Forschung und Innovation und der Kom-
petenzen des 21. Jahrhunderts in allen Bildungsbereichen durch beispielsweise der Stärkung von Le-
bens- und Berufskompetenzen, Lern- und Innovationskompetenzen oder digitalen Kompetenzen sowie 
der Optimierung von Forschungsförderungen. 6.) Ausbau und Förderung von Kompetenten zur Vernet-
zung und Mobilität zwischen und innerhalb der Bildungsbereiche durch beispielsweise der Förderung 
von länderübergreifenden Austauschprojekten oder der Durchführung von inter- und transkulturellen 
Anlässen in der Grund-, Aus- und Weiterbildung. 7.) Förderung und Ausbau frühkindlicher Förderung 
durch beispielsweise einer verstärkten Zusammenarbeit der zuständigen Fachstellen und -personen, 
dem Definieren von Anforderungen und Gelingensbedingungen der frühkindlichen Bildung oder den 
Ausbau der Elternbildung. 8.) Stärkung des Bildungspersonals durch beispielsweise der Anpassung 
des Dienstauftrages auf aktuelle und zukünftige Anforderungen oder dem Fördern von gezielten Wei-
terbildungen (Regierung Fürstentum Liechtenstein, 2021). Liechtenstein nimmt seit der Erhebung 2012 
nicht mehr an der internationalen Schulleistungserhebung PISA teil (OECD, 2023). 

Aus den Befragungen: Es wird von Akteuren aus der Bildungsverwaltung betont, dass im Fürstentum 
Liechtenstein der Bildungsauftrag «explizit beim Staat angesiedelt» sei. Deshalb übernehme der Staat 
auch eine grosse Verantwortung, zum Beispiel im Rahmen des Bildungscontrollings. Wie oben be-
schrieben sind es die externen Schulinspektorate, die für die Qualitätssicherung und – Entwicklung 
zuständig sind. Dazu gehören die Mitarbeitendengespräche, Meilensteingespräche und die Unter-
richtsbeobachtungen. Von verschiedenen Personen aus der Schulpraxis werden diese als «konzept-
los» und als «Alibiübung» gesehen. Die Jahresziele der Schule sind klar, deren Evaluation wird der 
Schule überlassen. Von Seiten der Bildungsverwaltung wird wenig Konstanz wahrgenommen. Die 
Rückmeldungen sind zudem gemäss einer Lehrperson zu wenig detailliert und zu wenig kritisch. Es 
werden nur wenige Lektionen beurteilt, während dem Prozess der Unterrichtsentwicklung zu wenig 
Wert beigemessen werde.  

In den weiterführenden Schulen gibt es gemäss einer Person aus der Bildungsverwaltung standardi-
sierte Tests, die vor allem von den Lehrpersonen skeptisch betrachtet werden, weil sie auf ihre «Un-
terrichtsfreiheit» Einfluss nehmen. Auch beim Übertritt in die weiterführenden Schulen spielen die stan-
dardisierten Tests eine Rolle, jedoch hat das Bildungsmonitoring noch wenig Gewicht. Sowohl für die 
Entwicklung der Einzelschule wie auch für die Schulstandortübergreifende Entwicklung des gesamten 
Bildungssystems. Im Bildungsbericht werden die Ergebnisse der Tests in Verbindung mit den Anforde-
rungen der Gesellschaft gestellt. Dies ist ein wichtiger Teil des zentralen Bildungsmonitorings. In An-
lehnung an den Schweizer Bildungsbericht soll dadurch ein nationaler und internationaler Vergleich 
ermöglicht werden.  
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Einige Lehrpersonen betonen, dass sie sich in einer Arbeitsgruppe sehr stark für das Qualitätsmanage-
ment einsetzen, sich regelmässig treffen und zum Teil Projekte und Anpassungen hinsichtlich des Un-
terrichts selbstständig evaluieren.  

6.8 Rolle Marktwirtschaft, Wettbewerb und Profilbildung 

Da die Eltern in Liechtenstein die Schule für ihr Kind nicht auswählen können, also keine freie Schul-
wahl besteht und nur eine geringe Profilbildung der Schulen vorhanden ist, besteht kein Wettbewerb 
zwischen den Schulen. Eine Zäsur in der Geschichte der Bildung in Liechtenstein stellte die Volksab-
stimmung zur «Umsetzung der Schul- und Profilentwicklung auf der Sekundarstufe 1» (SPES 1) dar 
(Regierung Fürstentum Liechtenstein, 2008). Die Information zur Volksabstimmung (Regierung Fürs-
tentum Liechtenstein, 2009) beschrieb, dass durch die Abänderung des Schulgesetzes (SchulG) eine 
nachhaltige Qualitätsverbesserung «im Bereich Schul-, Unterrichts- und Personalentwicklung» stattfin-
den soll. Sie sah ausserdem vor, dass das dreigliedrige Schulsystem auf der Sekundarstufe I abge-
schafft und die Schüler*innen gemeinsame Klassen besuchen würden. Die Sekundarschulen hätten 
mit der SPES 1-Reform die Möglichkeit, sich anhand von unterschiedlichen Schwerpunkten zu profilie-
ren. Das profilspezifische Angebot würde in diesem Fall das «obligatorische Kernprogramm von min-
destens 75% des Unterrichts» ergänzen (Regierung Fürstentum Liechtenstein, 2008, Art. 41, 2). Diese 
Abänderung des Schulgesetzes hätte den Schulen einerseits mehr Autonomie in der Gestaltung spe-
zifischer Ausrichtungen ermöglicht und andererseits eine Wahlfreiheit für die Eltern kreieren können. 
Dies zeigt sich zu Beispiel im vorgeschlagenen neuen Artikel 6 zur Zugänglichkeit der Schulen: «Un-
abhängig von der Zugehörigkeit zu einem Schulbezirk sind auf Gesuch der Eltern so viele Schüler mit 
inländischem Wohnsitz in den Kindergarten, die Primar- oder Sekundarschule aufzunehmen, bis die 
maximale Aufnahmekapazität erschöpft ist.» Ebenfalls zentral für diese Gesetzesänderung sind Artikel 
41 zur Gestaltung des Kernprogramms in den Sekundarschulen sowie Artikel 91 zu den Aufgaben der 
Schulleitung (Regierung Fürstentum Liechtenstein, 2008). Das entsprechende Referendumsbegehren 
bezüglich der Abänderung des Schulgesetzes und somit für die Bewahrung des Status Quo hinsichtlich 
der Schulautonomie wurde im März 2009 vom Liechtensteiner Volk angenommen.  

Aus den Befragungen: Das Reformvorhaben SPES wurde abgelehnt und dadurch ein klares Zeichen 
gegen mehr Wahlfreiheit und Profilbildung gesetzt. Die Profilbildung ist jedoch ein Reformbestreben, 
das von den befragten Lehrpersonen und Schulleitungen grundsätzlich als positiver Aspekt der SPES-
Reform gesehen wird. Einige Schulen hätten sich schon profiliert, zum Beispiel im Bereich Digitalisie-
rung. Von einer Schulleitung wird berichtet, dass insbesondere im Bereich Sport oder Musik eine Pro-
filbildung sinnvoll sein könnte, und sich zum Teil auch schon abzeichnet. Momentan besteht diese vor 
allem zwischen Gymnasien und Realschulen. Auch Vertreter*innen des Elternverbandes und eine 
Schulleitung äussern sich dahingehend positiv, dass durch eine Profilbildung der Schulen den indivi-
duellen Interessen und Bedürfnissen der Kinder verstärkt entgegengekommen werden kann. 

Einige Lehrpersonen sehen der Profilbildung von Schulen jedoch auch skeptisch gegenüber. Einerseits 
könne sich die Unterrichtsqualität durch die Schwerpunktsetzung verbessern, andererseits könne es 
auch zu mehr Konkurrenz zwischen den Schulen führen und dazu, dass Schulen dann auf einmal ohne 
Schüler*innen dastehen. Hinsichtlich des Reformvorhabens einer freien Schulwahl herrscht insgesamt 
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Skepsis bei den befragten Personen. Einige Eltern des Elternverbandes erachten eine freie Schulwahl 
als sinnvoll, da sie dadurch die Möglichkeit hätten, ihr Kind bei sozialen Schwierigkeiten (Mobbing, mit 
der Lehrperson) in eine andere Schule zu schicken.  

In Bezug auf eine höhere Wahlfreiheit werden durch Lehrpersonen, Schulleitungen aber auch Vertre-
ter*innen der Bildungsbehörde und Bildungsverwaltung Nachteile vermutet. Zum Beispiel die Zunahme 
der Transporte, was als nicht ökologisch wahrgenommen wird und der Ortsgebundenheit des «Urliech-
tensteiners» widerspricht.  

Aus Sicht der Bildungsverwaltung kommt hinzu, dass durch freie Schulwahl aufkommender Wettbe-
werb Schulen einerseits verbessern könnte, was auch durch eine Schulleitung positiv hervorgehoben 
wurde, andererseits dadurch keine «Planungssicherheit» mehr besteht. Aktuell werden in Liechtenstein 
die Schüler*innenzahlen beim (Aus-)Bau von Schulen klar berücksichtigt und auch mehrere Jahrzehnte 
hinaus konkret geplant. Dies ist aufgrund der geographischen Begrenztheit und der Einschränkung von 
Migrationswellen sicherlich auch ein grosser Vorteil des Fürstentums. Bei einer freien Schulwahl müsse 
die Anschlussfähigkeit und Kooperation mit dem Ausland verstärkt sichergestellt und die Anmeldungs-
zahlen der Schulen kontrolliert werden.  

Aus Sicht der Schulleitungen und Bildungsbehörden ist die Anschlussfähigkeit an die Nachbarländer 
für das Fürstentum ein wichtiges Argument. Aus Sicht von Schulleitung und Lehrpersonen wäre im 
Falle einer Profilbildung wichtig, dass Anschluss an Schweizer Berufsschulen gewährleistet werden 
kann. Auch hier spielt das begrenzte Bildungsangebot im Fürstentum eine Rolle, was aus Sicht von 
einigen Befragten auch zur Konkurrenz zwischen den Schulen beitragen könnte. Momentan besteht 
diese vor allem zwischen Gymnasien und Realschulen. 

Andere Interviewpartner*innen hätten die Profilbildung als Chance angeschaut und bedauern, dass 
diese durch das Scheitern der Reform nicht weiterverfolgt wurde. Bei einigen Vertreter*innen des El-
ternverbandes, der Schulbehörde, der Bildungsverwaltung sowie einer Schulleitung schürt freie Schul-
wahl auch die Angst davor, dass sich die Bildungseliten noch stärker abheben und somit zu mehr 
Bildungsungleichheit beitragen könnten. Schliesslich wird durch eine Schulleitung genannt, dass die 
Eltern sehr traditionell in der Gemeinde verwurzelt und wahrscheinlich «nicht offen genug» seien, dass 
sie ihre Kinder ohne grossen Leidensdruck in eine andere Gemeinde zur Schule schicken würden. Ein 
Anreiz könnte das Betreuungsangebot sein, das aktuell noch nicht überall angeboten wird.  

6.9 Aktuelle Entwicklungen 

Im letzten PISA-Test, an dem Liechtenstein noch teilnahm (PISA 2012), erreichten Liechtensteins Ju-
gendliche am Ende der obligatorischen Schulzeit im Lesen (516 Punkte), Mathematik (535 Punkte) und 
Naturwissenschaften (525 Punkte) statistisch signifikant bessere Ergebnisse als der Durchschnitt der 
Jugendlichen in den OECD-Ländern (Lesen: 496 Punkte, Mathematik: 494 Punkte, Naturwissenschaf-
ten: 501 Punkte; OECD, 2013). Auch der aktuelle Bildungsbericht Liechtensteins (Budimir, 2021), wel-
cher Ergebnisse von nationalen und internationalen Leistungstests zusammenfassend beurteilt, stellt 
insgesamt eine hohe Leistungsfähigkeit des liechtensteinischen Bildungssystems fest. Die allermeisten 
Schüler*innen erreichen die Grundkompetenzen und ein relativ hoher Anteil erbringt sehr hohe 
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Leistungen. Schüler*innen mit Migrationshintergrund schneiden nicht unbedingt schlechter ab als in 
den Nachbarländern, sie erwerben jedoch im Vergleich mit Schüler*innen ohne Migrationshintergrund 
signifikant geringere Kompetenzen in Lesen und Mathematik und setzen den Bildungsweg auf der Se-
kundarstufe II seltener fort als Schüler*innen ohne Migrationshintergrund. Der Anteil an ausländischer 
Bevölkerung in Liechtenstein beträgt aktuell 34 Prozent, wobei von dieser Gruppe der Grossteil eine 
schweizerische (28%), österreichische (17%) oder deutsche (13.1%) Staatsangehörigkeit besitzt und 
damit mit rund 60 Prozent einen überwiegend deutschsprachigen Migrationshintergrund aufweist (Amt 
für Statistik Fürstentum Liechtenstein, 31. Dezember / 2021). Die Verteilung der Schüler*innen auf die 
Schulen der Sekundarstufe I macht deutlich, wie wichtig die Erstsprache für den Erfolg des weiteren 
Bildungswegs ist. Während der Anteil an fremdsprachigen Schüler*innen, also Kinder, welche im El-
ternhaus nicht die Unterrichtssprache Deutsch sprechen, in der Oberschule mit 44.3 Prozent relativ 
hoch ausfällt, sinkt er mit steigendem schulischem Anforderungsniveau in der Realschule oder private 
Sekundarschule auf 18.6 Prozent (Kinder mit Deutsch als Erstsprache: 75.8%) und im Gymnasium auf 
10.8 Prozent (Kinder mit Deutsch als Erstsprache: 89.2%; Budimir, 2021). Um diese Schüler*innen in 
das Bildungssystem einzugliedern, sieht das liechtensteinische Schulsystem für alle fremdsprachigen 
Kinder bis zum Einschulungsalter die Integration in den Kindergarten bzw. in die erste Primarschul-
klasse am Wohnort vor. Zudem erlernen fremdsprachige Kinder ab der zweiten Primarstufe die Unter-
richtssprache vor der Einteilung in eine Regelklasse im einjährigen Intensivkurs Deutsch als Zweitspra-
che (DaZ). Auch das im Zuge der Integrationsbestrebungen und den damit einhergehenden gesetzli-
chen Grundlagen neu entwickelte Förderkonzept im obligatorischen Schulbereich dürfte dazu beitra-
gen, das Bildungspotenzial aller Schüler*innen besser auszuschöpfen (Budimir, 2021). Zudem ist das 
zweite Kindergartenjahr für Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache obligatorisch (Schulamt des Fürs-
tentums Liechtenstein, 2022e), was sich positiv auf die Sprachentwicklung auswirken kann.  

Die aktuelle Bildungsstrategie 2025+ (Regierung Fürstentum Liechtenstein, 2021) orientiert sich stark 
am Lernen der Kinder und deren Kompetenzerwerb. Unterschieden werden drei Kompetenzbereiche: 
Lebens- und Berufskompetenzen, Lern- und Innovationskompetenzen, sowie Informations- und Medi-
enkompetenzen. Um diese zu fördern, werden Stärken beschrieben, die das liechtensteinische Bil-
dungssystem auszeichnen. Dazu gehört eine gute Infrastruktur, der kompetenzorientierte Lehrplan so-
wie grenzüberschreitende Kooperationen. Als zentrale Entwicklungspotentiale werden «Autonomie der 
Bildungsinstitutionen», «Zuteilung und Umstufung auf der Sekundarstufe 1» und auch der «Dienstauf-
trag des Lehrpersonals» identifiziert.  

Im Rahmen des Lehrer*innendienstgesetzes (Regierung Fürstentum Liechtenstein, 2020a) wurden 
kürzlich im Rahmen der Kündigungsregelung unter anderem die Zuständigkeiten bei der Lehrperso-
nenbeurteilung neu diskutiert. Das Schulamt soll die Kompetenz erhalten, die Lehrpersonenbeurteilung 
bei Bedarf mit Verordnung an die Schulleitungen übertragen zu können (unter der Bedingung des Er-
stellens von entsprechenden Richtlinien, Art. 52 Abs. 3). Damit soll die Leitung vor Ort gestärkt und 
dem Schulamt ermöglicht werden, die Ressourcen vermehrt im Bereich Bildungscontrolling einsetzen 
zu können (Regierung Fürstentum Liechtenstein, 2020a). Die Anpassungen des Lehrer*innendienst-
gesetzes beinhaltet im Weiteren die Forderung einer Lohnangleichung der Kindergartenlehrpersonen 
an die Primarlehrerpersonen sowie eine Anpassung des befristeten Dienstverhältnisses der Lehrper-
sonen in Liechtenstein (Regierung Fürstentum Liechtenstein, 2020b). Mit rund 60 Prozent Teilzeit-
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beschäftigten gibt es bei den Lehrpersonen in Liechtenstein doppelt so viele Teilzeitstellen wie in den 
restlichen Wirtschaftsbereichen (Schädler, 2021). Eine befristete Anstellung erfolgt zunächst für alle 
neu in den Schuldienst eintretende Lehrpersonen. Aber auch nach Absolvierung der in der Regel auf 
drei Jahre ausgelegten befristeten Anstellungszeit kommt es nicht immer zu einer unbefristeten Anstel-
lung. Die Anpassung beinhaltet, dass Lehrpersonen nach bestandenem Provisorium noch während 
maximal fünf Jahren befristet angestellt werden können. Danach sind die Dienstverhältnisse unbefristet 
auszugestalten (Regierung Fürstentum Liechtenstein, 2020b). Aktuell ist nicht klar ersichtlich, wann die 
zweite Lesung zum Lehrerdienstgesetz im Landtag stattfinden wird.  

Aus den Befragungen: Als wichtiger Trend wird der zunehmende Investitionsbedarf im Bereich der 
Digitalisierung genannt. Einige Schulen seien diesbezüglich auf einem sehr guten Weg. Jedoch gäbe 
es grosse Unterschiede zwischen den verschiedenen Standorten und der Investitionsbereitschaft der 
Gemeinden. Auch Eltern sehen dies als Thema, welches sie sehr beschäftigt, weil verschiedene Ängste 
bestehen. Aus Sicht der Eltern verlaufe die Entwicklung «konzeptlos» und es wurden verschiedene 
Anläufe unternommen, um die Eltern in diesem Bereich weiterzubilden. Einige Lehrpersonen beschrei-
ben den Digitalisierungsprozess als «unprofessionell aufgegleist» und betonen, dass dieser «wahnsin-
nig viel Geld schlucke». Ebenso ist die zunehmende «Diversität in einer Klasse» eine Herausforderung 
aus Sicht einiger Lehrpersonen, weil gleichzeitig eine hohe Erwartung hinsichtlich der Individualisie-
rung bestünde. Die Integration wird aufgrund der fehlenden Ressourcen als Herausforderung beschrie-
ben. 

6.10 Fazit  

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die Weiterentwicklung der Bildung im Fürstentum Liech-
tenstein eine zentrale Rolle spielt. Dies zeigen die ausdifferenzierten Bildungsstrategien 2020/2025 
(Regierung Fürstentum Liechtenstein, 2021). Es lässt sich in dieser Beschreibung eine Tendenz der 
Orientierung an individuellen Kompetenzen der Schülerinnen und Schüler feststellen sowie auch eine 
stärkere Betonung und Systematisierung des Bildungsmonitorings. Liechtenstein verfügt insgesamt 
über ein im Vergleich zu anderen Ländern leistungsfähiges Bildungssystem, dennoch finden sich Bil-
dungsungleichheiten nach Migrationshintergrund, was sich insbesondere in einer ungleichen Vertei-
lung der Schüler*innen je nach Erstsprache äussert. Gesetzlich (SchulG) hat der Staat grundsätzlich 
die Möglichkeit, Bildungsstatistiken zu erstellen und diese auch für das Qualitätsmanagement zu nut-
zen. Jedoch werden entsprechende Daten nicht allgemein veröffentlicht. Auf gesetzlicher Ebene lässt 
sich auch feststellen, dass der Staat insbesondere bei den Real-, Oberschulen und Gymnasien eine 
zentrale Rolle spielt und sich die Aufgaben und Kompetenzen der Schulleitung je nach Schulstufe 
deutlich unterscheiden können. Der Einfluss des Staates und insbesondere der Schulinspektorate ist 
weiterhin hoch und wurde durch die Ablehnung der SPES I Gesetzesänderung 2009 nicht angetastet. 
Hinsichtlich der aktuellen Bildungsziele stellt sich jedoch die Frage, inwiefern eine stärkere Betonung 
der Autonomie der Einzelschulen im Fürstentum Liechtenstein in Zukunft behandelt werden soll. 
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 Niederlande 

Die Niederlande zeichnen sich dadurch aus, dass private Trägerschaften im Bereich der Bildung, Ge-
sundheit und Kultur eine bedeutende Rolle spielen und durch hohe staatliche Mittel ausgestattet sind 
(van Twist et al., 2013, S. 15). Dies hat zur Folge, dass das Angebot zumindest teilweise auf die Nach-
frage unterschiedliche sozialer und ethnischer Gruppen sowie bestimmter Interessensgruppen ausge-
legt wird (Boterman, 2019). Als Folge eines angebotsorientierten Bildungssystems kann eine hohe 
Segregation und Ungleichheit der Bildungschancen resultieren. Im folgenden Kapitel werden diese 
Tendenzen im niederländischen Bildungssystem beschrieben.  

7.1 Geschichte und gesellschaftlicher Hintergrund 

Das Schulsystem in den Niederlanden hat eine lange Tradition. Bereits Ende des 18. Jahrhunderts mit 
der Formation zum Einheitsstaat mit zentraler Regierung begann der Staat die Bildung seiner Bür-
ger*innen zu monopolisieren. In der Verfassung von 1814 wurde Bildung zum Verantwortungsbereich 
der Regierung erklärt (van de Ven, 2015, S. 583). Die Niederlande sind eines der ersten Länder welt-
weit, welches freie Schulwahl eingeführt hat (Patrinos, 2013, S. 392). Laut Ladd et al. (2010) ist dies 
auf die sogenannte «Pillarization» («Versäulung») zurückzuführen. Das bedeutet, dass in den Nieder-
landen keine allgemeine staatliche Schule besteht, sondern einzelne Schulen, die sich in entspre-
chende Subkulturen oder «Säulen» der konfessionellen Orientierung einteilen lassen. Es gibt also auch 
kein gemeinsames Bild von Schule, die bestimmte Normen und Haltungen tradiert, sondern eher sub-
kultur-spezifische Werte und Wissensbestände.  

Seit 1801 existiert deshalb in den Niederlanden ein Schulsystem aus öffentlichen und privaten Schulen 
(van de Ven, 2013). Staatliche Schulen waren ursprünglich Gemeinde- und Dorfschulen, aber auch 
französische und lateinische Schulen, während Kirchen, Stiftungen oder Privatpersonen parallel Pri-
vatschulen gegründet haben (van de Ven, 2015). Die Gründung privater Schulen gestaltete sich zu-
nächst als schwierig, weil die Genehmigung der Behörden notwendig war. 1848 wurde sogar die Frei-
heit jedes Bürgers, eine Schule zu gründen, gesetzlich verankert. Dies bedeutet neben dem Einfluss 
der Konfessionen auch eine Ausweitung des Einflussbereichs der Bevölkerung auf die Schule. Staatli-
che Mittel waren jedoch anfänglich noch den öffentlichen Schulen vorbehalten. Die Unterschiede in der 
Behandlung und Finanzierung von staatlichen und privaten Schulen wurden zum zentralen Streitpunkt 
des sogenannten «Schulstreits» in den Niederlanden (van de Ven, 2013, S. 60). Dabei spielten auch 
die Eltern und deren Einbezug eine zentrale Rolle. Ausschlaggebend für diesen Streit waren auch 
konfessionelle Spannungen, wobei sowohl die protestantische Mehrheit als auch die katholische Min-
derheit auf eine religiöse Bildung gemäss ihrer jeweiligen Konfession bestanden, während die Liberalen 
ein einziges, nicht-religiöses Bildungsideal verfolgten (Heemskerk, 2020). Der Schulstreit fand erst 
1917 dadurch ein Ende, dass die Freiheit der Bildungseinrichtungen in der Verfassung verankert wurde 
und die finanzielle Gleichstellung religiöser sowie nicht religiöser Bildung erfolgte (van de Ven, 2013, 
S. 61). 
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7.2 Struktur des Bildungssystems 

In den Niederlanden besteht Schulpflicht ab dem 5. bis zum 16. Lebensjahr (Eurydice, 2022d). Aus-
serdem besteht für 16-18-Jährige die Pflicht, eine Basisqualifikation zu erlangen. Bei Verstoss müssen 
Eltern und/oder Jugendliche ab 12 Jahren mit einer Strafe rechnen (Eurydice, 2022d). Das niederlän-
dische Schulsystem ist auf der Sekundarstufe I stark gegliedert und selektiv (Rudolphi & Salikutluk, 
2021). 

Mit dem Gesetz für den Basisunterricht von 1985 (WBO) wurde eine einheitliche Basisschule etabliert. 
Die Primarschule (ISCED 1) dauert 8 Jahre lang und wird von den Kindern im Alter zwischen 4 und 12 
Jahren besucht (van de Ven, 2013). Danach werden die Schüler*innen verschiedenen Bildungswegen 
zugeteilt (Dollmann, 2021). Ausschlaggebend für die Einteilung ist die schulische Leistung (Rudolphi & 
Salikutluk, 2021).  

Auf dem Sekundarstufenbereich gibt es insgesamt sechs verschiedene Bildungswege innerhalb der 
drei Sekundarschultypen: Der berufsvorbereitende Sekundarunterricht, der allgemeine Sekundarschul-
unterricht und der Universitäts-Vorbereitungs-Unterricht (Eurydice, 2022d). Das niederländische Bil-
dungssystem ist somit hoch stratifiziert. Der Wechsel zwischen den Bildungswegen ist jedoch zu ver-
schiedenen Zeitpunkten möglich (Dollmann, 2021).  

• Der berufsvorbereitende Sekundarunterricht dauert vier Jahre und umfasst vier verschiedene 
Unterrichtsprogramme. Der Abschluss qualifiziert die Schüler*innen für eine weiterführende 
sekundäre Berufsausbildung, was sie wiederum zur Ausübung eines Berufes oder zum Besuch 
einer höheren Berufsausbildung befähigt. Ein Wechsel in den allgemeinen Sekundarschulun-
terricht ist möglich (Eurydice, 2022d).  

• Der allgemeine Sekundarschulunterricht, der fünf Jahre dauert, bereitet die Schüler*innen 
grundsätzlich auf eine höhere Berufsausbildung oder auf eine Hochschule für angewandte Wis-
senschaften vor. Hiervon führen zwei Wege an die Universität. Der Besuch einer sekundären 
Berufsausbildung steht Absolvent*innen aber ebenfalls offen (Eurydice, 2022d).  

• Der Universitäts-Vorbereitungs-Unterricht mit der Dauer von sechs Jahren bereitet die Schü-
ler*innen auf die Universität vor. Den Absolventen steht jedoch auch die sekundäre Berufsaus-
bildung offen (Eurydice, 2022d).  

In allen drei Sekundarschultypen wird zwischen Unter- und Oberstufen unterschieden. 

7.3 Schulformen in den Niederlanden 

In den Niederlanden gibt es, wie in der Einleitung beschrieben, staatlich finanzierte öffentliche Schulen, 
staatlich finanzierte Privatschulen, und gänzlich private, kommerzielle Schulen («particuliere school»), 
die nicht von Staat finanziert werden. Im Primar- und Sekundarbereich sind über 70% der Schulen 
staatlich finanzierte Privatschulen (van de Ven, 2013, S. 64). Die Mehrheit davon sind katholische oder 
protestantische Schulen. Es gibt aber auch beispielsweise jüdische Schulen, muslimische Schulen, 
Montessori Schulen, Jenaplan Schulen etc. (van de Ven, 2015). Im Jahr 2005 wurden nur insgesamt 
48 kommerzielle private Schulen («particuliere school») verzeichnet, im Jahr 2010 waren es noch 38 
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(van de Ven, 2013). Bei solchen Schulen handelt es sich beispielsweise um internationale oder aus-
ländische Schulen, Tagesschulen für Primar- und Sekundarunterricht, Schulen, welche Erwachsene 
auf das Abitur vorbereiten oder durch Eltern organisierten Hausunterricht (van de Ven, 2013). Um Kin-
der im obligatorischen Schulalter zu unterrichten, müssen diese gänzlich privaten Schulen vom Staat 
anerkannt werden. Im Bereich der Berufsausbildung und Erwachsenenbildung ist dies nicht der Fall 
(Eurydice, 2022d). 

7.4 Grundlagen, Organisation und Governance des Bildungssystems 

Das niederländische Bildungssystem ist gleichzeitig in hohem Masse zentralisiert und dezentralisiert 
(Eurydice, 2022d). Während Regelungen zentral vorgegeben werden (siehe «Rolle des Staates»), wird 
die Administration und das Management von Schulen dezentral auf Schulebene vorgenommen (Patri-
nos, 2013). Die hohe Schulautonomie in den Niederlanden basiert auf der in der Verfassung veranker-
ten «Bildungsfreiheit». Diese erlaubt jedem Menschen die Gründung einer Schule, die Gestaltung des 
Unterrichts und die Festlegung der grundlegenden pädagogischen, religiösen und ideologischen Prin-
zipien für diese Schulen (Schleicher, 2019, S. 208). In den Niederlanden fällt die Governance-Ebene 
zwischen dem Staat und den Schulen weitgehend weg, die Provinzen haben diesbezüglich keine Be-
fugnisse (van Twist et al., 2013). 

7.4.1 Rolle des Staates 

In den Niederlanden liegt die Hauptverantwortung für Bildung beim Staat beziehungsweise dem Minis-
terium für Bildung, Kultur und Wissenschaft und dem Staatssekretariat für Bildung, Kultur und Wissen-
schaft (Eurydice, 2022d). Dieser Grundsatz ist in der Verfassung verankert («Das Unterrichtswesen ist 
Gegenstand ständiger Sorge der Regierung» Art. 23; Niederländische Regierung, 2008). Die Aufgaben 
des Staates in der Bildung umfassen die Strukturierung, die Qualitätssicherung und die Finanzierung. 
Ausserdem trägt er die Verantwortung für die öffentlichen Schulen, das Schulinspektorat und die Eva-
luierung und Finanzierung von Schüler*innen (van de Ven, 2015). Das Bildungsministerium setzt all-
gemeine Qualitätsstandards, welche beispielsweise die zu unterrichtenden Fächer, die Lernziele fest-
legen (Inspectorate of Education). Das Ministerium erlässt ausserdem Regeln beispielsweise über die 
Anzahl Unterrichtsstunden pro Jahr, Lehrerausbildung und notwendige Qualifikationen, das Mitbestim-
mungsrecht von Eltern und Schülern und über die Planungs- und Berichterstattungspflichten von Schu-
len (Patrinos, 2011).  

Laut Frankowski und Kolleg*innen (2018) regelt dieser Staat jedoch nur einen kleinen Teil der Bildungs-
ziele in den Kernfächern und sein Einfluss ist beschränkt, da es auch keinen nationalen Lehrplan gibt. 
Diese sind angebotsorientiert und nicht kompetenzorientiert formuliert. Weitere staatliche Einflussbe-
reiche sind: Kompetenzanforderungen an das Lehrpersonal, die Löhne und den Rechtsstatus der Lehr-
personen, die Mitbestimmungsrechte der Lehrpersonen, Schüler und Eltern sowie weitere Reglemente 
hinsichtlich der Strukturen des Bildungsangebots (Eurydice, 2022d). Die Beaufsichtigung des Mittages-
sens sowie die Nachmittagsbetreuung muss durch die Schule auf Nachfrage der Eltern bereitgestellt 
werden. Dieses Angebot ist von der Schulform unabhängig (Eurydice, 2022d). 



 

PHBern: Bericht, 29.01.23 

 

 

73  

7.5 Aufgaben zentraler Akteure  

7.5.1 Ebene Provinzialbehörde und der Gemeinde 

Die Aufgabe der Provinzialbehörde bezieht sich sowohl im öffentlichen als auch im privaten Schulbe-
reich auf Aufsichts- und Rechtsaufgaben. Sie stellen zum Beispiel sicher, dass es genügend öffentliche 
Primar- und Sekundarschulen gibt und ist die Beschwerdestelle für die Privatschulen (Eurydice, 
2022d).  

Die Gemeinde hat sowohl gegenüber der öffentlichen wie auch gegenüber den Privatschulen Kompe-
tenzen, zum Beispiel hinsichtlich des Besitzes der Gebäude oder Zuteilung von Ressourcen für Kinder 
mit erhöhtem Bedarf (van de Ven, 2015). Das Verhältnis zwischen Gemeinde und Schulträger wird 
historisch als schwierig beschrieben mit zunehmendem Handlungsspielraum der lokalen Trägerschaf-
ten (2013).  

7.5.2 Trägerschaft: Schulvorstand oder Schulbehörde – «School Boards» 

Die Führung der Schule wird sowohl im öffentlichen als auch im privaten Schulbereich von sogenannten 
«school boards» übernommen (Eurydice, 2022d). Ursprünglich oblag die Führung der öffentlichen 
Schulen den Gemeindebehörden. Heute sind sowohl in privaten als auch öffentlichen Schulen Träger-
schaften für die zentralen Schulführungsaufgaben zuständig. Dies Trägerschaften bestehen aus Per-
sonen mit unterschiedlicher religiöser oder ideologischer Zugehörigkeit, Privaten oder Stiftungen. Die 
Beteiligung der Elternschaft ist jedoch laut Frankowski et al. (2018) vor allem bei den öffentlichen und 
grossen Schulen gering. 

Sowohl die Gemeindebehörden als auch die Vorstände der Privatschulen überliessen die Alltagsent-
scheidungen ursprünglich weitgehend den Schulen selbst und übernahmen primär eine Aufsichtsfunk-
tion. Über die letzten zwei Jahrzehnte jedoch fanden tiefgreifende Veränderungen statt. Die Vorstände 
der Privatschulen schlossen sich zusehends zu grösseren Organisationen zusammen und bildeten 
Vorstände, die mehrere Schulen gleichzeitig betreuen. Gleichzeitig wurden die Vorstände zunehmend 
professionalisiert. Je mehr Schulen unter einem Vorstand zusammengefasst wurden, desto mehr Kom-
petenzen erhielt auch die Schulleitung und der Vorstand fungierte eher als eine Art «Aufsichtsrat» mit 
einer erhöhten Distanz zur Einzelschule (van de Ven, 2013). Laut van Twist et al. (2013) managen rund 
sechs Prozent der School Boards je über 20 Schulen. 46 Prozent sind nur für je eine Schule zuständig. 
   
Im öffentlichen Schulwesen errichteten die Gemeindebehörden ausserdem vermehrt unabhängige Vor-
stände oder Trägerschaften, welche die öffentlichen Schulen führen (Stevenson et al., 2021). Es han-
delt sich dabei um private Stiftungen, die Schulen gelten jedoch nach wie vor als öffentlich (Schleicher, 
2019). Heute verfügen die Trägerschaften über weitreichende Entscheidungskompetenzen in den 
meisten Bereichen; bei der Schulorganisation, bei der Bestimmung der pädagogischen Prinzipien, bei 
der Unterrichtsorganisation, bei der Verfügung über die finanziellen Mittel, und (innerhalb des arbeits-
rechtlichen Rahmens) bei Personalentscheidungen, wie bei der Entscheidung hinsichtlich Anzahl Per-
sonal, der Einstellung, der konkreten Arbeitsinhalte und der Evaluation und Bezahlung (Moosbrugger 
et al., 2019). Im Vergleich zu anderen Ländern verfügen die Schulträger im niederländischen Schul-
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system damit über eine weitreichende Autonomie und haben Entscheidungskompetenzen in einem 
Ausmass wie in keinem anderen Land (Stevenson et al., 2021). Heute setzen sich die Schulträger-
schaften sowohl der öffentlichen als auch der privaten Schulen nicht mehr ausschliesslich aus Eltern, 
sondern meist aus Spezialisten mit unterschiedlichem beruflichem Hintergrund zusammen (van Twist 
et al., 2013, S. 15). 

Auf der Ebene der Einzelschule wird ausserdem entschieden, in welchen Altersgruppen zusammenge-
arbeitet wird und wie gross die Klassen sind. Dazu macht das Bildungsministerium keine Vorgaben. 
Auch bezüglich der Unterrichtsstunden haben die Schulen grosse Freiheiten. Sie können selber über 
die Anzahl Stunden pro Fach und die Verteilung der Wochenstunden entscheiden. Insgesamt müssen 
pro Jahr 7520 Unterrichtstunden geleistet werden (Eurydice, 2022d). 

7.5.3 Ebene Schulleitung  

Die sogenannten «headteachers» sind verantwortlich für das Management ihrer Schule, sie müssen 
sich dabei jedoch innerhalb des von der Trägerschaft vorgegebenen Rahmens bewegen (Stevenson 
et al., 2021). Die Trägerschaft kann Kompetenzen an die Schulleitung abtreten, wobei sie jedoch wei-
terhin die Verantwortung trägt (Eurydice, 2022d). Laut Jong et al. (2020) sind Schulleitende für die 
Finanzen, die Gewährleistung des Unterrichts und des Lernens an der Schule zuständig. Ebenfalls 
haben die Schulleitenden eine wichtige Rolle hinsichtlich des Wettbewerbs zwischen den Schulen und 
der Ausgestaltung eines entsprechenden Profils. Ebenfalls sind Schulleitende für die Qualität des Un-
terrichts im Klassenzimmer, das Schulklima, den Kontakt mit den Eltern und teilweise Personaleinsatz 
und -entwicklung zuständig.  

Insbesondere bei den aktuellen Zusammenschlüssen von Trägerschaften verändern sich auch die 
Kompetenzen der Schulleitenden. Zum Beispiel werden schulübergreifende «Managementteams» ge-
bildet (van de Ven, 2013), die mehr Autonomie für ihre Einzelschule erlangen können, jedoch kollegial 
zusammenarbeiten müssen. Ebenfalls entwickelte sich in den letzten Jahren das mittlere Management, 
worin die stellvertretenden Schulleitenden eine stärkere Rolle einnehmen (van de Ven, 2015). Die hohe 
Autonomie der Schulträger ermöglicht laut van de Ven (2015) eine zunehmende Professionalisierung, 
da weitere Führungsebenen aufgebaut werden können.  

7.6 Finanzierung 

In den Niederlanden haben Schulen eine hohe institutionelle Autonomie, die von Staat lediglich beauf-
sichtigt wird. Sowohl öffentliche als auch private Schulen erhalten vom Staat dieselbe Pauschalfinan-
zierung, vorausgesetzt sie erfüllen die gesetzlich vorgegebenen Qualitätsstandards (Honingh et al., 
2020). Diese direkte staatliche Finanzierung soll für die Personal- und Betriebskosten eingesetzt wer-
den, dabei entscheiden die Schulen über die Verteilung der Ressourcen (Eurydice, 2022d). Die Finan-
zierung erfolgt anhand eines schülerzahlabhängigen Systems. Für Kinder mit speziellen Bedürfnissen 
werden zusätzliche Mittel zur Verfügung gestellt (Moosbrugger et al., 2019). Um der Ungleichheit ent-
gegenzuwirken, wird in den Niederlanden eine gewichtete Finanzierungsformel angewendet, wonach 
eine Schule für jeden Schüler einer ethnischen Minderheit 1.9-mal den Standardbetrag für einen 
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Schüler erhält, und für einheimische Kinder aus benachteiligten Situationen 1.25-mal den Betrag (Pat-
rinos, 2011, S. 57). Seit 2012 erhalten Primar- und Sekundarschulen ausserdem zusätzlich ein «Per-
formance Budget», welches zur Leistungssteigerung der Schüler, Lehrer und Schulleiter eingesetzt 
werden soll (beispielsweise in den Bereichen Sprachen, Technologie oder Weiterbildung des Lehrper-
sonals; Eurydice, 2022d). Auch in den Niederlanden wird ein Mangel an qualifizierten Lehrpersonen 
festgestellt. Schon 2004 wurden regionale Absprachen zwischen den Schulen und den Lehrerbildungs-
institutionen abgeschlossen, um der Nachfrage an Lehrpersonen besser gerecht werden zu können. 
Ausserdem wurden Massnahmen ergriffen, um die Löhne und Karrieremöglichkeiten der Lehrpersonen 
zu verbessern. Es wird zum Beispiel auf nationaler Ebene zusätzliches Geld für Lehrpersonen-Boni 
und Entlohnung zusätzlicher Leistungen gesprochen (Eurydice, 2022d). 

Den staatlich finanzierten Schulen steht es ausserdem frei, auf eigenem Wege weitere Ressourcen 
einzuholen (Moosbrugger et al., 2019; OECD, 2017b). So sind beispielsweise private Beiträge und 
Sponsoring erlaubt. Es ist Schulen jedoch nicht erlaubt, davon abhängig zu werden. Privatschulen 
erhalten wesentlich mehr solch freiwillige Zuschüsse als öffentliche Schulen (OECD, 2017b, S. 19). Es 
ist ihnen ausserdem erlaubt, risikoarme Investitionen zu tätigen (Eurydice, 2022d). Die Finanzierung 
der gänzlich privaten Schulen erfolgt nicht über den Staat, sondern über Dritte, Eltern und Schüler 
eingeschlossen (Eurydice, 2022d). 

Im Bereich der Berufsbildung und der Erwachsenenbildung erhalten die Bildungsinstitutionen ein fest-
gelegtes Budget für die Personal- und Betriebskosten (Eurydice, 2022d). 

7.7 Qualitätssicherung 

Die Verantwortung für die Bildungsqualität liegt gemäss dem Education Inspection Act bei den Bil-
dungsinstitutionen. Es existieren jedoch rechtlich vorgegebene minimale Qualitätsstandards, denen 
Bildungsinstitutionen genügen müssen (Eurydice, 2022d). Ein wichtiger Teil dieser staatlichen Steue-
rung sind die Leistungsvergleichstests. Diese finden beim Abschluss der Primarstufe statt und ent-
scheiden über den Übertritt der Schüler*innen in die folgende Schulform und werden ausserdem für 
die Bewertung der Schulqualität genutzt (Eurydice, 2022d; siehe auch Kapitel 7.8). Diese Leistungs-
vergleiche erheben vor allem die Leistungen in Mathematik und Sprache. 

Die Aufgaben des Bildungsinspektorates umfassen das Monitoring der Bildungsqualität, der Einhaltung 
der gesetzlichen Vorgaben und der ordnungsgemässen Mittelverwendung (Eurydice, 2022d). Mittels 
vorab festgelegter Kriterien überprüft das Schulinspektorat den Outcome der Schulen und meldet die 
Schulen bei unzureichenden Ergebnissen dem Bildungsministerium. Die Schulträger haben bei solchen 
staatlichen Qualitätskontrollen die Verantwortung. Bei schlechten Ergebnissen müssen von den Schul-
trägerschaften Verbesserungen in die Wege geleitet werden (Moosbrugger et al., 2019). 

Für die interne Qualitätsüberprüfung auf Primar- und Sekundarebene existieren verschiedene Instru-
mente: Der Schulplan, der Schulprospekt und das Beschwerdeverfahren. Für die Qualitätsüberprüfung 
sind die Schulträgerschaft und die Schulleitenden zuständig. Alle vier Jahre müssen Schulen ihren 
Schulplan aktualisieren, worin sie ihre Leistung bewerten und Auskunft darüber geben müssen, wie sie 
die eigene Bildungsqualität zu verbessern gedenken. Der Schulplan ist dem Inspektorat vorzulegen. 
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Ebenso müssen die Schulen darüber entscheiden, wie sie den Fortschritt der einzelnen Schüler*innen 
beschreiben und dokumentieren wollen (Eurydice, 2022d). 

Der Schulprospekt richtet sich an Eltern und Schüler*innen und wird jährlich aktualisiert. Er gibt Aus-
kunft über die Schule und informiert beispielsweise über ihre erzielten Leistungen (Leistungstests und 
Übertrittstests), die Verteilung der Unterrichtslektionen sowie und über Rechte und Pflichten der Eltern 
und der Schüler*innen. Auch der Schulprospekt muss dem Inspektorat vorgewiesen werden und wird 
auf der Homepage des Inspektorats veröffentlicht und ist einsehbar (Eurydice, 2022d). Jede Schule 
hat ausserdem die Pflicht, die Eltern auf die Beschwerderegelung aufmerksam zu machen, wonach es 
sowohl Eltern als auch Angestellten der Schule möglich ist, ihre Beschwerden vorzubringen (van de 
Ven, 2015, S. 587). 

7.8 Rolle Marktwirtschaft, Wettbewerb und Profilbildung 

Da die finanziellen Mittel den Schulen auf Basis der Schülerzahl zugewiesen werden, stehen die Schu-
len im Wettbewerb um Schüler*innen. Eltern steht es frei, eine Schule für ihr Kind aus dem Angebot 
auszuwählen. Jedoch können private Schulen Schüler*innen ablehnen, wenn sie nicht genügend 
Plätze haben. Laut Eurydice (2022d) ist die geographische Mobilität der Schüler*innen eingeschränkt 
und die meisten gehen in ihrer Nachbarschaft zur Schule.  

Dieser Wettbewerb zwischen den einzelnen Schulen in Kombination mit einem umfassenden System 
staatlicher Qualitätsüberprüfung soll sich positiv auf die Bildungsqualität auswirken (Moosbrugger et 
al., 2019). Das Bildungsinspektorat veröffentlicht jährlich für jede Schule ein Qualitätszertifikat mit In-
formationen unter anderem über Prüfungsresultate, der Anzahl Schüler*innen, welche höhere Bil-
dungswege eingeschlagen haben oder der Wiederholungsquote um der Öffentlichkeit und den Eltern 
einen Überblick über die Leistungen verschiedener Schulen zu bieten. Es wird ausserdem versucht, 
nur zwischen Schulen mit ähnlicher Schülerzusammensetzung zu vergleichen (van de Ven, 2015, 
S. 589). Im Weiteren können die Gemeinden, um Ungleichheiten bei der Schülerzusammensetzung 
auszugleichen, die Schulanmeldungen bis zu einem gewissen Grad regulieren (Schleicher, 2019). Die 
Schulwahl wird auch beim Übergang in die Sekundarstufe durch die Empfehlungen der Lehrpersonen 
etwas eingegrenzt.  

Hinsichtlich der Aufnahme von Schüler*innen oder der Anstellung von Lehrpersonen können private 
Schulen Kriterien bezüglich Ideologie oder Religion stellen. Dies ist den öffentlichen Schulen untersagt 
(Government of the Netherlands).  

Laut Patrinos (2013) besteht zwischen den Schulen ein starker Wettbewerbsgedanke, der sich auf die 
staatliche Veröffentlichung der Qualitätszertifikate bezieht. Dies führe zu guten akademischen Leistun-
gen und Effizienz. Ausserdem wird betont, dass trotz der hohen Schulautonomie und freien Wahl sowie 
dem ausgedehnten Privatschulsektor, die Kontrolle der Öffentlichkeit als hoch angeschaut wird. Der 
Staat behält seine starke Rolle insbesondere in der Gestaltung der Rahmenbedingungen und Regle-
menten (Policy) für das Bildungssystem, Evaluation und Information. Weiter betont Boterman (2019), 
dass trotz der Wahlfreiheit die geographische Verankerung der Familien bei der Schulwahl eine 
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bedeutende Rolle spielt. Somit ist auch ein Zusammenhang zwischen der gesellschaftlichen Segrega-
tion hinsichtlich der Wohnkontexte und der Schulwahl zu beachten.   

7.9 Aktuelle Entwicklungen 

Wie oben beschrieben behält der Staat in den Niederlanden eine starke Rolle in der Qualitätssicherung 
und Entwicklung des Bildungssystems. Herausfordernd sind die bei PISA festgestellte hohe Leistungs-
varianz zwischen den Schulen. Die wirft Fragen hinsichtlich der Bildungsgerechtigkeit auf (Schleicher, 
2019, S. 210). Die Lehrpersonen werden als Fachpersonen angesehen. Obwohl im internationalen 
Vergleich die Rechenschaftslegung und Qualitätssicherung in den Niederlanden gut zu funktionieren 
scheint, steht die Rolle der Schulträgerschaft und Schulverwaltung in Kritik. Dabei stehen die Transpa-
renz und die Kompetenzen der Schulleitungen im Vordergrund. Hinsichtlich der Bildungschancen zei-
gen verschiedene aktuelle Berichte, dass einzelne Gruppen von Minoritäten im niederländischen 
Schulsystem benachteiligt werden. Dies hat mit den Bildungsaspirationen unterschiedlicher Gruppen 
und den Förderungsmöglichkeiten bestimmter Schulformen zu tun (Rudolphi & Salikutluk, 2021). Die 
hohe Stratifizierung des Bildungssystems scheint dieser Tendenz bei bestimmten Minoritätsgruppen 
mit hohen Bildungsaspirationen jedoch teilweise entgegenwirken zu können, da die Übertrittsmöglich-
keiten fast ausschliesslich durch die Leistung bestimmt werden. Ausserdem ist die Leistung der Schü-
ler*innen abhängig von der gewählten Schule, was ebenfalls zu systematischen Ungleichheiten führen 
kann (Frankowski et al., 2018). Die frühe Aufteilung in Leistungsgruppen wird ebenfalls kritisiert, da die 
Segregation eher zuzunehmen als abzunehmen scheint (Ladd et al., 2010). 

7.10 Fazit  

Grundlegend für das niederländische Bildungssystem ist die in der Verfassung verankerte Bildungs-
freiheit, wonach es jedem erlaubt ist, eine Schule zu gründen, das Lehren und Lernen zu organisieren 
und die Schule an bestimmten Prinzipien auszurichten (Moosbrugger et al., 2019). Dies bedeutet, dass 
innerhalb eines gesetzlich festgelegten Rahmens von den Schulen entschieden werden kann, auf wel-
che Weise unterrichtet wird (Patrinos, 2011). Die meisten Schulen sind an bestimmten religiösen oder 
ideologischen Überzeugungen oder zu einem kleineren Teil auf pädagogische Ideen ausgerichtet (Eu-
rydice, 2022d). Die staatliche Steuerung ist durch den fehlenden nationalen Lehrplan gering und die 
Schulträgerschaften haben eine sehr hohe Autonomie. Somit ist festzustellen, dass in den Niederlan-
den der Input (Finanzierung) sowie der Prozess (Ausgestaltung der Schule) sehr wenig gesteuert wird 
(van Ackeren et al., 2016). Es werden konkrete Instrumente, wie das Schulprogramm und das Quali-
tätszertifikat eingesetzt, um eine Vergleichbarkeit der Schulen und Qualitätsmanagement zu sichern. 
Jedoch ist auch hier die Beurteilung der Einzelschule und die interne Qualitätsentwicklung wichtiger 
als die nationale Vergleichbarkeit.  

Die Schulträger bestimmen über die Ausrichtung der Schule, Formen der Elternpartizipation und Un-
terrichtsgestaltung. Es stellt sich jedoch die Frage, wie hoch die Segregation ist und ob die Schulen 
ihre Qualitätsversprechungen auch einhalten können. Umstritten ist die Frage der Bildungsge-
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rechtigkeit und sozialen Durchmischung, wobei dazu unterschiedliche Daten vorliegen. Die Eltern ha-
ben in den Niederlanden sehr hohe Wahl- und Entscheidungsfreiheiten zwischen öffentlichen und pri-
vaten Schulen. Dies und die starke Rolle des Staates führen dazu, dass die Schulen ins interne Qua-
litätsmanagement investieren und Konzepte entwickeln.   
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 Schweden 

In Schweden hat sich das Bildungssystem seit den 90er-Jahren stark verändert. Zusammenfassend 
können diese Veränderungen als ein Wechsel von einem der zentralisiertesten Systeme zu einem der 
dezentralisiertesten in den OECD-Ländern beschrieben werden (Voyer, 2019). 

8.1 Geschichte und gesellschaftlicher Hintergrund 

Schweden ist eine repräsentative und parlamentarische Demokratie, die im 20. Jahrhundert vor allem 
durch sozialdemokratische Regierungen, zu Beginn des 21. Jahrhundert dann auch durch konservative 
und neoliberale Kräfte geprägt war (Werler et al., 2015, S. 780). In der Zeit nach dem zweiten Weltkrieg 
hat Schweden stark ins Bildungssystem investiert, vor allem bis Mitte der 90er Jahre. Es gab eine 
Reihe von Reformen, diese waren gekoppelt an ein umfangreiches Wohlfahrtsstaats-Projekt, das 
Volksheim-Projekt («Folkhemsprojektet») – eine sozialdemokratische Metapher für den Staat als ein 
«Zuhause für alle». Dazu gehörte auch das Motto «one school for all» (Werler et al., 2015). 1962 wurde 
die Gesamtschule für Kinder von sechs bis 16 Jahre eingeführt (Eurydice 2022), durch den gemeinsa-
men Schulbesuch sollten gleiche Chancen für alle gegeben sein (Beach, 2018). Wichtigstes Ziel war 
es also, ein Schulsystem zu haben, das allen Kindern den gleichen Zugang, gleichen Unterricht und 
Lernbedingungen bietet, ohne Einfluss des Wohnorts, kulturellen, sozialen und finanziellen Hinter-
grunds (Werler et al., 2015). Weiter wurde auch die Partizipation der Schülerinnen und Schüler in den 
60er-Jahren im Education Act festgeschrieben, die Mitsprache in Schülerräten sollte dazu dienen, ein 
Verständnis von und Erfahrung mit Demokratie zu entwickeln (Eurydice, 2022e). 

Im klassischen «Nordic welfare model», mit Mitte-Links-Koalitions-Regierungen und einer hohen Um-
verteilung, gab es neben der starken Unterstützung für Investitionen in die Primar- und Sekundarschul-
bildung auch einen Ausbau der schulergänzenden Betreuung und der frühkindlichen Bildung und Be-
treuung. Die Zuweisung zu den Schulen erfolgte nach Wohnort (Varjo et al., 2018). Zu diesem Zeitpunkt 
gab es nur sehr wenige Privatschulen, einige davon (mit alternativen pädagogischen Profilen) wurden 
staatlich unterstützt. Ansonsten gab es nur die Möglichkeit der Schulwahl durch Umzug ins Einzugs-
gebiet der gewünschten Schule (Wondratschek et al., 2013). 

Im Herbst 1991 gab es grössere Reformen im Bildungssystem, nachdem im Frühling desselben Jahres 
eine rechte Koalition die Wahlen knapp gewonnen hatte. Das Hauptziel dieser Reformen war eine 
grösstmögliche Freiheit für Eltern und Kinder bezüglich Schulwahl (Wondratschek et al., 2013). Neben 
der Liberalisierung in Bezug auf die Schulwahl wurde gleichzeitig die Verantwortung für die öffentlichen 
Schulen an die Gemeinden übertragen. Diese Dezentralisierungsreform wollte die lokale Autonomie 
erhöhen, so dass Bildung besser an den lokalen Kontext adaptiert werden kann. Nationale Ziele werden 
durch die zentrale Bildungsadministration vorgegeben, Entscheidungen und Verantwortung liegen auf 
der Ebene der Gemeinde (Blanchenay et al., 2014). Die staatliche Regulierung der Anstellung von 
Lehrpersonen und Schulleitenden in den Gemeinden wurde abgeschafft und die volle Verantwortung 
an die Gemeinden übergeben. 
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Das heutige System in Schweden ist also geprägt durch die Reformen in den 90er-Jahren, die von 
Marktpolitik und neoliberaler Governance ausgingen (Beach, 2018), insbesondere 1) Deregulierung 
und Dezentralisierung von der Ebene Staat auf die Ebene der Gemeinde, 2) Liberalisierung der Regeln 
zur Eröffnung und Führung unabhängiger Schulen und 3) Einführung freier Schulwahl (Blanchenay et 
al., 2014, S. 11). Das Ziel war, das System effizienter zu machen und einen besseren Umgang mit 
individuellen Bildungsbedürfnissen zu finden. Gemäss Beach (2018, S. 235–236) wurden die Einfüh-
rung von Wettbewerb, die Dezentralisierung und aus der Wirtschaft übernommene Managementstile in 
staatlichen Dokumenten und Regelungen als Mittel beschrieben, um Inklusion und Effizienz zu erhö-
hen. Dies sollte durch die Einführung eines kostengünstigeren Angebots geschehen, das Wettbewerb 
und Privatisierung nutzt mit einem Fokus auf Qualitätsverbesserung, Chancengerechtigkeit und ver-
bessertem Unterricht und Lernen. Die Reformen wurden durch neoliberale Werte gestützt, nicht zuletzt 
durch den starken Glauben, dass Wettbewerb eine positive Kraft ist und zu Schul- und Qualitätsent-
wicklung beiträgt sowie Wahlfreiheit, die als Recht jedes Individuums betrachtet wird (Lundahl et al., 
2013). Gleichzeitig sind immer auch noch viele sozialdemokratisch geprägte Werte im Schulsystem zu 
finden, beispielsweise der Fokus auf Inklusion und Demokratie, die im Swedish Education Act verankert 
sind, auch diese Werte wurden teilweise beigezogen zur Begründung der Reform. Ein übergeordnetes 
Ziel des schwedischen Systems ist die Stärkung der Grundlagen für lebenslanges Lernen bei den 
Schüler*innen. Schweden hat ein gut ausgebautes Erwachsenenbildungs-System («folkbildning»).  

8.2 Struktur des Bildungssystems 

In Schweden gibt es eine lange Tradition von Gesamtschulen («grundskola») ohne Selektion auf den 
Stufen Primarschule und Sekundarstufe I. Laut Education Act sollen alle Kinder gleichen Zugang haben 
zu Schulen und Bildung, unabhängig von Geschlecht, Wohnort und sozioökonomischem Hintergrund 
(Eurydice, 2022e). Die obligatorische Schulzeit dauert neun Jahre, die meisten Schüler*innen besu-
chen die Schule länger, also zusätzlich zu den neun Jahren auch die Preschool vorher und anschlies-
send drei Jahre die Sekundarstufe II und viele gehen weiter in den teritiären Sektor.  

Die Preschool («förskola») ist ein Angebot für Kinder im Alter von eins bis fünf Jahren. Eine Preschool 
muss angeboten werden durch die Gemeinden und jedes Kind hat das Recht auf einen Platz. Die 
Preschool ist stark subventioniert und wird von über 90 Prozent der Kinder besucht (Eurydice, 2022e). 
Der Lehrplan für die obligatorische Schule wurde auch auf die Preschool ausgedehnt, um den Über-
gang zu verbessern. Das Ziel ist es, die Entwicklung der Kinder zu fördern, insbesondere auch sprach-
lich (für Nicht-Muttersprachler). In der Preschool gibt es mindestens zweimal pro Jahr Entwicklungsge-
spräche mit den Eltern. Seit 2018 ist die Preschool-Class («förskoleklass») obligatorisch für alle Kinder 
in dem Jahr, in dem sie sechs Jahre alt werden. Diese Kinder haben zudem das Recht auf schulergän-
zende Betreuung (Werler et al., 2015).  

Die Gesamtschule («grundskola») besuchen die Kinder im Alter von sieben bis 16 Jahren, die Schule 
ist obligatorisch und kostenfrei, es gibt keine interne Separierung nach Fähigkeiten. Die Schulen kön-
nen den Schultag nach ihren eigenen Wünschen organisieren (z.B. bzgl. Lektionendauer) und Metho-
den und Mittel frei wählen. Rund sechs Prozent der Zeit können die Schüler*innen nach ihren Interes-
sen auswählen (z.B. Musik, Sport, Sprachen etc.). Wahlfächer der Schüler*innen werden in deren 
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Entwicklungsplan eingetragen, dieser dient auch als Lernwerkzeug und beschreibt unter anderem So-
zialkompetenz oder Fachwissen. Ein grosser Anteil der Schüler*innen besucht die schulergänzende 
Betreuung («fritidshem»). Es ist üblich, dass Mitarbeitende aus der schulergänzenden Betreuung auch 
in der Schule mitarbeiten während dem Unterricht. 

Auf der Sekundarstufe II gibt es 18 nationale Programme, davon sechs vorbereitend auf die Universität, 
die anderen 12 berufsbildend. Anschliessend folgen auf tertiärer Ebene Universität, Hochschulen und 
Fachhochschulen (siehe auch Werler et al., 2015).  

8.3 Schulformen 

In Schweden gibt es sowohl öffentliche Schulen als auch subventionierte unabhängige Schulen («fri-
saende skola») auf den Stufen Preschool, Preschool-Class, Gesamtschule und auch schulergänzende 
Betreuung. Die unabhängigen Schulen müssen durch das schwedische Schulinspektorat bewilligt wer-
den, wobei Grundlagen dafür die Erfüllung der Vorgaben an die obligatorische Schule und eine Min-
destzahl von 20 Schüler*innen sind. Unabhängige Schulen erhalten von der Wohnsitzgemeinde der 
Schüler*innen einen Beitrag (eine Art Bildungsgutschein) und dürfen keine zusätzlichen Schulgelder 
verlangen. 17 Prozent der Schulen waren im Schuljahr 2016/17 subventionierte unabhängige, die an-
deren von Gemeinden getragene (Eurydice, 2022e).  

Unabhängige Schulen haben unterschiedliche Betreiber, diese können religiös sein, Non-Profit-Genos-
senschaften oder profitorientierte Gesellschaften. Die ersten unabhängigen Schulen nach der Reform 
waren vor allem solche mit spezieller Pädagogik, religiöse oder von Elternkooperativen getragene 
Schulen. Später hatten die meisten unabhängigen Schulen allgemeinere Profile, ähnlich wie die öffent-
lichen Schulen, diese sind nun die häufigsten unabhängigen Schulen (Böhlmark et al., 2015). 60 Pro-
zent der subventionierten unabhängigen Schulen gehören gewinnorientierten Aktiengesellschaften, der 
Rest gehört Stiftungen, Vereinen oder religiösen Gruppierungen (Meissl Arebo, 2022). Ein Drittel der 
Schüler*innen, die eine unabhängige Schule besuchen, absolvieren dabei eine, die von einem der zehn 
grössten Schulkonzerne (gewinnorientierte Aktiengesellschaften) betrieben wird (Falkenberg et al., 
2015). 

8.4 Grundlagen, Organisation und Governance des Bildungssystems 

8.4.1 Rolle des Staates 

Schweden hat ein dezentralisiertes Bildungssystem, in dem der Staat zentral Ziele und Bildungs-Out-
comes im Education Act vorgibt. Der Staat ist zuständig für die Aufsicht, Überwachung und Evaluation 
des Bildungssystems. Im Schulsystem gibt es grossen lokalen Handlungsspielraum, die Hauptverant-
wortung für die Bildung liegt bei den Gemeinden, diese sind für die Organisation der Schulen zuständig 
(ausser den Hochschulen, Eurydice, 2022e) und den Behörden, die für die subventionierten unabhän-
gigen Schulen zuständig sind.  
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Alle Einrichtungen des Bildungssystems stehen unter der Aufsicht des Bildungsministeriums. Die Na-
tionale Bildungsagentur («Skolverket») ist die grösste zentrale Institution. Sie ist zuständig für die Füh-
rung des Bildungswesens in Übereinstimmung mit den Kriterien, welche durch die Legislative/Gesetz-
geber festgelegt wurden, dazu gehören Preschool, schulergänzende Betreuung, obligatorische Schule 
(Gesamtschule), Sekundarstufe II und Erwachsenenbildung. Die Bildungsagentur macht Vorschläge 
und überwacht die Bildung. Eine Hauptaufgabe ist die Untersuchung und die Überwachung der Qualität 
und Bildungsergebnisse in Gemeinden und in den unabhängigen subventionierten Schulen. Weiter 
entwickelt die Bildungsagentur Steuerungsmittel, wie Lehrpläne und Beurteilungskriterien, und ist zu-
ständig für die Zuweisung von Mitteln für Bildungsforschung sowie die Aus-/Weiterbildung von Schul-
leitenden und Lehrpersonen. Zudem sind sie zuständig für offizielle Statistiken und Evaluationen (Eu-
rydice, 2022e). 

Das Schulinspektorat ist seit 2008 eine von der Nationalen Bildungsagentur unabhängige Stelle (The 
Swedish Schools Inspectorate, 2015). Das Inspektorat stellt sicher, dass lokale Behörden und unab-
hängige Schulen Gesetze und Regeln befolgen und dass alle Kinder eine gute Bildung in sicherer 
Umgebung bekommen. Sie führen regelmässige Überprüfungen aller Schulen durch und sind auch 
zuständig für die Vergabe von Bewilligungen an unabhängige Schulen und Untersuchungen und Ent-
scheidungen als Antwort auf individuelle Beschwerden. 

8.5 Aufgaben zentraler Akteure 

8.5.1 Ebene Gemeinde 

Die Gemeindebehörden sind zuständig für Bildung von der Vorschule bis zur Sekundarstufe II. Ge-
meinden haben Bildungsdepartemente, die zuständig sind für die Planung, die Vergabe von Plätzen in 
Vorschule und Schule, Ressourcen, Personal, Weiterbildung und Qualitätssicherung (Eurydice, 
2022e). 

Jede Gemeinde muss einen lokalen Schulplan erstellen, der die Finanzierung, Organisation, Entwick-
lung und Überprüfung der Aktivitäten in den Schulen enthält, dieser soll aufzeigen, wie die Gemeinde 
die staatlichen Vorgaben erfüllen will. Auf der Gemeindeebene ist der Gemeinderat das höchste Gre-
mium, die Verantwortung für die Schule wird an eine Kommission (board/committee) delegiert. Dieses 
ist verantwortlich für die Sicherstellung, dass die Ziele des Lehrplans erreicht und Regeln eingehalten 
werden, wie die Gemeindemittel eingesetzt werden für Schulaktivitäten und dass qualifiziertes Perso-
nal eingestellt wird und Weiterbildung erhält sowie für die Schulinfrastruktur. Jede Gemeinde ist An-
stellungsbehörde für Schulmitarbeitende und damit auch verantwortlich für deren Weiterbildung (Eury-
dice, 2022e).  

8.5.2 Ebene Schulleitung 

In den Primar- und Sekundarschulen liegt die Führungsverantwortung bei den Schulleitenden (Eury-
dice, 2022e). Die Schulleitung muss – in Zusammenarbeit mit den Lehrpersonen und weiteren Mitar-
beitenden – einen Arbeitsplan für die Schule erstellen, basierend auf den staatlichen Zielen und auf 
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dem lokalen Schulplan. Dieser Arbeitsplan soll Themen regeln, die nicht zentral vorgegeben sind, bei-
spielsweise Kursinhalte, Organisation und Unterrichtsmethoden. Die Schule oder meistens die Lehr-
personen bestimmen, welche Materialien und Methoden sie einsetzen wollen. Die Schulleitung ist ver-
antwortlich dafür, dass nationale und Gemeinde-Ziele in konkrete Lernziele umgesetzt werden. Die 
Schulleitung wird durch die Gemeinde oder die Betreiber von unabhängigen subventionierten Schulen 
rekrutiert und angestellt. Schulleitende müssen ein nationales Schulleitungs-Ausbildungsprogramm ab-
solvieren. Dieses Angebot wird durch die nationale Bildungsagentur finanziert, die Ausbildung ist offen 
für alle Schulleitenden in öffentlichen oder unabhängigen subventionierten Schulen (Eurydice, 2022e).  

8.5.3 Pädagogische Freiheit 

Die Schulen entwickeln eigene Profile. Es gibt zwar eine vorgegebene Anzahl von Unterrichtsstunden, 
aber die Gemeinden und Schulen bestimmen selbst, wie diese in wöchentliche und tägliche Stunden-
pläne umgesetzt werden sollen. Im Weiteren liegen Vorgaben zur maximalen Länge von Schultagen 
und minimalen Lektionenzahl pro Fach vor (über alle 9 Jahre hinweg). Es besteht Flexibilität, ab wann 
(welche Stufe) ein gewisses Fach eingeführt wird, wobei die vorgegebene Anzahl Stunden Unterricht 
durchgeführt werden muss. Weiter gibt es Vorgaben für Ziele im Lehrplan, die minimal erreicht werden 
sollen. Die Lehrmittel und Methoden sind durch die Lehrpersonen jedoch frei wählbar (Eurydice, 
2022e). Der Lehrplan empfiehlt entdeckendes Lernen und Schüler*innen-zentrierte Methoden sowie 
fachbasiertes und interdisziplinäres Unterrichten. Lehrpersonen und Schüler*innen bestimmen die pas-
sendsten Lernmethoden gemeinsam. Auch die Lernziele werden in Kooperation zwischen Lehrperso-
nen und Schüler*innen festgelegt auf Basis von individuellen Bedürfnissen und Lernvoraussetzungen. 
Aktuell ist ein Trend zu schülerzentrierten Methoden festzustellen, das kann so aussehen, dass die 
Schüler*innen ihre eigenen Aufgaben und Methoden im Rahmen ihres eigenen individuellen Lernplans 
wählen (Eurydice, 2022e). Der Schulträger (entweder unabhängig oder öffentlich) muss fortlaufend die 
Qualität der Schulleistungen sicherstellen.  

Gemeindeschulen und unabhängige subventionierte Schulen können, wenn sie wollen, alternative Un-
terrichtsmethoden einsetzen (Montessori, Waldorf/Steiner oder Freinet). Zum Teil nutzen die Schulen 
auch altersgemischtes Lernen als pädagogisches Konzept oder auch zur Verhinderung von Schul-
schliessungen, wenn diese sehr klein sind (Eurydice, 2022e). 

8.5.4 Gesetzliche Grundlagen 

Im Education Act von 2011 sind die Grundprinzipien und Bestimmungen für das Bildungssystem, mit-
samt schulergänzender Betreuung, festgehalten (Rapp, 2022). Der Lehrplan «Curriculum for com-
pulsory school, preschool class and the school-age educare» wurde 2011 erneuert (vgl. Werler et al., 
2015, S. 784) und liegt aktuell in einer überarbeiteten Version von 2018 vor (Skolverket, 2018). Haupt-
unterschiede zu früheren Lehrplänen sind neue Anforderungen bezüglich Wissen und nationalen Bil-
dungsstandards. In den verschiedenen vorliegenden Fachlehrplänen wird die generelle Ausrichtung 
vorgegeben sowie Ziele, die in den Jahren drei, fünf und neun erreicht werden sollen. Es bestehen 
keine Vorgaben zu Unterrichtsmethoden oder Lehrmitteln (Eurydice, 2022e). Schulen haben also einen 
gewissen Spielraum und können spezifische Profile entwickeln, häufige Profile sind Musik, Kultur, 
Sport, Sprachen oder Naturwissenschaften.  
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8.6 Finanzierung 

Grundsätzlich finanziert die Gemeinde den Schulbesuch ihrer Schüler*innen in einer öffentlichen oder 
einer unabhängigen Schule via eines Bildungsgutschein-Systems. Der staatliche Betrag ergänzt die 
Gemeinde-Steuereinnahmen und muss eingesetzt werden, um die allgemeinen Standards aufrecht zu 
erhalten (Gebäude, Lehrpersonen-Löhne, Materialien) und nicht für organisationale Zwecke. Der 
grösste Anteil der Schulfinanzierung stammt aus Steuereinnahmen der Gemeinden, dies sowohl für 
die Gemeindeschulen als auch für die subventionierten unabhängigen Schulen (Eurydice, 2022e). Die 
subventionierten unabhängigen Schulen können pro Schüler*in einen Betrag bei dessen/deren Wohn-
gemeinde einfordern. Der Betrag muss nach denselben Kriterien bezahlt werden, die auch angewendet 
werden, wenn die Gemeinde Schüler*innengelder innerhalb der Gemeinde für die öffentlichen Schulen 
zuweist (Eurydice, 2022e, siehe auch Wondratschek et al., 2013). Das Schulgeld schwankt zwischen 
den Gemeinden beachtlich, so dass gewisse Gemeinden fast doppelt so viel Geld pro Schüler*in ein-
setzen als andere, aktuell will die Regierung das Finanzierungsmodell vereinheitlichen (Meissl Arebo, 
2022). Die Löhne der Lehrpersonen werden individuell und vor Ort festgelegt. Die meisten Lehrperso-
nen werden von einer Gemeinde angestellt und der Verband der Gemeinden und Regionen verhandelt 
mit den Lehrpersonengewerkschaften über Löhne und Arbeitsbedingungen. Bei der Festlegung der 
Löhne der Lehrpersonen, die von unabhängigen Schulen angestellt werden, spielen Verhandlungen 
zwischen der Trägerschaft und der Gewerkschaft eine wichtige Rolle (Eurydice, 2022e). 

Der Schulbesuch an der Gesamtschule sowie Sekundarstufe II ist kostenlos. In den Gesamtschulen 
sind ebenso Materialien, Schulmahlzeiten, der Transport und Schwedischlektionen für Immigranten 
kostenfrei, auch so bei den meisten Sekundarschulen, nicht aber bei den privaten. Insgesamt ist Bil-
dung in Schweden kostenfrei, auch die Hochschulen und höhere Berufsbildung, weiter auch die Er-
wachsenenbildung, Schwed*innen können Unterstützung für Bildung erhalten, bis sie 56 Jahre alt sind 
(Eurydice, 2022e).  

8.7 Qualitätssicherung 

Nationale Leistungstests werden in Schweden in den Schuljahren drei, sechs und neun und in der 
Sekundarschule in Schwedisch, Mathematik sowie Natur- und Sozialwissenschaften durchgeführt (Eu-
rydice, 2022e). 

Für Schulinspektionen ist der Staat verantwortlich, und zwar in erster Linie die Bildungsagentur («skol-
verket»). Die nationale Bildungsagentur ist zudem zuständig für Schwedens Teilnahme an verschiede-
nen Leistungsassessments (wie PISA, ICCS; TIMSS). Das Schulinspektorat («Skolinspektionen») ist 
zuständig für Durchführung der Qualitätskontrollen, die Schulen sind verantwortlich für Selbstevaluati-
onen, die Gemeinden sind verantwortlich für die Evaluationen der Schulen in der Gemeinde, die Schul-
leitung ist verantwortlich dafür, wie die internen Selbstevaluationen durchgeführt werden. Evaluationen 
der Lehrpersonen sind nicht gesetzlich geregelt, jedoch müssen alle Schulmitarbeitenden regelmässig 
mit der Schulleitung Gespräche führen und Lohn wird individuell festgelegt in Übereinstimmung mit den 
Arbeitsmarktregeln (Eurydice, 2022e) 
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2003 wurde ein Inspektionssystem eingeführt, um dem Bedarf einer nationalen Evaluation, Inspektion 
und Rechenschaft in einem stark dezentralisierten System zu begegnen. Die lokalen Behörden sind 
nach wie vor zuständig für die Evaluation ihrer Bildungsangebote, werden aber selbst auch evaluiert. 
Die Inspektionen erfolgen alle drei Jahre. Hauptziel ist die Erhebung der aktuellen Situation in der 
Schule und Bild der Situation in der Gemeinde oder Schule bezogen auf die nationalen Bildungsziele 
(The Swedish Schools Inspectorate, 2015). Die Resultate dienen dazu, Anforderungen oder Empfeh-
lungen festzulegen für die Qualitätsverbesserung. Der Fokus der Inspektionen liegt auf Wissen und 
Entwicklung (insb. Übereinstimmung mit nationalen Rahmenbedingungen), Lernende, Standards und 
Werte (Fokus auf «ethical educational work»), sowie Governance, Management und Qualität (Werler 
et al., 2015). 

8.8 Rolle Marktwirtschaft, Wettbewerb und Profilbildung 

Schulen in Schweden erhalten eine fixe Summe pro Schüler*in. Dieses Prinzip hat den Wettbewerb 
zwischen den Schulen erhöht, es kam dabei zu Profilbildung aber auch zu Schulschliessungen. Dabei 
sind vor allem ländliche Regionen betroffen, da diese höhere Kosten haben und weniger Möglichkeit 
zur Anwerbung von Schüler*innen (Werler et al., 2015). Aus diesem Grund ist der Anteil der Schüler*in-
nen, die eine unabhängige Schule besuchen, in urbanen Gebieten viel höher als auf dem Land (Varjo 
et al., 2018, siehe auch Edmark, 2018. 

Falls eine Schule mehr Anmeldungen hat als Plätze, dann muss mindestens eines der folgenden Prin-
zipien berücksichtigt werden: Anmeldetermin, Geschwister in der Schule, Nähe zum Wohnort, bei den 
öffentlichen Schulen (zwischen denen man im Prinzip auch wählen kann) gehen dabei die Plätze erst 
an die Kinder im Einzugsgebiet und dann können auch Kinder von ausserhalb aufgenommen werden, 
bei Sek II-Schulen spielt auch der Notendurchschnitt eine Rolle (Varjo et al., 2018). 

Normalerweise kommt ein Kind in die am Wohnort nächstgelegene Schule, die Eltern können jedoch 
eine andere öffentliche oder eine unabhängige subventionierte Schule wählen. Die Wohnsitzgemeinde 
muss die Kosten für den Schüler/die Schülerin decken, egal welche Schule die Eltern wählen, müssen 
aber nicht für den Transport zur anderen Schule aufkommen. Das Ausmass und die Administration der 
Wahl ist je nach Gemeinde unterschiedlich ausgestaltet: in manchen Gemeinden müssen alle Eltern in 
jedem Fall wählen, in anderen wird das Kind zugeteilt und wer will, kann sich für einen Platz in einer 
anderen Schule bewerben/anmelden. Eine Wahl garantiert nicht, dass man dann dort einen Platz be-
kommt, dies ist abhängig von Anmeldezahlen und möglichen Einschränkungen (wie Vorrang für näher-
gelegene Schüler*innen oder solche mit Geschwistern). Die Wohngemeinde kann auch ablehnen, falls 
die Wahl grosse finanzielle oder organisatorische Probleme für die Gemeinde mit sich bringt (Eurydice, 
2022e). Schüler*innen können nicht von Schulbesuch ausgeschlossen werden, Schulbesuch ist Pflicht 
und Recht.  

Um sich zu präsentieren, veranstalten Schulen Informationsabende, Tage der offenen Tür, stellen sich 
auf Messen und im Internet vor und machen Werbung. Es gibt weiter eine Webseite, wo Testergebnisse 
von Einzelschulen eingesehen werden können (Falkenberg et al., 2015). 
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8.9 Aktuelle Entwicklungen 

2018 beauftragte die Regierung Forschende, um zu analysieren, wie Schulsegregation reduziert wer-
den kann. Die Forschung wurde publiziert und machte verschiedene Vorschläge wie Zentralisierung 
der Platzverteilung der freien Schulwahl oder neue Selektionskriterien. Die geplante Umsetzung ist 
jedoch aktuell nicht ersichtlich (Eurydice, 2022e).  

8.10 Fazit  

Grundidee der Einführung von Marktmechanismen im Bildungssystem war, dass diese zu einer Ver-
besserung der Qualität im Gesamtsystem führen sollten. «Die Annahme war, dass die Schulen dann 
um diese Kundschaft konkurrieren und sich stetig verbessern würden, um attraktiv zu bleiben; 
schlechte Schulen würden so von selbst vom Markt verschwinden» (Falkenberg et al., 2015, S. 106). 
Diese Annahme hat sich nur teilweise erfüllt, denn die Schulwahl ist stark abhängig von Wohnort. So 
besuchen beispielsweise bis zu 50 Prozent der Schüler*innen in grossen Städten Schwedens unab-
hängige Schulen aber nur drei Prozent in wenig bewohnten Gegenden (Varjo et al., 2018). Insgesamt 
besuchen 180'000 Schüler*innen unabhängige Gesamtschulen, das entspricht einem Anteil von 15 
Prozent (Meissl Arebo, 2022). Gemäss Tarazona und Brückner (2016) sind die Erfahrungen in Schwe-
den ambivalent: Auf der einen Seite stehen verbesserte Leistungen der Schüler*innen, auf der anderen 
Seite jedoch eine gestiegene Ungleichheit sozioökonomisch und regional (Falkenberg et al., 2015, 
S. 106).  

Gemäss Blanchenay et al. (2014) wurde die Reform (Dezentralisierung) zu rasch eingeführt, mit zu 
wenig Unterstützung der zentralen Behörden für die Gemeinden. Auf Gemeindeebene war zu wenig 
«capacity» vorhanden und vieles wurde entschieden aufgrund von Tradition und lokaler Politik statt auf 
Basis von Daten. Aktuell im Fokus der Kritik stehen insbesondere die hohen Gewinne der unabhängi-
gen Schulen, tendenziell landesweit steigende Notendurchschnitte (die nicht auf insgesamt steigende 
Leistungen zurückgehen) sowie die freie Schulwahl, die teilweise eingeschränkt ist. Beispielsweise 
existieren für «beliebte» Schulen Wartelisten, die eine Anmeldung des Kindes bereits als Baby not-
wendig machen (siehe Meissl Arebo, 2022), sowie die Vergrösserung der Segregation durch das Sys-
tem.  

Die Studie von Wondratschek et al (2013) untersuchte langfristige Outcomes der schwedischen Reform 
für öffentliche und unabhängige subventionierte Schulen. Die Ergebnisse zeigen, dass insgesamt die 
Schulwahl (zwischen allen Schularten) zugenommen hat. Sie fanden sehr kleine positive Effekte der 
vergrösserten Wahlmöglichkeiten auf die Noten am Ende der obligatorischen Schulzeit und kaum Ef-
fekte auf längerfristigere Outcomes wie Universitätsbildung, Beschäftigung, Kriminalität oder Gesund-
heit. Die in PISA gemessenen Leistungen haben jedoch zwischen 2000 und 2012 stark abgenommen, 
von nahe des OECD-Durchschnitts zu signifikant darunter (Meissl Arebo, 2022; OECD, 2015). 

Es gibt verschiedene Hinweise, dass die Schulwahl in Schweden zu gesellschaftlicher und bildungs-
bezogener Segregation beiträgt (z.B. Brandén & Bygren, 2018; Granvik Saminathen et al., 2018), was 
zu verstärkter Homogenität der Schüler*innen in gewissen Schulen führt und die Wahl ist eingeschränkt 
für Schüler*innen, die spezielle Unterstützung brauchen (Magnússon, 2020). Schüler*innen mit besser 
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ausgebildeten Eltern gehen mit höherer Wahrscheinlichkeit (fast doppelt) in unabhängige Schulen 
(Böhlmark et al., 2015): In Regionen, in denen Schulwahl verbreiteter ist, hat die schulische Segrega-
tion zwischen Migrant*innen und Einheimischen und zwischen Kindern aus bildungsnahen vs. bildungs-
fernen Familien stärker zugenommen als in Regionen mit eingeschränkter Wahl (geht über das Mass 
der Segregation hinaus, die rein aufgrund der Wohnsituation entsteht, wenn alle Kinder ihre lokale 
Schule besuchen), im internationalen Vergleich ist die Segregation in Schweden aber immer noch re-
lativ gering (Varjo et al., 2018).  

Gemäss Beach (2018) haben sich die Erwartungen der Reform (wie mehr Qualität, Bildungsgerechtig-
keit) nicht erfüllt, die Effekte auf Qualität und Chancengerechtigkeit waren negativ. Leistungen in inter-
nationalen Evaluationen wie PISA zeigen fallende Standards über die letzten 15 Jahre, Leistungsun-
terschiede zwischen Schüler*innen mit höherem und niedrigerem sozioökonomischem Status haben 
sich vergrössert und liegen signifikant über dem OECD-Durchschnitt (Beach, 2018, S. 236). Trotz grös-
serer Schulwahlfreiheit sind Wohnsituation, sozialer Hintergrund, kulturelles Kapitel und Ethnizität im-
mer noch entscheidende Faktoren für die Frage, in welche Schule der Sekundarstufe II ein Kind kommt 
und damit verbunden, welche weiteren Möglichkeiten ihm im Leben offenstehen (Beach, 2018, S. 257). 

  



 

PHBern: Bericht, 29.01.23 

 

 

88  

 Hamburg 

9.1 Geschichte und gesellschaftlicher Hintergrund 

Anfangs des 21. Jahrhunderts wurden in Hamburg neue Wege für die Schulen gesucht, nachdem die 
Ergebnisse in PISA sehr schlecht ausgefallen waren («Pisa-Schock», Behörde für Bildung und Sport 
Hamburg, 2007). Das Schulentwicklungsprojekt «Selbstverantwortete Schule», in dessen Rahmen die 
Autonomie der Einzelschule erhöht wurde, schloss an die Schulentwicklungs- und Autonomiedebatte 
an, die in Deutschland in den 70er-Jahren ihren Anfang genommen hatte und in verschiedene Projekte 
mündete. Autonomie wird dabei als Motor für die Weiterentwicklung und Verbesserung der Schule 
gesehen (Behörde für Bildung und Sport Hamburg, 2007). Die schlechten PISA-Ergebnisse zeigten 
einen starken Einfluss des sozialen Hintergrunds auf die Leistungen der Schüler*innen und geringe 
Aufstiegschancen für sozial Benachteiligte. Kritiker sahen das dreigliedrige Schulsystem mit geringer 
Durchlässigkeit als Teil des Problems. In verschiedenen deutschen Bundesländern gab es Umstellun-
gen von drei- auf zweigliedrige Systeme, verbunden mit der Hoffnung, der Trennung der Schülerschaft 
entgegenzuwirken, Bildungsungleichheiten abzubauen und Bildungschancen zu erhöhen (Lenz et al., 
2019). 

In Hamburg gab es ab Schuljahr 2010/2011 ebenfalls eine Schulstrukturreform, bei der neben dem 
Gymnasium die Stadtteilschule eingeführt wurde (und die Haupt- und Realschule abgeschafft wurden). 
Diese Veränderung entstand im Rahmen eines Koalitionsvertrags zwischen CDU und Grünen und 
wurde 2009 durch das Parlament beschlossen. 2010 gab es einen Volksentscheid (aufgrund einer 
Volksinitiative), der zu gewissen Änderungen führte: die ursprünglich geplante Ausweitung der Primar-
schule von vier auf sechs Jahre sowie die Abschaffung des Elternwillens wurden abgelehnt (Freie und 
Hansestadt Hamburg, Behörde für Schule und Berufsbildung, 2019; Wikipedia - Die freie Enzyklopädie, 
2022). 

Weitere Massnahmen im Rahmen der Umstrukturierung waren die Verkleinerung der Klassen, die 
Schaffung zusätzlicher Lehrpersonenstellen, die Förderung einer neuen Lernkultur, eine verstärkte 
Weiterbildung der Lehrpersonen sowie die Einrichtung weiterer Ganztagesschulen und die Integration 
von Kindern mit Behinderung.  

Laut dem Hamburgischen Schulgesetz (Art. 2; HMBSG, 2021/16. April 1997) sollen Unterricht und 
Erziehung die Schülerinnen und Schüler befähigen, an einer demokratischen Gesellschaft mitzuwirken, 
Toleranz, Gerechtigkeit und Solidarität zu lernen und Mitverantwortung für das eigene Wohlbefinden 
und das Wohlbefinden der Mitmenschen zu übernehmen. Schon in diesem Artikel kommt eine deutliche 
Orientierung an partizipativen Gedanken zum Ausdruck. Ebenso geht es um die Entfaltung der indivi-
duellen Leistungsfähigkeit, die Vorbereitung auf das Berufsleben und erst in einem letzten Punkt um 
die Förderung akademischer Kompetenzen. Im Artikel drei wird dann betont, dass die Schule auf «das 
verfassungsmässige Recht der Sorgeberechtigten auf die Erziehung ihrer Kinder» achten müsse, dabei 
jedoch von den Eltern ebenso eine vertrauensvolle Zusammenarbeit erwartet werde.  

Die Schulentwicklung und deren Planung ist durch das «moderne und leistungsfähige» Schulsystem 
geleitet. Die Schulstrukturreform von 2010, die zum heute umgesetzten zweigliedrigen Schulsystem 
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geführt hat (Freie und Hansestadt Hamburg, Behörde für Schule und Berufsbildung, 2019) habe zu 
einer Neuausrichtung der Hamburger Schulpolitik sowie Verbesserung der Schulleistungen geführt. 
Hamburg rechnet mit einem deutlichen Bevölkerungszuwachs und auch einer zunehmenden Gebur-
tenrate. Dadurch gibt es aktuell verschiedene Bau- und Investitionsprojekte im Bildungssystem (Raum, 
Ausstattung). Im Schulentwicklungsplan (Freie und Hansestadt Hamburg, Behörde für Schule und Be-
rufsbildung, 2019) wird dargelegt, wie sich die Schüler*innenzahlen an den einzelnen Schulen voraus-
sichtlich entwickeln werden, unter Berücksichtigung der Entwicklung der Schülerzahlen, des Eltern-
wahlverhaltens und der vorhandenen Ressourcen.  

9.2 Struktur des Bildungssystems 

Seit 2013 haben Kinder ab dem ersten Lebensjahr einen Rechtsanspruch auf fünf Stunden Betreuung 
pro Tag in einer Kita, diese ist kostenfrei und mit einem Gutscheinsystem geregelt. Werden mehr Stun-
den beansprucht, wird das einkommensabhängig verrechnet. Im letzten Jahr vor der Einschulung kann 
eine Vorschulklasse an einer Grundschule besucht werden (Behörde für Schule und Berufsbildung, 
2020).  

Die Grundschule dauert vier Jahre (Freie und Hansestadt Hamburg, Behörde für Schule und Berufsbil-
dung, 2019). Am Ende der Grundschule wird eine Empfehlung für die weiterführende Schule abgege-
ben, die Eltern können jedoch frei entscheiden, in welchen Schultypus sie ihr Kind schicken wollen. 
Das Hamburger Schulsystem hat ein Zwei-Säulen-Modell mit Gymnasium oder Stadtteilschule. Im 
Gymnasium kann nach der 12. Klasse Abitur gemacht und in der Stadtteilschule können alle Schulab-
schlüsse absolviert werden (Erster Allgemeinbildender Schulabschluss, Mittlerer Allgemeinbildender 
Schulabschluss und Abitur nach der 13. Klasse). Der Weg zum Abitur dauert also an der Stadtteilschule 
ein Jahr länger als am Gymnasium. Die Stadtteilschule ging aus den Schulformen Haupt-, Real- und 
Gesamtschule sowie Aufbaugymnasium hervor (hamburg.de).  

Die Wahl der Schulform, der regionalen Schule und die Verteilung von prozentualen Anteilen pro Schul-
form ist sehr unterschiedlich je nach Region Hamburgs. Insbesondere in der Innenstadt sei der Raum 
für Schulerweiterungen knapp und es gibt eher grosse Schulen mit vielen Parallelklassen. Insgesamt 
werden die Stadtteilschulen besser mit Ressourcen ausgestattet als Gymnasien, beispielsweise hin-
sichtlich Klassengrösse, und Lehrpersonen erhalten hier auch zusätzliche Zeitressourcen für die Ko-
operation (Freie und Hansestadt Hamburg, Behörde für Schule und Berufsbildung, 2019). 

Insgesamt werden für die fünfte Klasse Stadtteilschulen und Gymnasien etwa gleich häufig angewählt, 
22.5 Prozent der Schüler*innen an Gymnasien haben jedoch keine entsprechende Empfehlung und 
nur gut vier Prozent mit Gymnasialempfehlung werden an Stadtteilschulen unterrichtet (Behörde für 
Schule und Berufsbildung, 2020). Am Ende der Klassen 5 und 6, die sogenannte Beobachtungsstufe, 
wird eine Übergangsentscheidung getroffen, diese ist abhängig von den Schulleistungen. Sind die Leis-
tungen nicht ausreichend für den Verbleib am Gymnasium, müssen Schüler*innen an die Stadtteil-
schule wechseln (Behörde für Schule und Berufsbildung, 2020) 
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Das Ganztagesschulsystem ist in Hamburg flächendeckend vorhanden und die Eltern haben einen 
Rechtsanspruch auf kostenlose Betreuung zwischen acht und 16 Uhr, eine Betreuung darüber hinaus 
ist kostenpflichtig buchbar (Languth, 2018).  

Aus den Befragungen: Die Stadtteilschule habe den Vorteil, dass sie alle Bildungsgänge anbieten kann 
und die Schüler*innen ein Jahr mehr Zeit zu haben bis zum Abitur. Es sei jedoch schade, dass nicht 
eine Schule für alle gemacht wurde, aber das war ein politischer Entscheid. Das zweigliedrige System 
sei ein Kompromiss gewesen. Durch die Inklusion bekamen alle Stadtteilschulen Inklusionsklassen 
dazu, das war eine neue pädagogische Herausforderung. Eine Person findet, dass es eine Überforde-
rung war für die Stadtteilschulen, gleichzeitig die Mittelschulreform und die Inklusion umzusetzen. Es 
wird berichtet, dass der «Run» auf das Gymnasium recht gross ist, insbesondere bei bildungsnahen 
Familien. Dadurch hätten die Stadtteilschulen im oberen Bereich nicht die Heterogenität, die sie gerne 
hätten. Meist werde es als «Abstieg» empfunden, wenn das Gymnasium nicht geschafft wird und der 
Wechsel an die Stadtteilschule wird nicht als Chance wahrgenommen. 

9.3 Schulformen 

Als zentrales Recht gilt laut Artikel 28 des HMBSG (HMBSG, 2021/16. April 1997) das Schulverhältnis 
zwischen Schüler*in und Schule. Dieses öffentlich-rechtliche Verhältnis wird durch die Aufnahme eines 
Schülers oder einer Schülerin begründet. Dieses besteht so lange, bis ein Schulwechsel oder Austritt 
aus dem staatlichen Schulsystem erfolgt ist.  

Nach der Grundschule haben die Eltern ein Wahlrecht und bestimmen, welche Schulform ihr Kind be-
suchen soll. Die Sorgeberechtigten sollen sich aufgrund des Schülerbogens und «fachlich-pädagogi-
scher Beratung durch die Klassenlehrerin oder den Klassenlehrer» für eine Laufbahn entscheiden kön-
nen (Artikel 42). Wenn die Anzahl der Anmeldungen die Aufnahmefähigkeit der Schule übersteigt, wer-
den die Schüler*innen in einer anderen Schule aufgenommen. Jedoch können bei der Aufnahme von 
Schüler*innen der altersangemessene Schulweg oder die Betreuung von Geschwistern als Argumente 
vorgebracht und berücksichtigt werden (Artikel 42 und 43) 

9.4 Grundlagen, Organisation und Governance des Bildungssystems 

9.4.1 Rolle des Staates 

Alle Schulen des Stadtstaates Hamburg sind der Behörde für Bildung und Berufsbildung unterstellt. 
Die Behörde wird vom Schulsenator geführt. Der Schulsenator setzt schulpolitische Schwerpunkte, die 
sich direkt auf die Ebene der Einzelschule auswirken können, wie beispielsweise 2016, als im Rahmen 
der «Qualitätsoffensive Mathematik» nach schlechten Ergebnissen verschiedene Massnahmen in den 
Schulen umgesetzt wurden (Languth, 2018).  
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9.5 Aufgaben zentraler Akteure 

9.5.1 Schulaufsicht 

Hamburg ist in Schulbezirke aufgeteilt, für die jeweils eine Schulaufsicht zuständig ist. Diese übernimmt 
im Bezirk für die Schulen die Kontroll- und Beratungsfunktion. Jede Schulleitung ist einem Schulauf-
sichtsbeamten zugeordnet, dieser hat die Vorgesetztenfunktion der Schulleitung und muss diese auch 
beurteilen (Languth, 2018). 

Einmal pro Jahr gibt es eine Kontrolle der Einzelschule, die Schulleitung muss Rechenschaft ablegen 
zur Ressourcenverwendung, den Schüler*innenleistungen sowie zu den Ziel- und Leistungsvereinba-
rungen. Diese Ziel- und Leistungsvereinbarungen ersetzen frühere Schulprogramme und sind konkre-
ter und kurzfristiger (Languth, 2018).  

9.5.2 Institute auf Landesebene 

Das Institut für Bildungsmonitoring und Qualitätsentwicklung ist zuständig für die Bildungsberichtser-
stattung und führt regelmässige Schulinspektionen durch. Weiter organisiert das IfBQ die Schulleis-
tungstests und steuert zentrale Prüfungen (Freie und Hansestadt Hamburg, Behörde für Schule und 
Berufsbildung, 2022).  

Das Landesinstitut für Lehrerbildung und Schulentwicklung ist verantwortlich für die Weiterbildung und 
Beratung für die Schulen. Für die Lehrpersonen gibt es eine Fortbildungsverpflichtung von 30 Stunden 
pro Jahr. Schulleitende oder Abteilungsleitungen besuchen die Weiterbildung «Neu im Amt» mit einer 
Dauer von drei Jahren (Languth, 2018). 

9.5.3 Schulleitung 

Die Schulleitung wird durch die Behörde unter Einbezug der anderen Akteure (Eltern, Schüler*innen, 
Lehrpersonen) im Rahmen der Schulkonferenz gesucht (HMBSG 2021, Artikel 89ff, HMBSG, 2021/16. 
April 1997). Die Schulleitung ist Vorgesetzte*r aller in der Schule mitarbeitenden Personen. Sie hat die 
Dienstaufsicht und Verantwortung für alle in der Schule ablaufenden Prozesse, ist verantwortlich für 
die Personalentwicklung innerhalb der Schule und die Weiterentwicklung des Schulprogramms und für 
die Qualitätsentwicklung. Zum innerschulischen Personalmanagement gehört die Beurteilung der Lehr-
personen (2 Unterrichtshospitationen und ein Beurteilungsgespräch alle 4 Jahre), die Schulleitung 
selbst wird durch Schulaufsicht beurteilt (HMBSG, 2021/16. April 1997).  

Die schulische Selbstverwaltung wird durch verschiedene Gefässe und Gremien gesteuert. In einem 
Schulprogramm legt die Schule sowohl die Ziele, Schwerpunkte und Organisationsformen ihrer päda-
gogischen Arbeit als auch Kriterien für die Zielerreichung fest (HMBSG, 2021/16. April 1997, Artikel 
51). Das oberste Beratungs- und Beschlussgremium der Schule ist die Schulkonferenz, mit Beteiligung 
von Eltern, Schüler*innen, Lehrpersonen und Schulleitung. Die Schulkonferenz bestimmt bei pädago-
gischen strategischen und organisatorischen Fragen mit. Bei Veränderung der Klassenstrukturen oder 
Schulform sowie bei baulichen Massnahmen hat die Schulkonferenz ein Anhörungsrecht (Artikel 54). 
In der Lehrerkonferenz wird vor allem über den Unterricht, dessen Gestaltung und Verteilung 
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entschieden (unter Berücksichtigung der von der Schulkonferenz beschlossenen Grundsätze). Die Mit-
wirkung der Schüler*innen ist institutionalisiert im Rahmen des Schülerrats und der Schulsprecher*in-
nen und die Mitwirkung der Eltern findet über Elternrat und Klassenelternvertretung statt (HMBSG, 
2021/16. April 1997). 

Aus den Befragungen: Eine Person findet, dass das Amt der Schulleitung aus verschiedenen Gründen 
nicht attraktiv ist und sich die Behörde etwas überlegen sollte. Bezüglich Personalauswahl und auch 
bezüglich Finanzen wird der Handlungsspielraum der Schulleitenden als hoch eingeschätzt (beispiels-
weise im Vergleich zu früher, vor der Reform). Damit einher geht auch die Einschätzung, dass es starke 
Leitungspersonen braucht, die auch Verantwortung übernehmen wollen und sich nicht wie früher als 
Verwaltende sehen. Damit dies möglich wird braucht es auch eine entsprechende Qualifizierung. 

In Bezug auf das Personalmanagement findet eine Person, es gebe zu wenig Mobilität bei den Lehr-
personen, die Leute sollten häufiger wechseln, das würde frischen Wind geben und wäre pädagogisch 
sinnvoll. Die Schulen würden sich teilweise gegenseitig die Lehrpersonen abjagen, damit verbunden 
stelle sich die Frage, ob man nur für eigene Schule Verantwortung hat/übernimmt oder auch für das 
Gesamtsystem. Insgesamt liegt die Verantwortung für die Personalauswahl komplett bei den Schullei-
tenden, diese finden es wichtig, das Personal selbst auswählen zu können, nur so finde man Personen, 
die zur Schule passen und mitdenken. Später haben Lehrpersonen Beamtenstatus, dies kann proble-
matisch sein, wenn es nicht gut läuft. Insgesamt wird der Aufwand für Personalfragen als gross einge-
schätzt, es bräuchte eine Personalabteilung an der Schule. 

Zwischen Schulautonomie und Freiheit der Lehrpersonen besteht ein Spannungsfeld. Lehrpersonen 
und Eltern haben eine starke Rolle in der Schule durch die Mitwirkung in der Schulkonferenz, diese 
macht Grundsatzbeschlüsse. Auch die Personalräte sind ein wichtiges Gremium, sie haben Mitbestim-
mung bei der Jahresplanung, bei Einstellungen und der Gesamtpersonalrat macht mit der Behörde 
Dienstvereinbarungen, dadurch ist eine Art Nebensteuerung entstanden.  

Die Elternmitwirkung ist formalisiert, ebenso die Mitwirkung der Schüler*innen (Schüler*innenkammer 
und Elternkammer), es gibt eine wirklich starke Tradition der Mitwirkung in Hamburg. Die Eltern werden 
als sehr mächtig wahrgenommen, durch die Mitwirkung und auch durch die Elternwahl, sie können 
fordernd sein, öfters gibt es auch Klagen. 

9.5.4 Pädagogische Aspekte 

Jede Schule beschliesst die Ausrichtung aufgrund des individuellen Schulprogramms, dies wird durch 
die Schulkonferenz erarbeitet / verabschiedet 

9.6 Finanzierung 

Die Schulen haben keine eigenen Schulkonten, die staatlichen Schulen sind organisatorisch und finan-
ziell Teil der Behörde für Schule und Berufsbildung (Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg). 
Für das Personal werden den Schulen Ressourcen zugewiesen im Umfang von Stellen oder Wochen-
arbeitszeit, nicht durch Einstellungen genutzte Kapazität wird in ein schulisches Vertretungsbudget 
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(Gelder, die für die Anstellung von Stellvertretungen eingesetzt werden können) umgewandelt. Perso-
nalressourcen können weiter in Sachressourcen umgewandelt werden. Für die Sachkosten werden 
den Geldern Zuweisungen aufgrund von Kennzahlen (Schüler-, Klassenzahlen, Kostensätze, Festbe-
träge, Verbrauch im Vorjahr, Schulform) gemacht. Überschüsse in beiden Bereichen (Personal und 
Sachmittel) stehen auch über das Jahresende zur Verfügung (Bürgerschaft der Freien und Hansestadt 
Hamburg) 

Stadtteilschulen werden mit mehr Ressourcen ausgestattet als Gymnasien, da sie einen höheren In-
tegrations- und Förderanspruch haben, beispielsweise kleinere Klassen und mehr Zeitressourcen für 
die Kooperation (Languth, 2018) 

Aus den Befragungen: Es besteht Handlungsspielraum bei den Schulleitenden bezüglich Ressourcen-
einsatz, beispielsweise können sie Lehrpersonen-Ressourcen in sozialpädagogische oder Erzieher-
stunden umwandeln und somit flexibel reagieren. Wichtig ist es, dass sie nicht an die Limite kommen 
von € 50'000.- minus, sonst gibt es eine Untersuchung der Schulbehörde. Es gibt weiter die Möglichkeit, 
Mittel einzuwerben und es gibt Kooperationspartner (z.B. Firmen), die Schulen mit Infrastruktur oder 
auch finanziell unterstützen. 

9.7 Qualitätssicherung 

In Artikel 85, 4 (HMBSG, 2021/16. April 1997) ist festgelegt: «Die zuständige Behörde überprüft schul-
übergreifend und vergleichend den Erfolg der pädagogischen Arbeit, um die Gleichwertigkeit und Qua-
lität sowie die Durchlässigkeit und Vielfalt des schulischen Bildungs- und Erziehungsangebots zu ge-
währleisten.» Externe Evaluationen werden durch das Institut für Bildungsmonitoring und Qualitätsent-
wicklung (IFBQ) durchgeführt, es gibt flächendeckende Unterrichtsbesuche, Befragungen von Schü-
ler*innen, Lehrpersonen und Eltern, ein Interview mit der Schulleitung sowie der Einbezug von Daten-
material der Schule. Die Ergebnisse werden teilweise öffentlich dargestellt (Freie und Hansestadt Ham-
burg, Behörde für Schule und Berufsbildung, 2023; Languth, 2018; Warmt et al., 2020). 

Um den Leistungsstand der Schüler*innen in den Stufen zwei, drei, fünf, sieben und acht sowie im 
Jahrgang neun im Gymnasium und Jahrgang 10 in Stadtteilschulen zu erheben und in Bezug zu setzen 
zu den nationalen Bildungsstandards und den Hamburger Bildungsplänen werden standardisierte 
Tests (KERMIT - Kompetenzen ermitteln) durchgeführt (Languth, 2018). Die Daten sollen von den 
Schulen auch für die Unterrichtsentwicklung genutzt werden können. Zusätzlich nehmen die Schü-
ler*innen in den Jahrgangsstufen drei und acht an der bundesweiten Schulleistungsstudie VERA teil 
(Behörde für Schule und Berufsbildung, 2020).  

Aus den Befragungen: Bei den befragten Personen gibt es unterschiedliche Meinungen in Bezug da-
rauf, inwiefern die Berichte der Schulinspektion für die Schulentwicklung nutzbar sind. Für eine Person 
sind sie nicht so gut nutzbar, da kleinschrittige Vorgehensweisen gebraucht werden, eine andere Per-
son findet, es gebe einen guten Überblick, wo die Schule steht. Dies ermöglicht einen Vergleich und 
den Abgleich mit internen Sichtweisen, dadurch sind das für diese Person hilfreiche Daten für Entwick-
lungsstrategien.  
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Durch die Inspektionen sei der Ruf der Schule im Fünf-Jahres-Rhythmus bestimmbar und der Ruf bleibt 
so lange bestehen. Wenn eine Schule unter Druck ist, hat eine Inspektion/Evaluation oft negative Fol-
gen, die Vergleiche zwischen den Schulen werden als schwierig wahrgenommen.  

Für die innerschulische Qualitätssicherung dient das Qualitätshandbuch der Schule als Grundlage, 
auch die Ergebnisse von Vergleichsprüfungen werden von den Schulen genutzt zum Sehen, wo sie 
stehen.  

9.8 Rolle Marktwirtschaft, Wettbewerb und Profilbildung 

Die Schulen in Hamburg unterscheiden sich bezüglich ihrer Lage, der Zusammensetzung der Schü-
ler*innen, ihrer Schwerpunktsetzung und Profile. Durch die freie Schulwahl und der daraus entstehen-
den Konkurrenz zwischen den Schulen sind sie in der Pflicht, ein Profil oder einen pädagogischen 
Schwerpunkt auszubilden (Mayer & Koinzer, 2019). Wie bereits im Abschnitt zu Struktur des Bildungs-
systems beschrieben, wird der «freie Elternwille» bei der Wahl der Einzelschule aber auch der Schul-
form wirksam, dabei zeigt sich tendenziell eine starke Wahl des Gymnasiums. Wer die Anforderungen 
des Gymnasiums nicht erfüllt, muss in die Stadtteilschule, was mit einer Versagenserfahrung verbun-
den sein kann (Languth, 2018).  

Eine Studie (Pietsch & Leist, 2019) weist darauf hin, dass Wettbewerb zwischen den Schulen einen 
Einfluss auf das Schulleitungshandeln hat, in dem Sinne, dass in Schulen, die stärkerem Wettbewerb 
ausgesetzt sind, das Schulleitungshandeln stärker ausgeprägt ist.  

Aus den Befragungen: Profilbildung und Wettbewerb werden tendenziell als wichtig und gut angese-
hen, Konkurrenz belebt das Geschäft und es entsteht mehr Qualität. Es werden aber auch Nachteile 
beschrieben. Schwierig sei es, wenn eine Schule voll ist und mehr Nachfrage besteht, dann müsste in 
die Infrastruktur investiert werden. Weiter gibt es auch Probleme mit Abwärtsspiralen von Schulen mit 
einem schlechten Ruf. Schwierigkeiten treten weiter bei Neugründungen von Schulen auf, es ist nicht 
einfach, direkt in den Markt einsteigen, wenn man noch nichts vorzuweisen hat. Der Aufwand für die 
Schulen für Werbung und Öffentlichkeitsarbeit ist sehr gross, es werden Tage der offenen Türe und 
Marktplätze organisiert.  

Viele Schulen hätten versucht, sich mit einem bestimmten Profil attraktiv zu machen, mit der Hoffnung, 
leistungsstärkere Schüler*innen anzuziehen. Dies sei teilweise gelungen. Viele haben das als Spezia-
lisierung verstanden und führen einzelne Profilklassen an der Schule, was dann zu einer Segregation 
innerhalb der Schule und zu «Restklassen» führen kann.  

Bei der Schulwahl spielt die Distanz des Wohnorts von der Schule dann wieder eine Rolle, wenn zu 
viele Anmeldungen vorhanden sind. Dabei kann es um 100 Meter gehen und im Extremfall dazu führen, 
dass Eltern ihr Kind vorübergehend bei den Grosseltern anmelden oder gar eine Wohnung anmieten. 
Eine Person berichtet, dass die Eltern die Schule eher nach sozialen Kriterien auswählen und darauf 
achten, wo die Freunde des Kindes hingehen. Manche suchen auch die soziale Segregation und mel-
den ihr Kind an derjenigen Schule an, die von den vermeintlich besseren Schüler*innen besucht wird, 
sie wählen nicht nach objektiven Kriterien aus. 
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9.9 Aktuelle Entwicklungen 

Aktuell hat Hamburg eine stark wachsende Bevölkerung, geplant sind gemäss Schulentwicklungsplan 
44 Schulgründungen in den kommenden Jahren (Freie und Hansestadt Hamburg, Behörde für Schule 
und Berufsbildung, 2019), zudem leben immer mehr Menschen mit Migrationshintergrund in Hamburg 
und die Bildungsausgaben sind deutlich gestiegen (Behörde für Schule und Berufsbildung, 2020). Im-
mer beliebter werden die Campus-Stadtteilschulen, welche neben gymnasialen Klassen mit Gymna-
sium-Stundenplan auch Stadtteilschulklassen mit dem Stundenplan der Stadtteilschule anbieten (Freie 
und Hansestadt Hamburg, Behörde für Schule und Berufsbildung, 2019) 

Aus den Befragungen: Als Trend wird die neue Schulform Campusschule wahrgenommen, Stadtteil-
schule und Gymnasium am gleichen Standort. Allgemein wird über grosses Wachstum berichtet. Dabei 
tritt als neuer Akteur Schulbau Hamburg auf von staatlicher Seite, die Schulen sind Mieter bei ihnen, 
nach Einschätzung der Befragten bedeutet dies einen Rückgang der Autonomie. Es ist ein Entscheid 
des Senators, wenn eine neue Schule gegründet werden soll.  

9.10 Fazit  

Laut Languth (2018) besteht in Hamburg ein Spannungsfeld zwischen schulischer Autonomie und 
staatlicher Qualitätssicherung. Die Schulen sind selbstverwaltet und haben viel Gestaltungsfreiraum. 
Gleichzeitig ist ein Trend in Richtung verstärkter Output-Orientierung und vergleichende Analysen 
(Lernergebnisse, Vergleichsarbeiten) festzustellen. Die Schulleitung hat viele Koordinationsfunktionen 
so auch bei der Schul- und Unterrichtsentwicklung. Die Lehrpersonen sind verantwortlich für die Qua-
litätsentwicklung im Unterricht. Viele Schulen werden als sehr progressiv und «erfolgreich» beschrie-
ben, Erfolg wird auf Handlungsspielraum der Schulleitenden und Lehrpersonen zurückgeführt und we-
niger auf «Reformen des Senators». Jedoch wird auch darauf hingewiesen, dass das Netz des Con-
trollings nicht zu eng werden soll, denn sonst leidet «die Akzentsetzung» der Schulen. 

Die Befunde im aktuellen Bildungsbericht zeigen, dass sich die Leistungen der Schüler*innen in den 
letzten Jahren verbessert haben (Behörde für Schule und Berufsbildung, 2020). Nach wie vor bestehen 
jedoch Zusammenhänge zwischen der sozialen Lage und den Kompetenzen der Schüler*innen, auch 
zwischen Schulabschluss und sozialer Herkunft.  
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 Salzburg 

Salzburg ist als Bundesland Österreichs wesentlich durch nationale Vorgaben geprägt. Insgesamt steht 
Österreich für ein Pflichtschulsystem, das sich in den letzten Jahren besonders um den Ausbau von 
Schulautonomie bemüht und eine umfassende Reform dazu lanciert hat, die als Masterplan auch für 
andere nationale Kontexte inspirieren kann. Diese Reform ist 2017 mit dem «Autonomie-Paket» ange-
stossen worden, um die Transition von einem hierarchisch bürokratisch organisierten System, das zu-
dem seit den 1960er Jahren dem gesellschaftlichen Wandel nur langsam angepasst wurde, zu einem 
durch Autonomie vor Ort gekennzeichneten und über Output-Steuerung gelenkten effektiven und effi-
zienten System zu ermöglichen. Dieser Wandel ist im Gang und systembezogene Anpassungen sind 
erfolgt. Die Praxis der relevanten Akteur*innen wandelt sich jedoch langsamer und ist auch durch Un-
klarheit, Verunsicherung und einen eingeschränkten Willen zur Veränderung geprägt.  

10.1 Geschichte und gesellschaftlicher Hintergrund 

Historisch gesehen ist das österreichische Schulsystem ein «föderalistisch geprägtes, vergleichsweise 
hochgradig bürokratisches, stark reguliertes und hierarchisches System der Schulverwaltung» mit einer 
«geringen Schulautonomie» (K. Schmid & Hafner, 2011, S. 114) ). Historische Stationen der Entwick-
lung des Schulwesens umfassen 1869 das erste Reichsschulgesetz mit einer Erweiterung der Pflicht-
schule von sechs auf acht Jahren. Die von Otto Göckel 1918 angestossene Schulreform bringt neu die 
Koedukation, ohne Einschränkung nach sozialer Herkunft, die Abschaffung des Schulgelds und Mass-
nahmen zur Unterstützung für sozial benachteiligte Schüler*innen. 1927 wird die Hauptschule als 
Pflichtschule für 10-14-jährige Schüler*innen eingeführt. Eine umfassende Neuregelung des Schulge-
setzes mit der Festlegung der Schulpflicht auf neun Jahre und der Ausbildungspflicht für Lehrpersonen 
in pädagogischen Akademien erfolgt 1962.  

Da früher eine 2/3-Mehrheit im Nationalrat für Änderungen im Schulgesetz nötig war, ist die Zeit zwi-
schen 1960 und 1980 von Stagnation im Volksschulbereich gezeichnet, obwohl im öffentlichen Diskurs 
gleichzeitig ausgeprägte Zweifel an der Wirksamkeit von Schule und das Thema einer nationalen Bil-
dungskatastrophe sehr präsent waren.  

1993 wird der integrative Unterricht im Primar- und 1997 im Sekundarbereich eingeführt. 2007 erfolgt 
die Gründung der Pädagogischen Hochschule, die nun für die Aus- und Weiterbildung der Lehrperso-
nen zuständig wird. Die 1927 eingeführte Hauptschule wird 2009 durch die Einführung der Mittelschule 
abgelöst. 2015 werden die Bildungsdirektionen in den Bundesländern eingeführt und das Bildungsge-
setz von 2017 bringt mit dem «Autonomie-Paket» tiefgreifende Massnahmen in den Bereichen Unter-
richtsorganisation, Organisations-, Personalentwicklung und der individualisierten Unterrichtsentwick-
lung mit Instrumenten, die auf der Ebene der Lehrpersonen eingeführt werden. 
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10.2 Struktur des Bildungssystems 

Für den Pflichtschulbereich sind in Österreich folgende Strukturen gelegt. Für die äussere Organisation 
gibt der Bund die Grundsatzgesetzgebung vor und die Länder formulieren Ausführungsgesetze und 
vollziehen diese. Die «Schulerhalterschaft» (d.h. der Schulträger) liegt bei den Gemeinden. Der Bund 
ist zuständig für das Dienstrecht des Lehrpersonals und die Länder vollziehen dieses. Die Schulaufsicht 
und Vorgaben der Schulqualität sind Aufgabe des Bundes ebenso wie die Aus- und Weiterbildung des 
Lehrpersonals (Eurydice, 2022a).  

Schulbeginn ist für alle schulpflichtigen Kinder ist der 1.September jeden Jahrs und umfasst neun 
Schuljahre (6.-15.Lebensjahr). 90 Prozent der Kinder absolvieren diese Schulpflicht in öffentlichen 
Schulen. Daneben gibt es ein kostenpflichtiges Privatschulangebot und auch «home schooling» ist 
möglich. Sowohl Regel- als auch Sonderschulen bieten integrative Angebote. Eltern, Schüler*innen 
haben gesetzliche Recht und formen zusammen mit Lehrpersonen Schulpartnerschaften, die im Klas-
senforum3 und in Schul- oder Clusterforen4 wahrgenommen werden. 

Die Schulstatistik des Bundeslands Salzburg weist 2018/19 für alle Schulen im Pflichtschulwesen 285 
Schulen mit 2094 Klassen und 37192 Schüler*innen aus. 21408 besuchen die Volksschule, 13933 die 
Neue Mittelschule (inkl. Hauptschulen), 917 Polytechnische Schulen und 1654 Sonderschulen (Bun-
desministerium für Bildung, Wissenschaft und Forschung [BMBWF], 2022d). Die öffentlichen Schulen 
sind gratis und die Schulen stellen den Schüler*innen auch die Lehrmittel gratis zur Verfügung. Die 
Schüler*innen, welche die Schultransporte nutzen, beteiligen sich jährlich mit knapp 20 Euro an deren 
Kosten. 

10.3 Schulform – Erweiterung der Schulautonomie 

Im Vorfeld der Schulreform von 2017 stellt Andreas Schleicher (Direktor für Bildung und Kompetenzen 
der OECD) fest:  

«Qualität und Chancengleichheit im österreichischen Schulsystem bleiben weit hinter dem zurück, was 
Eltern und Steuerzahler erwarten dürfen. Das Land sollte seine Pläne umsetzen, die eine Reform der 
Schulverwaltung und -finanzierung vorsehen. Es müssen außerdem mehr Anstrengungen unternom-
men werden, um Ressourcenflüsse transparenter zu gestalten» (OECD, 2016). 

Schmid und Pirolt (2005, S. 10) sehen die Gründe dafür vor allem darin, dass das österreichische 
Pflichtschulsystem ein «hierarchisches und von föderalistischen Elementen geprägtes input-gesteuer-
tes Schulgovernance-Modell» abbildet, das es zu überwinden gilt.   

 

 
3  In der Klassenkonferenz werden Angelegenheiten, die die gesamte Klasse betreffen, besprochen und teilweise beschlossen. 

Die Klassenkonferenz wird von den Eltern aller Schüler*innen und der Klassenlehrperson gebildet. 
4  Das Schulforum (Schulkonferenz) soll die Schulgemeinschaft stärken und fördern. Sie wird durch die Schulleitung, die Klas-

senlehrpersonen und die Eltern konstituiert. Sie entscheidet über Aspekte des Schulgeschehens, die über die Ebene der 
einzelnen Klasse hinausgehen. Dazu gehören schulische Veranstaltungen, die Schullaufbahnberatung und die Gesundheits-
vorsorge sowie die Hygiene. Weiter werden wichtige Fragen der Erziehung und des Unterrichts beraten. 
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Das «Autonomie-Paket»5 als Reaktion leitet ab 2017 auf nationaler Ebene einschneidende Massnah-
men ein, um die Verwaltung des Schulsystems zu reformieren (BMBWF, 2017a, 2017b). Dazu zählen 
eine Neuregelung der Reifeprüfung, die Festlegung von Bildungsstandards, die Einführung einer evi-
denzbasierten Qualitätssicherung, Angebote der ganztägigen Schulbildung, Reform für die Arbeit der 
Schulbehörden und die Einrichtung von Schulräten, die Reform der Lehrer*innenausbildung sowie neu 
rechtliche Grundlagen für die Beschäftigung von Lehrpersonen. Zudem wird auch die Partizipation der 
Eltern ausgebaut und gestärkt. Im Wesentlichen beziehen sich die Reformvorhaben auf die Unterrichts-
organisation (flexible Unterrichtsstunden und liberale Öffnungszeiten, Bildung von pädagogisch und 
didaktisch motivierten, unterschiedlich zusammengesetzten Schüler*innengruppen im Schulalltag), die 
Organisationsentwicklung (pädagogische Konzepte, professionelle Kommunikation, nutzenstiftende 
Kooperation wie z.B. Schulcluster), die Personalauswahl und -entwicklung (Professionalisierung der 
Auswahl, Entwicklung und Weiterbildung) und schliesslich die Individualisierung des Unterrichts (Diag-
noseinstrumente, erweiterte Unterrichtsformen, kompetenzorientierte Leistungsbeurteilung; BMBWF, 
2022a). 

10.3.1 Pädagogische Ziele 

Die pädagogischen Prinzipien der Reform zielen auf die Verbesserung der Chancengleichheit beim 
Zugang zur Bildung unabhängig von der Erstsprache oder einer Behinderung. Für den Übergang vom 
Kindergarten in die Grundschule sollen der Entwicklungsstand und die Sprachkenntnisse jedes einzel-
nen Kindes erfasst und im Hinblick auf eine individuelle Förderung berücksichtigt werden. Die Schul-
autonomie bei Entscheidungen über die Organisation des Unterrichts (Klassen mit homogenen oder 
heterogenen Altersgruppen) und die Leistungsbewertung der Schüler soll erweitert werden. Zudem 
sollen Ganztagsschulen landesweit ausgebaut werden.  

Gemäss dem Weissbuch (BMBWF, 2019c, S. 5–6) werden dabei drei Wirkungsziele fokussiert: 1) Die 
Erhöhung des Leistungs- und Bildungsniveaus der Schülerinnen und Schüler und von Zielgruppen in 
der Erwachsenenbildung; 2) die Verbesserung der Bedarfsorientierung sowie der Chancen- und Ge-
schlechtergerechtigkeit im Bildungswesen und 3) die Steigerung der Effektivität und Effizienz in der 
Schulorganisation und Bildungsverwaltung. 

 

 
5  «Das Konzept der Schulautonomie bezieht sich auf die Bildungsinhalte, die Haushaltsführung und die Schulgesetzgebung 

(insbesondere schulautonome Schwellenwerte für die Eröffnung neuer Klassen oder die Teilung von Klassen, curriculare 
Bestimmungen und Fragen der Schulzeit) und impliziert eine Mitbestimmung bei der Gestaltung der Rahmenbedingungen 
des Lehrens, Lernens und Zusammenlebens auf der lokalen Schulebene. Die Schulautonomie soll ein gewisses Mass an 
Pluralität und lokaler bzw. regionaler Eigenständigkeit durch curriculare Autonomie unter Wahrung der Vergleichbarkeit von 
Abschlüssen und Ansprüchen ermöglichen. Die Schulen können zwischen besonderen Schwerpunkten des Lehrplans wäh-
len, ihr eigenes Schulprofil entwickeln und auf wirtschaftliche und regionale Anforderungen reagieren» (Eurydice (2022a). 
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10.4 Grundlagen, Organisation und Governance  

10.4.1 Schule als Verbundaufgabe 

Die gesetzgeberischen Aufgaben für den Pflichtschulbereich und deren Implementierung sind in Ös-
terreich zwischen Bund, Länder und Gemeinden aufgeteilt. Bundesgesetze regeln auf Schulebene die 
Schulorganisation und die Organisation des Schulunterrichts. Weiter werden Rahmenbedingungen für 
Privatschulen festgelegt und diese werden zudem beaufsichtigt. Das Bildungsreformgesetz 2017 löst 
eine tiefgreifende Reform und Neuordnung der Schulverwaltung aus.  

10.4.2 Bundesministerium 

Heute ist im Bildungswesen der Bund (Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Forschung) 
für die Bundesschulen, die allgemeine Erwachsenenbildung und die strategische Steuerung des Hoch-
schulwesens zuständig. Die Formulierung der wesentlichen gesetzlichen Rahmenbedingungen obliegt 
dem Bund. 

10.4.3 Bildungsdirektionen 

Für die Pflichtschulen und das Lehrpersonals sind die Länder zuständig. Deren Bildungsdirektionen 
sind seit 2019 als Landesbehörden die für die österreichweite einheitliche Vollziehung des Schulrechts, 
der Qualitätssicherung, Schulaufsicht und des Bildungscontrollings zuständig. Die Bildungsdirektion 
umfasst einen Präsidialbereich, zuständig für die Personalverwaltung und das Rechnungswesen, so-
wie einem Pädagogischen Dienst, der für die Schulaufsicht und das Qualitätsmanagement verantwort-
lich ist. Die Zuweisung von Ressourcen für die Schulen erfolgt ebenfalls durch die Bildungsdirektion 
nach gesetzlich festgelegten Kriterien. Der Pädagogische Dienst und seine Führung sind an die Wei-
sungen des Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft und Forschung bzw. der jeweiligen Landes-
regierung gebunden. Weiter gehören die «Schulpsychologische und pädagogische Beratungsstelle» 
zu den Bildungsdirektionen, deren Dienste allen am Schulprozess beteiligten Personen und Institutio-
nen zur Verfügung steht (BMBWF, 2019b, S. 42). 

10.4.4 Bildungsregion 

Ab dem 1.Januar 2019 nehmen Bildungsdirektionen als gemeinsame Behörde von Bund und Ländern 
ihre Arbeit auf und es wurden insgesamt 31 Bildungsregionen als Aussenstellen der Bildungsdirektio-
nen eingerichtet. Je nach Grösse des Bundeslandes umfasst ein solches zwischen zwei und sieben 
Regionen; Salzburg ist aufgeteilt in zwei Bildungsregionen (Nord und Süd). Diese werden aufgrund von 
Schüler*innenzahlen und regionalen Strukturen festgelegt. Entscheidend ist, dass die bis dato relativ 
geringe Autonomie im Bereich der Finanzen, Stundentafeln und Lehrplaninhalten der Schulen nun er-
weitert wird. Diese Autonomie betrifft die Organisation des Unterrichts und der Schule sowie die Aus-
wahl und Entwicklung des Personals. Schulen können zudem mit dem Ziel der effizienteren Ressour-
cennutzung Cluster bilden. Cluster sollen zwei bis maximal acht Schulen umfassen. Damit sollen zwei 
Ziele erreicht werden. Als Antwort auf die Tatsache, dass in dreiviertel der Pflichtschulen weniger als 
200 Schüler*innen unterrichtet werden (BMBWF, 2019b, S. 42), sollen zum einen mit der 
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Clusterbildung Organisationsgrössen erreicht werden, die eine professionelle und effiziente Führung 
ermöglichen. Zum andern sollen die Bildungsangebote innerhalb der Cluster so aufeinander abstimmt 
werden, dass ein vielfältigeres Angebot entsteht, das die Bedürfnisse innerhalb der Cluster bezogen 
auf Schulformen besser abdeckt. 

10.4.5 Gemeinde 

Die 2093 Gemeinden (2022) sind zuständig für die nötige Infrastruktur im Bereich der Bildung, des 
Sozialwesens, der Gemeindedienst und des kulturellen Angebots. Die Gemeinde ist der gesetzliche 
Schulerhalter und kann diese Aufgabe auch in einem Bildungscluster von Schulen unterschiedlicher 
Gemeinden wahrnehmen. 

10.5 Governancestruktur und Aufgaben zentraler Akteure 

10.5.1 Governancestruktur 

Die Governance bindet die relevanten Akteur*innen der unterschiedlichen hierarchischen Ebenen in 
ein Gesamtsystem ein und regelt deren Rollen und Interaktion. Sie alle sind in die nationale Gesetzge-
bung und den normativ vorgegebenen Qualitätsrahmen, der bestimmt was gute Schule und guter Un-
terricht in Österreich ist, eingebunden und müssen sich an diesen Rahmenbedingungen orientieren. 
Die operative Steuerung des Pflichtschulbereichs erfolgt durch die Bildungsdirektion und ihre Organe 
auf Länderebene auf der Basis der Richtlinien der nationalen Schulgesetzgebung. Die Bildungsdirek-
tion, die durch ein*e Direktor*in geleitet wird, umfasst neben einem Präsidialbereich (Bildungsverwal-
tung) auch einen Pädagogischen Dienst. Dieser ist einerseits für die Schulaufsicht (Inspektion und 
externe Evaluation) verantwortlich und unterstützt zusammen mit Fachpersonen der Pädagogischen 
Hochschulen die Schulentwicklung vor Ort durch Beratungs- und Weiterbildungsangebote. Für Bil-
dungsregionen werden Bildungspläne entworfen, die wiederum Entsprechung in den Entwicklungsplä-
nen der einzelnen Schulen finden. Wo sich Schulen zu Clustern zusammengeschlossen haben, wird 
auch auf dieser Ebene ein Planungsdokument entworfen (BMBWF, 2019b, S. 11). 

10.5.2 Gliederung öffentliche Schulen 

Das Land Salzburg, das für diese Fallstudie besonders untersucht wurde, ist wie andere Länder auch 
für seine Volksschule und Mittelschule zuständig (Bildungsdirektion Salzburg, 2022; Land Salzburg, 
2022). Der gesetzliche Schulerhalter («Schulträger») ist im Pflichtschulbereich die Gemeinde. Die 
Schulen können sich in sogenannten «Pflichtschulclustern» organisieren. Dies war ein zentraler Teil 
der Schulreform 2017, die festlegt, dass solche Cluster aus möglichst unterschiedlichen Schulformen 
bestehen und auch Sonderschulen umfassen sollen.  

Aus den Befragungen: Alle Befragten bestätigen, dass die angestrebte Clusterbildung bisher in Salz-
burg noch wenig ausgeprägt ist. 
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Der Regelbereich umfasst die Volksschule, die (Neue) Mittelschule, Sonderschulen und inklusiver Un-
terricht, polytechnische Schulen sowie allgemeinbildende höhere Schulen. Parallel dazu sind die be-
rufsbildenden Schulen angelegt. 

Unterschieden werden die Grundstufe eins (Vorschulstufe und 1. sowie 2. Schulstufe) und die Grund-
stufe zwei (3. und 4. Schulstufe). Daran schliesst die Mittelschule an (5. bis 8. Schulstufe), die als 
Gesamtschule mit Leistungsgruppen von der sechsten bis achten Stufe organisiert sein kann. Es sind 
also sowohl Modelle der Trennung und Integration der Leistungsniveaus auf der Sekundarstufe eins 
möglich. Die beiden Schultypen Mittelschule und Gymnasium können im selben Sprengel vorhanden 
und auch im selben Schulgebäude untergebracht sein. Sie unterscheiden und konkurrenzieren sich 
(RIS/07.11.2022).  

Aus den Befragungen: Die Schulen sind angehalten, ein eigenes Profil zu entwickeln. Im Fall der Mit-
telschule weisen die Profile in der Regel einen stärkeren Praxisbezug als Alleinstellungsmerkmal ge-
genüber allgemeinbildenden Gymnasien aus. Der Spielraum der Profilbildung ist durch die Schulgrösse 
bestimmt. Schulleitende können über mehr oder weniger frei zu definierende Unterrichtstunden zur 
Profilbildung verfügen. Der Übertritt erfolgt zwischen der 5. und 6. Stufe. 

Der Kindergarten steht Kindern von drei bis sechs Jahren offen. Diese gehören formell erst ab dem 
sechsten Altersjahr zum Volksschulsystem. Die Regulierung liegt bei den Ländern und aktuell werden 
etwa 60 Prozent der Angebote durch die Gemeinden angeboten, der Rest durch private Träger (darun-
ter auch kirchliche sowie zivilgesellschaftliche Gruppierungen). Ab dem sechstenAltersjahr ist der Be-
such des Kindergartens obligatorisch und gratis (minimal 20 Stunden an 4 Tagen die Woche). Ab 2013 
wird das Angebot durch Bundesmittel erweitert. 

10.5.3 Schulaufsicht 

Schulaufsicht ist Sache des Bundeslandes (ausgenommen Kiga / Kindergarten) und wird durch in der 
Bildungsdirektion im Bereich Pädagogischer Dienst ansässige Schulqualitätsmanager (SQM, vorher 
Schulinspektor*innen) ausgeübt. Sie sind Anlaufstelle für Beschwerden und werden durch pädagogi-
sche und juristische Fachpersonen unterstützt. Die Bildungsdirektionen sind auch zuständig für die 
Einstellung von Lehrpersonen auf Bundes- und Landesebene. Die Schulaufsicht beaufsichtigt die Um-
setzung bildungspolitischer Reform- und Entwicklungsvorhaben in ihren Zuständigkeitsregionen. Das 
sind regionale Strategien, Konzepte und Massnahmen, die helfen sollen, die Qualität von Schule und 
Unterricht zu fördern und die Chancen- und Geschlechtergerechtigkeit zu sichern. Der Schulaufsicht 
obliegt das regionale Qualitätsmanagement und die Vorgaben und Aufsicht der Steuerung der stand-
ortbezogenen Schulentwicklung. Sie hat die Fachaufsicht des Controllings der Schulqualität, das durch 
eine von der Schulaufsicht getrennte externe Evaluation durchgeführt wird (BMBWF, 2019b, S. 36). 

10.5.4 Schulleitung 

Das nationale Profil «Schulleitung» will ein einheitliches Führungsverständnis begünstigen (BMBWF, 
2019a). Es dient als Rahmen für die gute Praxis vor Ort und deren Überprüfung durch die Schulaufsicht 
sowie für die Aus- und Weiterbildung von Schulleitenden. Demnach liegt im Verantwortungsbereich der 
Schulleitung der richtige Einsatz die Ressourcen der Schule (Lehrpersonen, Unterstützungs- oder 
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Verwaltungspersonal, Infrastruktur, Sachaufwand) um so den Bildungserfolg der Schüler*innen zu er-
möglichen. Die Schulleitung ist direkte Vorgesetzte des Schulpersonals (Lehrpersonen, weitere Ange-
stellte). Ihre Aufgaben umfassen im Einzelnen die strategische Ausrichtung des Angebots, die konti-
nuierliche Entwicklung der Schule und des Unterrichts mittels geeigneter Strukturen und Prozesse, die 
Planung des Personal- und Mitteleinsatzes, die Führung und Entwicklung des Schulpersonals, die in-
terne und externe Kommunikation und das Krisen- und Konfliktmanagements. Zudem soll sich die 
Schulleitung auch laufend selber reflektieren und entwickeln (BMBWF, 2018, 2019b, S. 25–26). 

Zu den expliziten, pädagogisch relevanten Befugnissen der Schulleitung gehört in Österreich, die Fest-
legung der Klassengrössen (d.h. auch die Eröffnung resp. Teilung von Klassen), die Festlegung der 
Unterrichtszeiten, die schulspezifische Festlegung von Aufnahmeverfahren (Kriterien, Auswahl) und 
die Festlegung von Öffnungszeiten der Schule. Im Personalbereich sind das laut Gesetz die Auswahl 
von Lehrpersonen, die Mitarbeitendengespräche, die Genehmigung von Fortbildung, die Festlegung 
von Klausurtagen ausserhalb der Schulzeit. Formell hat die Schulleitung im Rekrutierungsprozess nur 
ein Vorschlagsrecht. Anstellungsbehörde ist die Bildungsdirektion. Im Bereich der Finanzen können 
Schulleitungen Kustodiate (Verwaltung von Lehrmitteln oder anderer Nebenleistungen; siehe BMBWF, 
2022b) flexibler gestalten, bestimmen den Einsatz des Sachaufwands in Abhängigkeit vom Schulerhal-
ter und haben die Möglichkeit Drittmittel zu generieren resp. zu erhalten, sofern der Schulerhalter der 
Schulleitung diese Kompetenz überträgt. 

Aus den Befragungen: Aktuell scheint im Personalwesen durch Beamtenwesen (Versetzung) und die 
Rolle der Gewerkschaften die Auswahl und Rekrutierung von Lehrpersonen stark eingeschränkt zu 
sein. Zudem herrscht aktuell ein Mangel an Lehrpersonen. Schulleitende im Pflichtschulbereich sehen 
sich eher als Verwalter*innen und nicht als Gestalter*innen. Zudem haben Schulleitende oft nur sehr 
kleine Pensen und unterrichten zusätzlich. Weiterführende Schulen bilden oft grössere Schuleinheiten, 
erhalten Unterstützung durch Sekretariate und ermöglichen Schulleitende grössere Gestaltungsspiel-
räume. In der Praxis hat die Schulleitung drei verschiedene Vorgesetzte: bezogen auf die Schulinfra-
struktur ist es die Gemeinde, für Fragen der Administration von Stunden die Schulamtsleitung im Bezirk 
und für pädagogische Fragen die Schulqualitätsmanager*innen (SQM). Eine Person berichtet, dass es 
relativ schwierig sei für neue Schulleitende, sich da zurechtzufinden. Schulamt und SQM gehören beide 
der Bildungsdirektion des Landes an. 

Die Wahl der Schulleitung erfolgt durch das Schulforum. Die Anstellung erfolgt vorerst auf drei Jahre 
und erst danach wird über die Entfristung entschieden. Die Schulleitenden sind in Österreich nur lose 
miteinander vernetzt.  

Aus den Befragungen: Eine eigentliche Berufsorganisation, die auch Lobbyarbeit für die Schulleitungen 
und deren Interessen übernehmen könnte, existiert zurzeit nicht. Eine erste Initiative für einen solchen 
überregionalen Verband scheint in Oberösterreich im Entstehen begriffen. 

10.6 Finanzierung 

Insgesamt hat Österreich beispielsweise 2016 19.6 Milliarden Euro für die Bildung aufgewendet, daran 
beteiligten sich die nationale Regierung mit 52.9%, die Länder mit 34.6% und die Gemeinden mit 12.5 



 

PHBern: Bericht, 29.01.23 

 

 

103  

Prozent. Sowohl auf Länder- als auch auf Gemeindeebene ist Sponsoring der Schule möglich und es 
können «finanzielle Beiträge Dritter» entgegengenommen werden. Die Pflichtschulen haben keine Fi-
nanzhoheit im engeren Sinn. Die Zuteilung der Mittel ist im Wesentlichen einheitlich national geregelt. 
Deshalb ist die Variation in der Unterstützung auf Gemeindeebene etwa durch Umfang und Qualität 
der Infrastruktur ein wesentlicher Faktor des Autonomiespielraums der Einzelschule. Eine für die 
Schule wohlwollende Gemeinde im Rücken zu haben, ist für Schulleitende entscheidend. Wesentlich 
ist auch das Engagement der Elternschaft und möglicher Sponsoren. Gerade die Eltern sind aktive 
Fundraiser, die frei einsetzbare Mittel in die Schule einbringen (Eurydice, 2022a).  

Aus den Befragungen: Die Befragten berichten über einen geringen Spielraum in Bezug auf die Finan-
zen. Stunden werden von der Bildungsdirektion zugewiesen. Das Budget lässt einen geringen Gestal-
tungsspielraum. Nicht ausgegebene Beträge können nicht ins neue Budgetjahr mitgenommen werden. 
Es sind meist die Eltern, die sich intensiv um zusätzliche Mittel für ihre Schule bemühen. Diese Aktivi-
täten erweitern die finanzielle Autonomie einer Schule erheblich. Schulen mit grösserem finanziellem 
Handlungsspielraum sind allgemein Schulen mit engagierten Eltern oder solche mit einer «grosszügi-
gen» Gemeinde. Schulleitende betonen, dass ihre Handlungsspielraum wesentlich vom Engagement 
der Eltern abhängt. 

10.7 Qualitätssicherung 

Allgemeine Elemente, welche die Qualitätssicherungsbemühungen an den Schulen Österreichs unter-
stützen, umfassen den Einsatz von «Lerndesigner» (d.h. Lehrpersonen mit entsprechender Weiterbil-
dung, die auf Peer-Ebene Kolleg*innen unterstützen), schulinterne Strukturen (z.B. Steuergruppen) 
und Beauftragte im Rahmen des Qualitätsmanagements der Schulen (QMS, vgl. BMBWF, 2022c), Spe-
zialist*innen für DIMA (Diversitätsmanagement), diese sind verantwortlich für Inklusion und Diversität, 
die Möglichkeit von Schulen sich zu Cluster zusammenzuschliessen, um gemeinsame Interessen bes-
ser verfolgen zu können (z.B. im Bereich der Betreuung), sowie der formelle Einbezug der Eltern in 
Klassen- und Schulforen zu Themen wie Leitbildentwicklung oder der Erarbeitung pädagogischer Kon-
zepte und um generell für die Anliegen der Schule zu sensibilisieren. Weiter bestehen fachliche und 
beratende Angebote sowohl der Bildungsdirektion wie auch der Pädagogischen Hochschule.  

Aus den Befragungen: Mit der Neuausrichtung der Schulaufsicht in der Form von Schulqualitätsmana-
ger*innen (SQM) und der Festlegung von Vorgaben für die Schul- und Qualitätsentwicklung ergeben 
sich auf der Ebene der Einzelschule wichtige und tiefgreifende Veränderungen. Diese Vorgaben wer-
den durch die SQM kontrolliert. Weiter steht auch das Fachpersonal der PHs für Beratungs- und 
Coachingdienstleistungen den Schulen vor Ort zur Verfügung. In Salzburg wird das fachliche Support-
angebot für die Schulentwicklung vor Ort, im Gegensatz zur Situation in anderen Bundesländern, als 
gut und hilfreich eingeschätzt. 

Je nach Stufe sind unterschiedliche Massnahmen der Qualitätssicherung vorgesehen.  
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10.7.1 Frühkindliche Bildung und Betreuung 

Qualitätssicherungsmassnahmen umfassen - neben dem laufenden von Bund und Ländern vorange-
triebenen Ausbau der Angebote - den nationalen Bildungsrahmenplan, Leitfaden zur Vermittlung von 
Werten, Gütesiegel für Tagespflegeeltern, Instrumente zur Sprachstandfeststellung, Ausbildungsstan-
dards für Fachkräfte, das Kindergarteninspektorat und Instrumente der Selbstevaluation. 

10.7.2 Primar- und Sekundarstufen 

Hier bestehen die systemübergreifenden Massnahmen in der Neuausrichtung der Schulaufsicht (Schul-
qualitätsmanager*innen, SQM), der externen Schulevaluation, einem Schulqualitätsrahmen, Vorgaben 
für das Qualitätsmanagement der Schulen (QMS), sowie Aspekte des staatlichen Bildungsmonitorings. 
Daneben gibt es schulformspezifische Massnahmen für die Allgemeinbildung (SQA, Schulqualität All-
gemeinbildung; Institut des Bundes für Qualitätssicherung im österreichischen Schulwesen, 2022) und 
berufliche Bildung. 

10.8 Rolle Marktwirtschaft, Wettbewerb und Profilbildung 

10.8.1 Privatschulen 

Neben der öffentlichen Schule gibt es im Privatschulbereich zwei Typen: Privatschulen, die keine ent-
sprechende Angebote im öffentlichen Schulwesen haben und Statutschulen, die das gleiche anbieten, 
wie das öffentliche Schulwesen (Eurydice, 2022a). In Österreich besuchen ca. 100'000 der 1.2. Millio-
nen Schüler*innen eine der rund 600 Privatschulen. Zwei Drittel aller Privatschulen sind katholische 
Schulen. Kirchliche Schulen erhalten ebenfalls öffentliche Gelder. Diese decken in der Regel 100 Pro-
zent der Kosten des Lehrpersonals. Etwa 40 Prozent der Kindergarten sind durch private Träger orga-
nisiert. Auch die privaten Primar- und Sekundarschulen müssen sich an den gesetzlichen Rahmenbe-
dingungen für den Pflichtschulbereich orientieren und werden durch die staatlichen Behörden beauf-
sichtigt. Einige der Privatschulen werden offiziell anerkannt, etwa die Waldorf Schulen. Andere gelten 
als alternative Schule und zeichnen sich durch Selbstadministration, konfessionelle Neutralität, ganz-
heitliche und integrative pädagogische Konzepte, die Beteilung der Eltern am Schulalltag und finanzi-
elle Unabhängigkeit aus. Waldorfschulen und alternative Schulen erhalten staatliche Beiträge, die sich 
nach der Zahl der Schüler*innen richten, aber bei weitem nicht die Kosten decken. 

10.8.2 Profilbildung 

Alle Schulen sind angehalten, spezifische Profile auszubilden. Sie tun dies in der Regel, durch eine 
Schwerpunktsetzung mittels frei bestimmbaren Lektionen (z.B. zusätzliche Stunden im Englischunter-
richt). Dieser Handlungsspielraum variiert nach Art und Grösse der Schule. Am Beispiel der Mittelschu-
len soll kurz erläutert werden, wie Profile ausgebildet werden. Wesentlich ist in Mittelschulen, dass im 
Gegensatz zum Vorläufermodell «Hauptschule», bei dem in den Fächern Deutsch, Mathematik und 
Englisch die Schüler*innen nach Leistungsgruppen getrennt wurden, heute die Schüler*innen wieder 
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gemeinsam unterrichtet werden. Das ermöglicht in erster Linie eine Profilierung im «Innern» der Schule 
und nicht eine Profilierung unter verschiedenen Schulen.  

Aus den Befragungen: Mit Ausnahmen von Sportschulen und Schulen mit einem musischen Schwer-
punkt, die regionale Einzugsgebiete über mehrere Sprengel hinweg bedienen, führt die Profilbildung 
der Mittelschule nicht zu einer automatischen freien Schulwahl unter Mittelschulen, sondern setzt diese 
mit ihrem Praxisbezug – Sport, musische, handwerklich, technische und sprachliche Profilbildung (z.B. 
Englisch) – deutlich von den Gymnasien ab. Beide Schulen rekrutieren Schüler*innen im selben Alter 
und ermöglichen gleichwertige Bildungsabschlüsse. Eltern können so zwischen einem eher «akade-
misch orientierten» und einem eher «praktisch orientierten» Profil wählen, das im für sie massgeben-
den Sprengel angeboten wird. Insgesamt ist die Profilbildung noch nicht weit fortgeschritten und meist 
vor allem auf der Klassen- und nicht auf der Schulebene (Ausnahme Sport und Musik) sichtbar. 

10.8.3 Schulsprengel und «Freie» Schulwahl 

Der Volksschulsprengel bezeichnet das Einzugsgebiet von Volksschulen. Dafür sind meistens die 
Grenzen der Gemeinden massgebend. Grössere Gemeinden können in mehrere Schulsprengel aufge-
teilt werden. Formell ist eine freie Schulwahl, sofern Platz vorhanden ist, angelegt, deren Praxis ist 
aber wenig ausgebildet. 

Aus den Befragungen: Insbesondere ist nicht klar wie Zulassungsprozesse zu gestalten sind, da es 
weiterhin regionale (d.h. sprengelspezifische) Kriterien und Wartelisten gibt. Mittelschulen machen Auf-
nahmeprüfungen. «Sprengelfremder Schulbesuch» ist möglich, muss von den erziehungsberechtigten 
Personen beantragt werden und erfordert eine Zustimmung des gesetzlichen Schulerhalters der Wahl-
schule und der Bewilligung durch die Bildungsdirektion. Obschon schulsprengelfremde Kinder nicht 
einfach abgelehnt werden dürfen, sind der freien Schulwahl enge Grenzen gesetzt. Beispielsweise. 
kommen in einer konkreten kleinen Volksschule einer grösseren ländlichen Gemeinde mit drei Schul-
sprengel von 27 Schüler*innen drei aus einem anderen Sprengel der Gemeinde und zwei aus einer 
benachbarten Gemeinde. Alle mussten dafür auf Antrag die Erlaubnis der Gemeinde und der Bildungs-
direktion einholen, wobei die Begründung durch psychologisches Fachpersonal im Interesse des Kin-
des formuliert war. Gleichzeitig wurden sechs andere Gesuche mit der Begründung die Gemeinde wol-
len «keinen Schülertourismus» und wegen befürchteter Zunahme der Kosten für Schuler*innentrans-
porte abgelehnt.  

Konkurrenzdruck zwischen den Schulen mit unterschiedlichen Profilen aber auch im eher weiterhin 
einheitlichen Volksschulbereich (Primarstufe) ist grösser geworden. Dazu haben auch Vergleichstest 
und die Ansätze zu freier Schulwahl beigetragen. 

10.9 Aktuelle Entwicklungen 

Die 2017 angestossene Reform soll weitergeführt werden. Zudem ist ein neuer Lehrplan, der auf einer 
Kompetenzorientierung basiert, für das Schuljahr 2022/23 angekündigt worden. Die Vernehmlassung 
dazu läuft seit Juli 2022 (schule.at - Mein digitales Schulportal, 2022). Dieser neue Lehrplan wird sei-
tens der Vertretung der Lehrer*innen, der Elternverbände und auch diverser Parteien heftig als 
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«unleserlich verfasst» und «ohne ausreichenden Praxisbezug» kritisiert ein rasches Inkrafttreten sei 
deshalb nicht realistisch (orf.at, 2022). 

10.10 Fazit  

Österreichs Pflichtschulen und damit auch jene des Bundeslands Salzburg sind auf dem Weg zu mehr 
Autonomie. Die dazu nötigen einschneidenden, von oben initiierten Reformmassnahmen sind seit 2017 
eingeleitet und werden zurzeit umgesetzt. Ältere Traditionen und Rollen im Kontext des Personalwe-
sens und der Rekrutierung von Personal in öffentlichen Schulen – vor allem für Lehrpersonen aber 
auch Schulleitungen – erweisen sich aktuell weiterhin als Hemmschuhe für eine klarer ausgeprägte 
Autonomie der Einzelschule. Damit werden auch Forderungen der Profilbildung und grösserer Konkur-
renz zwischen Schulen eingeschränkt. Beides sind Elemente der Reform, die zu mehr Effizienz und 
Effektivität im Pflichtschulbereich führen sollen. 

Vor diesem Hintergrund ist die Rolle der Schulleitung als schwach einzuschätzen, obschon gerade 
dieser ein wesentlich Angel- und Hebelfunktion in der Transformation des Schulsystems zugeschrieben 
wird.  

Der finanzielle Handlungsspielraum der Schulen vor Ort und damit auch das Potential der Profilbildung 
ist abhängig vom Engagement der Gemeinde bezogen auf die Infrastruktur und der Elternschaft bezo-
gen auf operativ einsetzbar Mittel.  

Die freie Schulwahl ist grundsätzlich möglich, wird aber durch verschiedene praktische (z.B. Transport-
kosten) und formelle (z.B. Zulassungs- und Auswahlkriterien) Aspekte weiterhin vor allem im Volks-
schulbereich eingeschränkt. Am klarsten ist die freie Schulwahl in Mittelschule, beziehungsweise in 
Gymnasien, ausgeprägt.  
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 Diskussion 

Laut internationaler und nationaler Gesetzgebung ist der Staat verantwortlich dafür, dass seine Ange-
hörigen eine kostenlose und uneingeschränkt zugängliche Grundausbildung besuchen können. Dieser 
Besuch ist obligatorisch und der Staat stellt sicher, dass diese Prinzipien nicht durch Dritte verletzt 
werden. Liechtenstein hat die einschlägigen Rechtsnormen ratifiziert, sie gelten als Referenzrahmen, 
an dem sich das aktuelle und zukünftige Pflichtschulwesen orientieren und messen lassen müssen. In 
den nächsten Jahren und Jahrzehnten kommen verschiedene Herausforderungen auf die Bildungssys-
teme zu. Megatrends wie beispielsweise der Wandel der Familienstrukturen, die Globalisierung oder 
auch New Work erfordern, dass sich Schulen entwickeln, um sogenannte «Kompetenzen des 21. Jahr-
hunderts» vermitteln zu können (siehe Kapitel 2). In der aktuellen Bildungsstrategie des Fürstentums 
werden diese Themen angesprochen (Regierung Fürstentum Liechtenstein, 2021). Einleitend (vgl. Ka-
pitel 2.3) haben wir festgestellt, dass obwohl das Bildungssystem in Liechtenstein zurzeit gut funktio-
niert, Entwicklungsbedarf festzustellen ist. Einerseits sollen Probleme bezüglich Chancengerechtigkeit 
fokussiert werden und andererseits ist eine Entwicklung erforderlich, die den Umgang mit den ange-
sprochenen zukünftigen Herausforderungen erlaubt.  

In diesem Kapitel werden nun die Erkenntnisse der Literaturanalyse (Kapitel 3 und 4) sowie die Ergeb-
nisse des internationalen Vergleichs (Kapitel 5 bis 10) zusammengefasst und die aktuelle Position des 
Bildungssystems des Fürstentums Liechtenstein reflektiert. Es soll ersichtlich werden, wo Liechtenstein 
insgesamt und im Vergleich zu den anderen Ländern steht. Für den Vergleich werden Bewertungen 
der fünf Länder und Städte anhand der Kategorien der «Governance-Regler» zusammengefasst und 
mit den theoretischen Grundannahmen verknüpft. Ebenso werden sie mit dem jeweiligen identifizierten 
«Erfolg» (bezüglich der Erreichung der angestrebten Ziele in den jeweiligen Systemen und auch in 
Bezug auf Ergebnisse wie Schüler*innenleistungen oder Chancengerechtigkeit) dieser Bildungssys-
teme in Verbindung gebracht.  

11.1 Erkenntnisse aus der Literaturanalyse 

Allgemein ist in Europa und anderswo ein Wechsel zu Formen der Output-Steuerung des Pflichtschul-
bereichs erfolgt, jedoch unterscheiden sich nationale Systeme durch den Grad und die Form der De-
zentralisierung und der damit verbundenen Autonomie der Schulen vor Ort. Dabei ist nicht überall, wo 
von Schulautonomie gesprochen wird, vom Gleichen die Rede, da Schulautonomie durch unterschied-
liche Merkmale geprägt ist und für die Umsetzung von Massnahmen eine Reihe von lokalen Faktoren 
eine Rolle spielen. Das heisst, dass einheitliche Massnahmen nicht automatisch zu homogenen Um-
setzungen führen. Bei stark dezentralisierten Systemen steigt im Weiteren auch die Chance, dass offen 
oder verdeckt «Re-Zentralisierungsprozesse» eingeleitet werden, um den Kontrollverlust der zentralen 
Behörde zu kompensieren. Auch Liechtenstein ist von diesen Umwälzungen im Pflichtschulbereich be-
einflusst und befindet sich vor diesem Hintergrund in einem spezifischen Entwicklungsstadium. Es ist 
hier eine gewisse Stagnation festzustellen, weil Entwicklungsimpulse hin zu einer vergrösserten 
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Schulautonomie im Rahmen der Ablehnung der SPES-Reform ein wenig ins Stocken geraten sind (vgl. 
Kapitel 2.3). 

Mit der freien Schulwahl sind verschiedene Annahmen verbunden, beispielsweise dass Wettbewerb 
unter den Schulen zu besserer Schulqualität führt, dass Eltern sich rational für die «besten» Schulen 
entscheiden und mit ihrer Auswahl wiederum auf die Entwicklung der Qualität Einfluss nehmen. Die 
Literatur zeigt jedoch, dass diese Annahmen nur bedingt bestätigt werden können und die Prozesse 
komplex und von verschiedenen Rahmenbedingungen abhängig sind. Weiter ist es wichtig, festzuhal-
ten, dass es nicht die freie Schulwahl gibt, sondern unterschiedliche Systeme mit verschiedenen Rah-
menbedingungen, beispielsweise in Bezug darauf, zwischen welchen Schulen überhaupt gewählt wer-
den kann. Eng damit verbunden ist die Frage der Schulfinanzierung. Hier wird unterschieden zwischen 
eher staatlich dominierten und eher marktorientierten Modellen. Auch eher marktliche Modelle können 
sich in ihrer Ausgestaltung stark unterscheiden. Insgesamt zeigen Forschungsergebnisse, dass Schul-
wahl an sich weder positiv noch negativ mit Bildungsqualität verbunden ist, es kommt auf die jeweilige 
Ausgestaltung der damit verbundenen Massnahmen und Regelungen an. Wichtig ist dabei, dass staat-
liche Mittel an alle Schulen gehen, damit alle Schüler*innen gleiche Wahlmöglichkeiten haben respek-
tive alle Eltern das Recht auf Wahl ausüben können. Weiter müssen Mechanismen eingesetzt werden, 
die verhindern, dass erhöhte Wahlmöglichkeiten zu verstärkter Segregation führen.  

Eine Voraussetzung dafür, dass Schulen Profile entwickeln können – und dadurch eine Vielfalt an An-
geboten entsteht, eine reales und sich unterscheidendes Angebot, aus dem im Rahmen der freien 
Schulwahl ausgewählt werden kann – ist eine Erhöhung der Schulautonomie. Nur wenn der Hand-
lungsspielraum vor Ort gross genug ist, können Schulen sich entfalten und lokale Schwerpunkte und 
Profile entwickeln.  

Eine Erhöhung der Autonomie auf der Handlungsebene der Einzelschule (und eine allfällige Erhöhung 
der Wahlfreiheit respektive des Wettbewerbs) ist verbunden mit dem Bedarf an verstärkter Output-
Steuerung, respektive Qualitätssicherung. Diese wird in verschiedenen Formen und mit unterschiedli-
chen Zielen (Art der Führung und ihrer Kompetenzen, Rechenschaftslegung, Überprüfung, Entwicklung 
des Systems, Entwicklung der Einzelschule) umgesetzt. 

11.2 Liechtenstein: Wohlfahrts- und binnenorientiertes und meritokrati-
sches Schulsystem 

Die vergleichende Analyse zeigt auf, dass das Fürstentum Liechtenstein aktuell über ein «wohlfahrts-
liberal» ausgerichtetes Bildungssystem verfügt. Wie im Kapitel 3.1. beschrieben, nimmt der Staat eine 
zentrale Rolle hinsichtlich der Inputsteuerung ein. Bildung wird als öffentliches Gut verstanden, soll 
allen Mitgliedern des Volkes frei zugänglich sein und deren Potentialentfaltung als demokratische Bür-
ger*innen bestmöglich stützen und fördern. Wie schon die rechtlichen Grundlagen (siehe Kapitel 6) 
zeigen, kommt der Bildung eine zentrale Bedeutung hinsichtlich des wirtschaftlichen Erfolges und Zu-
sammenhalts der Gesellschaft zu. Im Rahmen des Fallbeispiels konnte aufgezeigt werden, dass die 
hohe Inputsteuerung anhand der personellen, organisatorischen, wie auch pädagogisch-inhaltlichen 
Vorgaben des Schulamtes von unterschiedlichen Akteur*innen nicht nur positiv wahrgenommen wird. 
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Aus der Tradition hat sich ergeben, dass Schulen in Liechtenstein zentral gesteuert sind und die Fäden 
beim Schulamt zusammenlaufen. Dies mag unter anderem der geographischen Kleinräumigkeit und 
Gedanken einer effizienten Schulführung geschuldet sein. So scheint es sinnvoll, die vergleichsweise 
wenigen Schulen zentral zu steuern. Der starke Staat wird jedoch in der Folge der Einführung der 
geleiteten Schulen zunehmend kritisiert. Leitungspersonen wünschen sich mehr Handlungsspielraum 
auf der Ebene der Einzelschule, insbesondere hinsichtlich der Unterrichtsentwicklung und Beurteilung 
der Lehrpersonen. Aktuell sind diese Massnahmen auf der Ebene des Schulamtes angesiedelt. Auch 
die Autonomie der Lehrpersonen und der kommunalen Steuerung sind gleichermassen eingeschränkt. 
Die Gemeinden fungieren eher als beratende Behörde für Fragen des Budgets und der Planung und 
können nur wenig mitbestimmen, wie sich die Schule als Repräsentantin der kommunalen Bedürfnisse 
und Vorlieben positionieren soll. Die Lehrpersonen wünschen sich insbesondere inhaltliche Mitbestim-
mungsmöglichkeiten, zum Beispiel hinsichtlich der Zuteilung von Ressourcen und der Entscheidung 
für oder gegen bestimmte Schulmodelle oder Unterrichtsformen.  

Die Abbildung 3 zeigt ebenso auf, dass die staatliche Outputsteuerung eher mittel eingestuft wird. Das 
heisst, es werden zwar Entwicklungsziele in der Zusammenarbeit von Schulaufsicht und Schulleitung 
erarbeitet, diese werden jedoch weder verbindlich überprüft, noch sanktioniert. Ebenso besteht eine 
grosse Hemmung, Daten von Leistungen der Einzelschulen öffentlich zu publizieren, da das soziale 
Netzwerk im Kleinstaat sehr dicht ist und eine Abwertung einzelner Schulen zu befürchten wäre. Dieser 
Gedanke könnte auch die Unlust, sich dem internationalen Vergleich zu stellen mit bedingen. So liess 
das Fürstentum verlauten, dass man weniger an den internationalen Vergleich anschliessen möchte, 
sondern eher die nationalen Traditionen und Werte zu pflegen und errungene Erfolge zu zementieren. 
Vergleich und Anschlussfähigkeit an die Nachbarländer sind wichtig, weil sie die Berufsbildungs- und 
Studienmöglichkeiten direkt beeinflussen. 

Die liechtensteinische Tradition im Bildungswesen ist auch wenig auf Wettbewerb ausgerichtet, son-
dern eher auf Chancengleichheit beim Eintritt und gleiche Bildungsmöglichkeiten am Anfang und zu-
nehmend meritokratisch motivierter Selektion im Verlauf der Bildungsbiographie. Hier zeigt sich an-
satzweise eine liberale Idee, die sich eher an der individualisierten Leistungsbereitschaft, als an der 
internationalen Wettbewerbsfähigkeit orientiert. Dies erklärt dann möglicherweise auch, weshalb nur 
wenig Wettbewerb zwischen den Schulen existiert, Profilierung noch skeptisch betrachtet wird und eine 
Reform hin zu mehr Autonomie (SPES) im Volk nicht mehrheitsfähig war.  
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     schwach <------------------------------------------> stark 

Staatliche 

Inputsteuerung 

Inhaltliche Vorgaben durch LiLe, Zentrali-

sierte Steuerung der Finanzierung (Lan-

desschulen); einheitliche Vorgaben in 

den Bereichen Finanzen, Personal. Orga-

nisation, Unterricht. 

   

Staatliche Output-

steuerung 

Leistungstests zum Vergleich der Schu-

len möglich, werden aber nicht veröffent-

licht oder konkret zur Weiterentwicklung 

der Schule genutzt. Schulinspektorat 

nicht externe Kontrolle, eher als «Ent-

wicklungshelfer».  

   

Steuerung durch Trä-

gerschaft / kommu-

nale Steuerung 

Einfluss der Gemeindebehörden (Primar-

schulen) ist beschränkt auf Finanzierung 

und Beratung der Schulleitung, keine 

Schulbehörde vorhanden, Elternmitwir-

kung wenig ausgebaut. 

   

Autonomie auf Ebene 

Einzelschule 

Schulleitung hat Einfluss auf pädagogi-

sche Leitlinien und Ziele, aber keine 

Möglichkeiten für Unterrichtsbesuche, 

vorwiegend administrative Aufgaben und 

Management der Schule. Lehrpersonen 

können mitbestimmen im Rahmen der 

Vorgaben, wenig Raum bei Finanzen, 

mehr Einfluss im Bereich Personal 

(Schulamt zieht sich zurück). 

   

Wettbewerb 

Wenig Wettbewerb zwischen den Schu-

len, eher zwischen den verschiedenen 

Schulformen (Gymnasium/Realschule), 

Markt evtl. zu klein da nur ein Gymna-

sium und grosse Verbundenheit der El-

tern mit der Wohngemeinde, wenig Moti-

vation für Wahl einer anderen Schule 

(ausser bei Konflikten des Kindes). 

   

Abbildung 3: Governance-Regler Liechtenstein 
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11.3 Niederlande: Klassisch-liberaler Schulmarkt mit formativer Bewertung 
des Outputs und starkem Wettbewerbsgedanken 

Wie die Abbildung 4 zeigt, können die Niederlande als klassisch liberales Bildungssystem beschrieben 
werden. Das heisst, dass der Staat traditionell möglichst wenig Einfluss nimmt und Bildung als mehr-
heitlich «privates Gut» verstanden wird. Die Geschichte des Landes zeigt eine frühe Privatisierung und 
darauffolgende «Versäulung» der Bildungslandschaft in Privatschulen mit unterschiedlichem konfessi-
onellem Hintergrund. Auch hinsichtlich der Outputsteuerung greift der Staat nur geringfügig ein. Gerade 
so viel, dass ein objektiver Vergleich zwischen den Schulen ermöglicht wird. Die Schulleitungen und 
Lehrpersonen haben im Rahmen der pädagogischen Unterrichtsgestaltung professionelle Freiheit. Als 
Spezifikum der Niederlande gilt jedoch der hohe Einfluss der kommunalen Steuerung durch eine meist 
privatisierte und professionelle Trägerschaft. Dieses Gremium bestimmt über die Ausrichtung der 
Schule, gewährt dem Schulpersonal Freiheiten – oder eben auch nicht. Durch den Wettbewerb zwi-
schen den Schulen sind die Trägerschaften gezwungen, ihre Versprechungen zum Erfolg und zur in-
haltlichen Ausrichtung der Schule zu halten. 

Der Wahlfreiheit des Individuums sind nur wenige Grenzen gesetzt. Eltern und Kinder werden als un-
abhängige und rationale Personen betrachtet, die eine bewusste Wahl für oder gegen eine bestimmte 
Ausrichtung der Schulbildung treffen können. Die Eltern tragen die Verantwortung für die Wahl der 
Schule und orientieren sich dabei an staatlich aufbereiteten, vereinheitlichten Informationsbroschüren. 
Diese geben begrenzt Auskunft über die objektive «Leistung» der Schule und auch ein konkretes Ran-
king von besser und schlechter ist nicht direkt möglich. Auch hier ist die liberale Grundhaltung konsis-
tent mitgedacht. Den Eltern wird die Fähigkeit zugesprochen, inhaltlich beurteilen zu können, was am 
besten zu ihren Wünschen passt. Die aktuelle Entwicklung zeigt, dass vermehrt Anreize für die Schulen 
und Lehrpersonen wie Boni und Leistungslöhne eingesetzt werden, um die Attraktivität der Leistungs-
orientierung der Schule zu erhöhen. Des Weiteren werden Massnahmen ergriffen, um den Herausfor-
derungen der Chancengerechtigkeit im Zugang anhand von gewichteten Beiträgen für benachteiligte 
Schüler*innen zu begegnen.  
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    schwach <------------------------------------------> stark 

Staatliche 

Inputsteuerung 

Keine einheitlichen Vorgaben, vage formu-

lierte Bildungsziele; starker Sektor der staat-

lich finanzierten, Privatschulen, wenige Vor-

gaben, jede Person kann eine Schule grün-

den, Schulpflicht (wird überprüft/geahndet), 

direkte Finanzierung der Schüler*innenbei-

träge, Einführung von Leistungsbudgets für 

Schulen und Boni für Lehrpersonen. 

   

Staatliche Output-

steuerung 

Starkes Schulinspektorat, nur grundsätzliche 

Regelungen in den Kernfächern, Übergänge 

stark an Leistung ausgerichtet, klare Gliede-

rung der Bildungswege (hohe Stratifizierung), 

Leistungsvergleichstests möglich, Profile wer-

den durch die Schulen erstellt, kein «Ran-

king» der Schulen». 

   

Steuerung durch Trä-

gerschaft / kommu-

nale Steuerung 

School Boards führen die öffentlichen Schu-

len, Aufsichtsfunktion, heute z.T. sogar Unter-

richtsorganisation & Personalverantwortung, 

Aufteilung des Finanzbudgets und pädagogi-

sche Ausrichtung der Schule (Entwicklungs-

plan). 

   

Autonomie auf Ebene 

Einzelschule 

Management der Schule, Umsetzung des Fi-

nanz-Budgets, können nur die Aufgaben über-

nehmen, die die Trägerschaft abgeben 

möchte. 

   

Wettbewerb 

Gewichtete Finanzierungsformel, Qualitäts-

zertifikat, Überblick über die Leistungen der 

Schulen, Leistungsvarianz zwischen den 

Schulen. 

   

Abbildung 4: Governance-Regler Niederlande 
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11.4 Schweden: Wohlfahrtsstaat mit hoher Autonomie und Wettbewerbs-
orientierung 

Schweden (Abbildung 5) zeichnet sich durch eine Kombination von Wohlfahrtsorientierung, Autonomie 
und Wettbewerb aus. Diese interessante Trias ist auch historisch gewachsen. Der Einfluss des Staates 
ist auf die Outputsteuerung beschränkt und soll damit eine möglichst hohe Wahlfreiheit der Bürger*in-
nen garantieren. Die Bildungsziele sind klar definiert und werden regelmässig überprüft. Diese Daten 
werden möglichst objektiv zur Verfügung gestellt und müssen von den Eltern entsprechend interpretiert 
werden. Ähnlich wie in den Niederlanden ist die Elternschaft für die Bildungsentscheidung zuständig 
und verfügt ausserdem über Bildungsgutscheine, die frei einsetzbar sind. Im Gegensatz zu den Nie-
derlanden sind die Bildungsgutscheine einheitlich und nicht je nach Bedürfnissen und Herkunft der 
Schüler*innen gewichtet. Die Gemeindebehörde übernimmt ebenfalls eine wichtige Aufgabe in der Be-
reitstellung des «gerechten» oder «ausgeglichenen» Bildungsangebots.  

Die grosse Autonomie auf Ebene der Einzelschule ermöglicht die Bildung konkreter Schulprofile, die 
sich inhaltlich stark voneinander unterscheiden können. Innerhalb der Schulen besteht eine grosse 
Freiheit hinsichtlich Lehrmittel und Methoden. Jedoch eröffnet sich hinsichtlich der Verteilung der Schü-
ler*innen auf die einzelnen Schulen und Platzvergabe eine Grenze der Autonomie und es stellt sich die 
Frage, inwiefern der Staat in diesen Prozess eingreifen muss oder kann. Ebenfalls scheint sich ein 
Spannungsfeld zu eröffnen zwischen der Gewinnorientierung der Schulen und dem wohlfahrtstaatli-
chen Gedanken der Chancengerechtigkeit. Eine verstärkte Segregation ist zu beobachten. 
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     schwach <------------------------------------------->- stark 

Staatliche 

Inputsteuerung 

Vorgaben: Lehrplan; Vergabe von Bewilli-

gungen an unabhängige Schulen. 

   

Staatliche Output-

steuerung 

Ziele und Bildungsoutcomes im Educa-

tion Act vorgegeben; regelmässige Über-

prüfung aller Schulen. 

   

Steuerung durch Trä-

gerschaft / kommu-

nale Steuerung 

Hauptverantwortung für die Bildung liegt 

bei den Gemeinden und den Träger-

schaften, die für die subventionierten un-

abhängigen Schulen zuständig sind; An-

stellungsbehörde für Schulmitarbeitende. 

   

Autonomie auf Ebene 

Einzelschule 

Globalbudget (Mittel von der Gemeinde 

pro SuS, Bildungsgutschein); grosser 

Handungsspielraum bzgl. Organisation 

und Unterricht. 

   

Wettbewerb 
Schulen entwickeln eigene Profile, freie 

Schulwahl zwischen allen Schulen. 

   

Abbildung 5: Governance-Regler Schweden 
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11.5 Hamburg: Stadtstaat gezeichnet durch Wettbewerb und Outputsteue-
rung 

Ähnlich wie Schweden ist auch Hamburg (Abbildung 6) durch Wettbewerb und Outputsteuerung ge-
prägt. Traditionell sind die Bildungsinstitutionen des Stadt-Staates gefordert, einer sehr heterogenen 
Bevölkerung geeignete Bildungsangebote bereitzustellen. Die allgemeinen Leistungstests erhöhen den 
Druck auf die Einzelschulen, das Leistungsversprechen an die Schüler*innen und Eltern zu erfüllen.  

Vorteil des Wettbewerbs ist die gelungene Profilbildung einzelner Schulen, wobei die Selbstverantwor-
tung auf der Ebene Einzelschule relativ hoch einzuschätzen ist. Gleichzeitig bestehen gewisse Span-
nungsfelder zwischen der Autonomie der Schulleitung und der Lehrpersonen, beispielsweise durch den 
Beamtenstatus der Lehrpersonen oder dem grossen Einfluss der Personalräte. Die Mitbestimmungs-
möglichkeiten der Eltern im Bereich der schulischen Ausgestaltung sind in Hamburg im internationalen 
Vergleich am höchsten. Dies erinnert an das Beispiel aus Chicago – dem demokratischen Lokalismus 
– der stark von den lokalen Interessensgemeinschaften gezeichnet ist. Das heisst, dass sich in den 
einzelnen Stadtteilen Schulen entwickeln, die genau zum dort wohnhaften «Klientel» passen und den 
Bildungsaspirationen der ortsansässigen Eltern möglichst gerecht werden.  

Die Wahlfreiheit der Eltern in Bezug auf die geeignete Schule ist trotz vielversprechender Theorie in 
der Praxis doch eingeschränkt. So zeigen vor allem die Interviews mit den Personen aus der Praxis 
auf, dass Eltern selten eine Schule am anderen Ende der Stadt wählen oder dass die gewünschte 
Schule zu viele Anmeldungen hat und dann das Kriterium der Distanz zum Wohnort zum Tragen 
kommt. Dennoch gibt es Berichte, dass die Segregation der Bevölkerungsmillieus durch die Wahlfrei-
heit eher akzentuiert wird, als dass gleiche Zugangschancen ermöglicht werden. Die Selektion in die 
verschiedenen Niveaustufen hat in Hamburg eine bestimmte Schulwahl zur Folge. Das heisst, dass 
nur Kinder das Gymnasium besuchen dürfen, die die Leistungserfordernisse auch nachhaltig erbringen 
können. Andernfalls ist teilweise ein Schulwechsel notwendig. Das Bildungssystem in Hamburg ist so-
mit ähnlich wie das in Schweden ausgerichtet, wobei weniger Autonomie auf Ebene der Einzelschule 
möglich ist. Insbesondere scheint die Inputsteuerung des Ministeriums durch die Verbeamtung der 
Lehrpersonen und Personalverantwortung im liberalen System eher störend als zielführend.  
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     schwach<------------------------------------> stark 

Staatliche 

Inputsteuerung 

Vorgaben in den Bereichen Finanzen, Per-

sonal. Organisation, Unterricht. 

   

Staatliche Output-

steuerung 

Zielvorgaben (Bildungsstandards) und 

Überprüfung (Leistungstests, Inspektionen 

mit Veröffentlichung der Ergebnisse). 

   

Steuerung durch 

Trägerschaft / kom-

munale Steuerung 

Steuerung durch Gemeindebehörden, 

Schulrat, sowie starker Einfluss von Eltern 

in unterschiedlichen Gremien. 

   

Autonomie auf 

Ebene Einzelschule 

Einfluss und Entscheidungsmöglichkeiten 

der Schulleitung in den Bereichen Finan-

zen, Personal, Organisation und Unterricht 

relativ gross; Mitwirkung der Lehrpersonen, 

der Eltern und der Schüler*innen ist stark 

ausgeprägt. 

   

Wettbewerb 
Freie Schulwahl, Schulen entwickeln ei-

gene Profile.  

   

Abbildung 6: Governance-Regler Hamburg 
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11.6 Salzburg: Autonomiereform bei gleichzeitiger Inputsteuerung 

In Salzburg (Abbildung 7) befindet sich das Bildungssystem aus Sicht des Forschungsteams in einer 
bedeutenden, von der staatlichen Bildungsverwaltung initiierten Umbruchphase, in der der Handlungs-
spielraum der Einzelschule erhöht werden sollte. Ähnlich wie in Hamburg ist jedoch die Autonomie der 
Schulleitung durch den Eingriff des Staates im Bereich des Personalwesens eingeschränkt. Schullei-
tende sind noch weniger stark für die Leistungsfähigkeit der eigenen Schulen aktiv. Sie müssen sich 
mit dem sogenannten Schulforum bei Initiativen und Entwicklungen abgleichen und werden somit im 
Gestaltungsspielraum eingeschränkt.  

Der Staat greift hinsichtlich der pädagogischen Steuerung auch deutlich ein. Die hohe Inputsteuerung 
und gleichzeitig moderate Outputsteuerung scheint somit eher einschränkend auf die Autonomie zu 
wirken, auch wenn formal Gestaltungsmöglichkeiten vorhanden wären. Die Schulen sollen ausserdem 
regionale Netzwerke (Cluster) bilden – eine weitere Steuerungsmassnahme, die praktisch nur zögernd 
aufgenommen wird.  

Das Beispiel zeigt auf, das in diesem eher wohlfahrts-liberal ausgerichteten Modell die formelle 
Vergabe von Autonomie an die Schulen nur wenig in Schwung kommt. Es scheint, als blieben von 
Seiten des Staates zu viele «Stellschrauben» (weiterhin) angezogen, sodass der Handlungsspielraum 
der Schulleitung auf die Entscheidung der Lektionentafel reduziert wird. Dies könnte erklären, warum 
aus Sicht der Befragten die Reformidee in Stocken geraten ist und auch die Idee des Wettbewerbs und 
der Profilierung der Schulen nur zögerlich oder in begrenztem Rahmen aufgenommen wird.  
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    schwach <--------------------------------------------> stark 

Staatliche 

Inputsteuerung 

Vorgaben in den Bereichen Finanzen, Per-

sonal. Organisation, Unterricht; Zuweisung 

von Schulgeld, Personal (Anstellungsbe-

hörde Land, Beamtentum). 

   

Staatliche Output-

steuerung 

Zielvorgaben (z.B. Bildungsstandards) und 

Überprüfung (z.B. Externe Evaluation, Leis-

tungstests). 

   

Steuerung durch Trä-

gerschaft / kommu-

nale Steuerung 

alle öffentlichen Schulen kommunal veran-

kert und verwaltet, Möglichkeit der Bil-

dungsregionen (Cluster): Kommune zustän-

dig für Infrastruktur. 

   

Autonomie auf Ebene 

Einzelschule 

Einfluss und Entscheidungsmöglichkeiten 

der Schulleitung in den Bereichen Finanzen, 

Personal, Organisation und Unterricht; Mit-

bestimmung der Lehrpersonen; Einfluss von 

Eltern. 

   

Wettbewerb 

Ansätze zu mehr Wettbewerb, Konkurrenz-

druck sind angelegt. Marktmechanismen be-

treffen vor allem die Rolle des ergänzenden, 

durch Eltern initiierte Sponsoring. Die wei-

terhin geltende Schulsprengelpflicht ermög-

licht eine begrenzte Schulwahl. Die Profilie-

rung erfolgt vorerst vor allem auf Klassene-

ben (mit Ausnahme der Sport- und Musik-

schulen). 

   

Abbildung 7: Governance-Regler Salzburg 
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 Synthese anhand der Steuerungsdimensionen  

In den vorangegangenen Kapiteln wurden theoretische und empirische Grundlagen sowie internatio-
nale Entwicklungen in den Bereichen Schulautonomie und freie Schulwahl dargestellt. Nun sollen die 
wichtigsten Erkenntnisse noch einmal aufgearbeitet werden. Diese werden anhand der Steuerungsdi-
mensionen des Governance-Reglers beschrieben.  

Zu Beginn der Recherche stand insbesondere die Frage im Vordergrund, inwiefern sich der Staat im 
Bildungssystem engagieren soll (Projektziel 1). Laut Schmid (2009) ist es die Aufgabe eines Wohl-
fahrtsstaates, seine Bevölkerung hinsichtlich der «klassischen Standardrisiken der modernen Gesell-
schaft» abzusichern. Das staatliche Engagement im Bildungsbereich ist insbesondere zur Gewährung 
und Aufrechterhaltung der Chancengerechtigkeit beim Zugang der Schüler*innen mit unterschiedlichen 
Herkünften zu den Bildungsmöglichkeiten notwendig. Diese Aufgabe übernimmt der Staat in Liechten-
stein. Er sieht Bildung als öffentliches Gut und ihr Hauptziel ist darauf gerichtet, Kinder und Jugendliche 
zu mündigen, demokratischen Bürger*innen zu erziehen. Im Kapitel 11.2. wurde festgehalten, dass das 
Bildungs- und Schulsystem in Liechtenstein von den Konzepten eines eher konservativ orientierten 
Wohlfahrtsstaates geprägt ist. Staatliche Praktiken, die Glatters (2003) Idealtypus des «Quality Con-
trol»-Modell zugeordnet werden, sind im Liechtensteinischen Bildungssystem noch tief in traditionellen 
Vorstellungen verankert. Ebenso zeigt die Fallanalyse zu Liechtensteins Bildungssystem auf, dass 
seine Schulverwaltung weiterhin die zentrale Rolle im Qualitätsmanagement und im Bildungsmonito-
ring spielt.  

Wichtig scheint, beispielsweise im Vergleich zur Lage in Österreich vor 2017, dass im Fürstentum 
Liechtenstein keine Bildungskrise zu identifizieren ist. Jedoch wird das System als starr wahrgenom-
men und verschiedene Akteur*innen wünschen sich Veränderungen (Kapitel 2.3). Die Bildungsausga-
ben in Liechtenstein sind stabil (siehe Kapitel 6.6., Amt für Statistik Fürstentum Liechtenstein 2021) 
und liegen im OECD-Durchschnitt. Der Bildungsbericht (Budimir, 2021, S. 81) zeigt zudem, dass die 
Leistungen in Mathematik in Liechtenstein ähnlich sind wie in der Schweiz und deutlich besser als etwa 
in den Vergleichsländern Finnland, Deutschland oder Österreich (der Bericht bezieht sich auf Daten 
aus PISA 2012). Der Bericht zeigt auch, dass Schüler*innen mit Migrationshintergrund nicht unbedingt 
schlechter abschneiden als in den Nachbarländern. Jedoch erwerben sie im Vergleich mit Schüler*in-
nen ohne Migrationshintergrund signifikant geringere Kompetenzen (Budimir, 2021, siehe auch Kapitel 
2.3). 

In liberalen Wohlfahrtsstaaten wie den USA, Kanada oder Australien wurde der Wettbewerb zwischen 
Schulen mit dem Ziel der Leistungsverbesserung im Bildungssystem bewusst eingeführt. Im Folgenden 
zeigen wir auf, warum in Liechtenstein bislang nicht in ähnlicher Weise ein freier Markt und Wahlfreiheit 
für die Erziehungsberechtigten besteht, obschon in anderen wirtschaftsrelevanten Sektoren in Liech-
tenstein wie z.B. im Service Public eine zunehmende Liberalisierung und Privatisierung zu beobachten 
ist (Quaderer et al., 2021). Es stellt sich die Frage, inwiefern die Organisation des Bildungssystems die 
zunehmend liberalen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklungen im Land spiegeln soll und 
inwiefern deshalb eine Weiterentwicklung notwendig sein könnte.   
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Allgemein ist festzuhalten, dass hauptsächlich die starke Rolle des Staates die Liechtenstein-bezoge-
nen Ausprägungen des Governance-Reglers erklärt (vgl. Abbildung 3): Die Inputsteuerung wird als 
stark und die Autonomie auf kommunaler/lokaler Ebene sowie auf Ebene der Einzelschule als schwach 
ausgeprägt eingeschätzt. Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, in welchen Dimensionen der 
Steuerung das Bildungssystem im Fürstentum Liechtenstein sich weiterentwickeln kann und soll. Für 
das Verständnis der weiteren Ausführungen sind drei Hinweise zu bedenken:  

1) Aus dem vorliegenden Ländervergleich gibt es keine Hinweise darauf, welche Ausprägung des 
Reglers als ideal im Sinne einer übertragbaren «Best Practice» zu verstehen wäre. Jedoch 
geben die Forschung und dieser Bericht Hinweise darauf, welche Auswirkungen mit verschie-
denen Ausprägungen der unterschiedlichen Steuerungsformen verbunden sind (vgl. Kapitel 4). 
Das bedeutet, dass die im Folgenden diskutierten Möglichkeiten nicht als «allgemeine Verbes-
serung der aktuellen Lage» interpretiert werden sollen, sondern eher als Möglichkeiten der 
Weiterentwicklung, die auf den Kontext Liechtenstein abgestimmt werden müssen.  

2) Für diese Studie war nicht vorgesehen, die Bildungsakteur*innen (Behörden, Lehrpersonen, 
Schulleitende) in Liechtenstein umfassend und repräsentativ zu befragen. Auch von den Schü-
ler*innen wurden keine Einschätzungen ihrer Zufriedenheit und ihres Wohlbefindens in der 
Schule erhoben. Bevor über Änderungen bestimmt wird, müssten die Einschätzungen und Er-
wartungen dieser Anspruchsgruppen systematisch erhoben und in die Planung der Entwicklung 
einbezogen werden.  

3) Der Regler zeigt auch, dass Veränderung in einer der Dimensionen immer auch eine Anpas-
sung der anderen Dimensionen zur Folge hat. Diese gegenseitigen Abhängigkeiten müssen 
bei möglichen Entwicklungsschritten berücksichtigt werden.  

Die folgenden Entwicklungsempfehlungen nutzen Erkenntnisse des Governance-Reglers und beziehen 
die Modelle der schulischen Governance (Glatter, 2003; OECD, 2003; K. Schmid et al., 2007) mit ein.  

12.1 Ein starker Staat für ein chancengerechtes Bildungsangebot (Projekt-
ziel 1) 

Die liberale Sicht befürwortet, dass der Einfluss des Staates auf die Kontrolle und Outputsteuerung im 
Bildungsbereich beschränkt wird. Insbesondere im Bildungssystem der Niederlande ist eine solche 
Anpassung erfolgt. Dies ist etwa daran zu erkennen, dass die Eltern über die Bildung ihrer Kinder 
bestimmen und lokale Trägerschaften das Angebot gestalten. Im Gegenzug muss aber der Staat spe-
zifische Steuerungsinstrumente wie die Gewichtung der Schüler*innenkosten und die Kontrolle der An-
gemessenheit des Angebots verschiedener Schulformen einsetzen. 

- Für die staatlichen Schulen spricht, dass mit einer Privatisierung auch der Einfluss der Gesell-
schaft via die Bildungspolitik auf die Lerninhalte eingeschränkt wird. Mittelfristig wird damit auch 
das demokratische Verständnis der gesellschaftlichen Mündigkeit, Demokratie zu leben, be-
einflusst. In den Niederlanden beispielsweise gibt es wenige staatliche Vorgaben zum Curricu-
lum und viele privat geführte Schulen mit religiöser Ausrichtung können deshalb eigene 
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Curricula ausarbeiten, die sich eher an Vorstellungen der Religion als an den Bedürfnissen 
einer demokratischen Gesellschaft orientieren können.  

- Auch die einheitlichen Vorgaben für die Ausbildung von Lehrpersonen sind eine wichtige Auf-
gabe des Staates.  

- Die Garantie einer hohen Bildungsqualität und damit auch der Anschlussfähigkeit an Nachbar-
länder und an den internationalen Bildungsmarkt insbesondere im tertiären Bereich ist ein über-
geordnetes nationales Ziel, für das sich der Staat verantwortlich zeigen muss (Projektziel 1 und 
Projektziel 4).  

Wie im Kapitel 3.4.1. beschrieben, ist die staatliche Mittelzuweisung eine wichtige Form der Steuerung, 
die in Liechtenstein aktuell klar geregelt ist: Die Schulen werden vom Land oder den Gemeinden finan-
ziert oder getragen, die Schüler*innen der Gemeinde besuchen die ihnen zugewiesene Schule. Sowohl 
die Entlohnung der Lehrpersonen wie auch die Finanzierung der Schulen anhand der Schüler*innen-
beiträge sind zentral geregelt und es besteht diesbezüglich keine Flexibilität. Die Schulverwaltung steu-
ert die Mittelzuweisung zentral, auf der Ebene der weiterführenden Schulen sogar hinsichtlich der Inf-
rastruktur. Im Bereich der Primarschulen haben die Gemeinden die Möglichkeit, hinsichtlich der schu-
lischen Infrastruktur etwas Einfluss zu nehmen.  

12.2 Weniger Inputsteuerung, mehr Gestaltungsfreiheiten 

Die gesetzlichen Grundlagen in Liechtenstein sind momentan noch stark auf die Inputsteuerung aus-
gerichtet. Deshalb wurde die Frage gestellt, inwiefern in Liechtenstein die Praxis der Inputsteuerung 
angepasst werden könnte (Projektziel 2).  

- Aktuell liegt die Verantwortung für die Qualitätssicherung und -kontrolle bei der zentralen 
Schulbehörde und die Schulaufsicht ist für die Unterrichtsentwicklung verantwortlich. 

- Aktuell sehen die Vorgaben keine Wahlfreiheit der Eltern vor und die Schüler*innen müssen, 
abgesehen von wenigen Ausnahmen, die ihrem Wohnort zugeordnete Schule besuchen.  

- Die Vorgaben für die Rollen und Zuständigkeiten der Schulleitung und auch für die Gemeinden 
erlauben nur eine geringe Gestaltungautonomie.  

- Die Fallanalyse zeigt, dass in Liechtenstein die lokalen Interessen und Bedürfnisse – beispiels-
weise durch die Partizipation der Eltern oder lokalen Bevölkerung, oder Schüler*innen – nur 
eingeschränkt in die Gestaltung der Schulen einfliessen.  

Im Gegensatz dazu ist der Einbezug unterschiedlicher Akteursgruppen in eher liberal- oder neoliberal-
orientierten Ländern deutlich ausgeprägter. In Liechtenstein hat das Volk erste Ansätze von liberal-
geprägen Reformen der Schule, wie zum Beispiel im Rahmen der SPES-Reform, abgelehnt. Dies 
spricht in Bezug auf verschiedene Bildungsformen und möglicherweise auch Zugänge zu Bildung für 
eine konservative «Bewahrungshaltung».  

In Liechtenstein haben die Gemeinden traditionell nur wenig Handlungsmacht. Ein stärkerer Einbezug 
der Gemeinden im Bereich der weiterführenden Schulen (Oberschule, Realschule, Gymnasium) und 
damit eine Stärkung der Gemeinde im Sinne des «Local Empowerment-Modells» ist aus Sicht des 
Forschungsteams eher nicht umsetzbar.  
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Wichtig ist, dass eine Reduktion der Inputsteuerung auf nationaler Ebene unweigerlich zu einer Ver-
schiebung der Kompetenzen und Verantwortung auf die unteren Ebenen führt. Somit müsste bei sol-
chen Überlegungen zur Reduktion des staatlichen Einflusses die Autonomie der Einzelschule und der 
Gemeinde zwingend mitgedacht werden. Die Fallbeispiele zeigen, dass diese Entwicklung als Prozess 
zu verstehen ist, wobei grosse Anteile der Steuerung schrittweise vom nationalen in den lokalen oder 
einzelschulischen Kontext übertragen werden. Dabei erhält insbesondere die Schulleitung eine wich-
tige Rolle, zu der sie entsprechend berechtigt (Normen) und befähigt (Professionalität, Kompetenzen, 
Handlungsspielraum) werden muss.  

12.3 Outputsteuerung, die Vergleichbarkeit ermöglicht 

Das Kapitel 3.5. zeigt auf, dass die staatliche Outputsteuerung im Bildungssystem in vielen Ländern 
zunehmend wichtig geworden ist. Im Rahmen der neuen Steuerung erhielten Schulen mehr Handlungs-
spielraum und müssen deshalb Ziele für ihr Handeln festlegen und aufzeigen, dass sie die Ziele errei-
chen. Empfehlenswert wäre, dass dieser gegenläufigen Verschiebung – also ein Hochfahren der Out-
putsteuerung, wenn die Inputsteuerung reduziert wird – die nötige Beachtung in Liechtenstein ge-
schenkt wird.  

- In Liechtenstein wird aktuell vor allem in die Outputsteuerung auf der Ebene der Lernenden 
investiert (Checks, siehe Kapitel 6.7). Die Ergebnisse daraus werden nicht für den Vergleich 
zwischen Schulen genutzt.  

- Weil sich Liechtenstein aus internationalen Leistungsvergleichsstudien zurückgezogen hat, ist 
es im Moment schwierig, die Effizienz des liechtensteinischen Bildungssystems im europäi-
schen Vergleich einschätzen zu können.  

- Mit der Einführung des liechtensteinischen Lehrplans (LiLe) wurde sichergestellt, dass die Leis-
tungen liechtensteinischer Schüler*innen mit den Schweizer Schüler*innen verglichen werden 
können. Dadurch wird auch die Anschlussfähigkeit ans Schweizer Bildungssystem gewährleis-
tet.  

- Im Rahmen der Bildungsstrategie 2020 wurden entsprechende Mindeststandards formuliert. 

Die beschriebenen Befunde der Bildungsforschung hinsichtlich der Outputsteuerung und Qualitäts-
überprüfung zeigen, dass die entsprechenden Massnahmen sehr landes- und schulsystemspezifisch 
ausgestaltet werden müssen (Projektziel 4). Die Befunde zeigen auch, dass hoch standardisierte Test-
systeme, die mit Benchmarking konkrete Auswirkungen auf die Schulen haben, keine erfolgverspre-
chende Lösung darstellen (Kapitel 4.6.). Konkret sollen also die Leistungen der Schüler*innen keinen 
direkten Einfluss auf die Finanzierung oder den Ruf der Schule haben, weil das – wie etwa in den USA 
– zum Versagen eines Teils der Schulen führen kann. Schulen, die schlechte Leistungen aufweisen 
und denen Ressourcen zur Bewältigung der Ursachen fehlen, sind in einer Abwärtsspirale gefangen, 
von der sie sich nicht mehr selbst retten können. Das heisst, es ist wichtig, dass die Ergebnisse der 
Leistungstests nicht für ein Ranking der Schulen, sondern einerseits als Grundlage für die Entwicklung 
des nationalen Systems und andererseits für die Entwicklung der Einzelschule genutzt werden. Die 
Literatur empfiehlt zudem, dass die verschiedenen Formen der Qualitätssicherung und -entwicklung 
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(Leistungstests, externen Evaluationen, interne Evaluationen) verknüpft und formativ, das heisst, ent-
wicklungsorientiert ausgestaltet und genutzt werden.  

Die Beispiele von Schweden, Hamburg und der Niederlande zeigen, dass Outputsteuerung auch Her-
ausforderungen bergen kann. Zum Beispiel können Chancengerechtigkeit, schulische Integration oder 
Schutz vor Indoktrinierung nicht mehr vollumfänglich vom Staat gesteuert und garantiert werden, son-
dern werden Akteur*innen des freien Markts überlassen.  

Werden die Schwierigkeiten, die sich aufgrund einer starken Fokussierung von Leistung ergeben kön-
nen (z.B. Teaching to the Test, Failing Schools in den USA) berücksichtigt, ist eher davon abzuraten, 
die Leistungsunterschiede zwischen den Schulen beispielsweise in Form eines Rankings öffentlich 
sichtbar zu machen. Dies kann zu Abwertung einzelner Schulen führen, was den Druck auf Lehrperso-
nen und Schulleitung zu stark erhöhen würde. Wichtiger wäre es, das System so zu gestalten, dass 
die Ergebnisse der externen Evaluation in den Schulen wirklich für die Schulentwicklung genutzt und 
sinnvoll mit Systemen der internen Evaluation verbunden werden können. Ähnlich wie der Abbau des 
Inputsteuerungsmodells (und parallel dazu), muss auch die Outputsteuerung schrittweise aufgebaut 
werden. Schliesslich ist zu bedenken, dass neben den konkreten Leistungen der Schüler*innen auch 
andere Indikatoren zur «Beurteilung» der Qualität der Schulen einbezogen werden können. Das könn-
ten zum Beispiel Messgrössen der Zufriedenheit, des Wohlbefindens, der Integration oder Inklusion 
sowie der Partizipation (Lehrpersonen, Eltern, Schüler*innen) sein.  

12.4 Passung zwischen lokalem Angebot und Bedürfnissen der Schüler*in-
nen und Eltern: eine Frage der Finanzierung? 

Im Vergleich mit den Fallstudien fällt auf, dass in Liechtenstein das lokale Bildungsangebot eher wenig 
ausgeprägt an die Bedürfnisse der lokalen Bevölkerung angepasst wird. Ein in der Literatur formuliertes 
Ziel des Ausbaus der Autonomie auf Ebene der Schule und der Wahlfreiheit der Eltern ist der Anspruch, 
dass das Angebot der Schule möglichst gut auf die lokale Situation und die Bedürfnisse der Eltern und 
Schüler*innen ausgerichtet wird. 

- In Liechtenstein können nur wenige Entscheidungen, wie die oben erwähnte Möglichkeit der 
Wahl des Schulmodells, wirklich auf der Schulebene oder der lokalen Ebene getroffen werden.  

- Die Gemeinden in Liechtenstein haben relativ (je nach Schulform) hohe Aufwände hinsichtlich 
der Infrastruktur, können jedoch nur wenig im Bereich der strategischen Ziele der Schule mit-
reden.  

- Gleichzeitig wurde aus Interviews ersichtlich, dass teilweise deutliche Unterschiede zwischen 
den Bildungsangeboten der Gemeinden bestehen. 

- Aktuell besteht zwischen den Schulen kein Wettbewerb, da sie sich auch hinsichtlich der Profile 
nicht unterschieden.  

Zur Frage der Vorzüge unterschiedlicher Finanzierungsformen (vgl. Projektziel 5) sind die Ergebnisse 
aus der Forschung nicht eindeutig. Eine Subjektfinanzierung, wie dies bei den Bildungsgutscheinen 
angedacht ist, kann laut Jabbar et al. (2022) zu höherem Wettbewerb zwischen den Schulen beitragen, 
jedoch haben diese Finanzierungsformen nur einen indirekten und geringen Effekt auf die Leistung der 
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Schüler*innen. Die Leistungen von Schüler*innen können an gewinnorientierten und privaten Schulen 
höher sein, jedoch verschwinden diese Unterschiede meistens, wenn der Einfluss der sozialen Herkunft 
in der Analyse kontrolliert wird. Zusammenfassend kann anhand der OECD-Daten (2017b) festgestellt 
werden, dass Bildungsgutscheine für benachteiligte Schüler*innen dann einen Mehrwert für die Chan-
cengerechtigkeit bieten können, wenn diese für private und öffentliche Schulen gleichermassen gelten 
und die Schulen keine zusätzlichen Gebühren erheben dürfen.  

Die Forschungsbefunde zeigen jedoch auch, dass verschiedene spezifische Formen der Finanzierung 
nur geringe Effekte für die schulische Leistung erzielen können, die zudem über die verschiedenen 
Länder hinweg unterschiedlich ausfallen. In den Niederlanden bestehen traditionell mehrheitlich reli-
giös-orientierte Privatschulen, die ihre Angebote weitgehend selbst entwickelten. Als Konsequenz 
muss der Staat in den Niederlanden wegen diesen inhaltlichen und organisatorischen Freiheiten der 
Schule mehr geeignete Kontrollmöglichkeiten einsetzen, die auch den entsprechenden Zielen der Ver-
gleichbarkeit genügen.  

Die Fallanalysen zeigen, dass die Subjektfinanzierung (z.B. in den Niederlanden) nicht unbedingt für 
mehr Chancengerechtigkeit oder weniger Segregation sorgt, da die Eltern häufig die wohnortnächste 
Schule wählen. Auch in Hamburg wählen die Eltern eher die Schulform (Gymnasium oder Stadtteil-
schule) und weniger das Profil. Das lässt schliessen, dass unterschiedliche Finanzierungsformen nur 
unter bestimmten Kontrollbedingungen des Staates Sinn machen. Das heisst, je mehr Freiheiten be-
züglich Finanzierung und Schulwahl bestehen, desto mehr muss der Staat wiederum regulierend ein-
greifen, damit Effekte der Selektion nicht kontraproduktiv sind. Die zunehmende Differenzierung von 
Profilen der Schulen, Leistungsgruppen oder privaten und öffentlichen Schulen bedeutet also eine Ge-
fahr, dass diese Unterschiede die Segregation in der Gesellschaft weiter verstärken. In diesem Zusam-
menhang ist die Fallstudie Salzburg aufschlussreich. In der Autonomiereform haben die lokalen Ak-
teure mehr Handlungsspielraum bekommen und gleichzeitig werden aber auch mehr Anforderungen 
an die regionale Vernetzung der Schulen gestellt. Das heisst, dass sich Schulen und Gemeinden in 
Netzwerken austauschen müssen, um ihre Angebote abzugleichen und auch gemeinsam weiterzuent-
wickeln. Diese regionale oder lokale Vernetzung könnte in Liechtenstein weiter vorangetrieben werden. 

Das Beispiel Hamburg zeigt, dass es schwierig ist, wenn Eltern das Gymnasium auswählen können, 
die Kinder aber später aufgrund der Leistung die Schule wieder verlassen müssen, weil es die Effekti-
vität und die Effizienz des Systems belastet. Ausserdem müssten sich die Profile der Schulen deutlich 
unterscheiden, weil ansonsten die Wahlmotivation der Eltern als eher gering einzustufen wäre. Konkret 
hiesse dies auch, dass Privatschulen dieselben staatlichen Beiträge erhalten müssten, wie die öffent-
lichen Schulen. Würde man Zuzahlungen von Eltern bei Privatschulen erlauben, so würde sich daraus 
wiederum eine Selektion nach Herkunft ergeben.  

12.5 Autonomie-Konzept und Schulleitung als Leader*innen  

Im Bereich der Schulleitung und Schulführung spielt die Landesverwaltung des Fürstentums Liechten-
stein noch eine starke Rolle, zum Beispiel bei der Anstellung der Schulleitung und auch bei der Wei-
terentwicklung der Schulen (vgl. Kapitel 6.5.1.).  
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- Das Schulamt ist mitunter für Konfliktfälle auf Ebene des Schulpersonals aber auch der Schü-
ler*innen die zentrale Verwaltungsstelle.  

- Die Interviews mit unterschiedlichen Bildungsakteur*innen Liechtensteins zeigen, dass sie den 
Handlungsspielraum der Schulleitung als eingeschränkt wahrnehmen.  

- Ihre Hauptaufgaben werden insbesondere bei der Umsetzung behördlicher Vorgaben, Admi-
nistration und Verwaltung gesehen. Hinsichtlich des Personalmanagements, der pädagogi-
schen und strategischen Entwicklung der Schule wird der Einfluss als «begrenzt» wahrgenom-
men.  

- Es sind Frustrationen spürbar, dass nicht die Schulleitung die entwicklungsrelevanten Unter-
richtsbesuche macht, sondern die Schulaufsicht. Die Schulleitung ist nicht befugt, die Leistung 
der Lehrpersonen zu beurteilen und die individuelle Weiterentwicklung zu thematisieren, teil-
weise fehlen dazu Grundlagen im Mitarbeitendengespräch.  

- Gleichzeitig hat aber die externe Aufsicht über den Unterricht den Vorteil, dass externe und 
unabhängige Fachpersonen vielleicht weniger befangen und objektiver sein können als die 
Schulleitung.  

Diesbezüglich ist es spannend, einen Vergleich zur Entwicklung in der Schweiz zu ziehen: Die Funktion 
Schulleitung war zu Beginn der 1990er Jahre erst eine Zusatzfunktion von Lehrpersonen und hat sich 
erst in den 2000er Jahren (je nach Kanton auch etwas früher) mit der Formulierung des Berufsauftrags 
als eigenständige Profession herausgebildet. Seither haben sich in der Schweiz in den letzten Jahren 
Berufsverbände etabliert, es gibt einen regen professionellen Austausch von Schulleitungen (VSLCH, 
auch regionale Verbände) und auch die Ausbildung zur Schulleitung wird zunehmend von der Lehrper-
sonenausbildung abgekoppelt. Im Vergleich mit der Schweiz ist zum Beispiel auch Salzburg hinsichtlich 
der Funktion der Schulleitung noch wenig entwickelt. Die Professionalisierung der Schulleitung braucht 
Zeit und auch in der Schweiz ist die Profilierung der Schulleitung von Schule zu Schule unterschiedlich. 
Das Forschungsteam empfiehlt diesbezüglich, dass in Liechtenstein die rechtlichen Grundlagen ge-
schaffen werden, damit sich die Funktion «Schulleitung» als eigenständige Profession etablieren kann. 
Dies würde die Leitplanken dafür legen, dass in Zukunft der Handlungsspielraum der Schulleitungen 
erweitert und wo schon vorhanden ausgestaltet wird. Dabei ist der Einfluss konservativ-bürokratischer 
Traditionen zu berücksichtigen, die die Lehrpersonen als Expert*innen und Schulleitende als «Glei-
che*r unter Gleichen» (Primus inter pares) verstehen. Die Forschung zeigt jedoch deutlich, dass Schul-
leitende, die über Handlungsspielräume verfügen, wesentlich zur Qualität der Schule beitragen (vgl. 
Kapitel 4.5). Gleichzeitig zeigt auch die Fallstudie Salzburg, dass der Ausbau der Kompetenzen der 
Schulleitung ein langer Prozess ist. Zudem sind oft bereits bestehende Handlungsspielräume den Ver-
antwortlichen zu wenig bewusst oder werden nicht ausgeschöpft.  

12.6 Unterstützung der Profilbildung und öffentliche Sichtbarkeit der Ver-
dienste und Leistungen einzelner Schulen  

In Liechtenstein gibt es aktuell wenige Hinweise auf eine zunehmende Liberalisierung, die sich zum 
Beispiel hinsichtlich der Profilentwicklung einzelner Schulen oder des zunehmenden Einflusses der 
Eltern abzeichnen würde.  
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- Bestrebungen, das dreigliederige Sekundarschulsystems in ein zweigliedriges umzuwandeln, 
scheiterten im Rahmen von SPES 1 (2009).  

- Laut den Interviewpartner*innen lag dies unter anderem daran, dass die prestigeträchtigen 
Gymnasien nicht aufgegeben werden sollten. Die Profilbildung mit obligatorischen Kernpro-
gramm wurde abgelehnt.  

Bildungssysteme, die stärker effizienz- und marktorientiert sind – wie zum Beispiel in England, Ungarn 
oder Australien (Olssen et al., 2014; K. Schmid et al., 2007) – haben bewusst marktähnliche Situationen 
im Bildungssystem gestaltet, um den Wettbewerb zu fördern. Es bleibt jedoch unklar, inwiefern diese 
Modelle tatsächlich eine höhere Qualität von Bildung bereitzustellen vermögen und mögliche negative 
Auswirkungen sind nicht zu unterschätzen (vgl. Projektziel 3). Die Autoren zeigen auf, dass die Aus-
wirkungen der Freiheit bezüglich der Gestaltung von Schulprofilen und der Ausrichtung des Unterrichts 
nicht nur als positiv zu beurteilen ist. Herausforderungen sind das opportunistische Verhalten von Schu-
len oder der zunehmende Druck auf die Professionalität der Lehrpersonen (vgl. Olssen et al., 2014). 
Ebenfalls ist die Gefahr der zunehmenden Segregation der Bevölkerung zu berücksichtigen, da Bevöl-
kerungsschichten im Rahmen des eigenen Statuserhalts bekannte Bildungsformen wählen und somit 
Bildungsungleichheiten intergenerational reproduzieren können.  

Die Fallbeispiele von Salzburg und Hamburg zeigen, dass die Gefahr von «Restschulen» oder «Rest-
klassen» entsteht, wenn spezialisierte Klassenzüge und fachliche oder pädagogische Profile aufgebaut 
werden. Diese werden dann von Schüler*innen mit weniger Wahlmöglichkeiten (zum Beispiel aufgrund 
des sozio-ökonomischen Hintergrunds) «gewählt». Die Spezialisierung in thematischen Profilen ist 
ebenfalls staatlich zu kontrollieren. Eine Profilbildung sollte nicht nur strukturell oder thematisch, son-
dern vor allem pädagogisch motiviert sein.  

Um eine Profilbildung zu fördern, wurden Hamburg die drei- in zweigliedrige Schulsysteme umgewan-
delt. Dies lässt den Schluss zu, dass bei zunehmender Profilbildung weniger Selektion anhand der 
Leistung durch unterschiedliche Schularten sinnvoll ist (siehe ebenfalls Fallstudie Schweden). Ebenso 
ist hier auf die Forschungsergebnisse zu verweisen, die zeigen, dass die Separierung nach Leistung 
in homogene Klassen für die Schüler*innen keine Vorteile bringt (vgl. Kapitel 4.2.). Somit kann es sinn-
voll sein, die Differenzierung stärker innerhalb der Klasse zu vollziehen. Eine stärkere Gliederung der 
weiterführenden Schulen ist wahrscheinlich mit grösseren Ungleichheiten hinsichtlich der Bildungs-
chancen der Schüler*innen verbunden.  

Zu den Aspekten der Digitalisierung, Inklusion oder auch Aufgaben der Lehrpersonen im Rahmen der 
Länder und Regionen mit freier Schulwahl ist die Forschungsliteratur wenig aussagekräftig. Wichtig ist 
jedoch, dass Massnahmen getroffen werden, damit alle Schulformen auch von Schüler*innen mit un-
terschiedlichem Hintergrund besucht werden können (siehe Beispiel Gewichtung Niederlande).  

Ebenfalls ist die Debatte der freien Schulwahl nicht nur bezogen auf die fehlende Autonomie der Schu-
len, sondern auch aufgrund des Wahlverhaltens der Eltern mit Vorsicht und genau zu betrachten. Auch 
in Schweden, den Niederlanden und Hamburg, wo die Schulwahl freigestellt ist, wählen viele Eltern die 
lokalen Schuloptionen. Ausserdem ist zu bedenken, dass in den drei Fallstudien auch Hinweise auf die 
Gefahr der zunehmenden Ungleichheiten und Segregation zu finden sind.  
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 Entwicklungsszenarien für Liechtenstein 

In den vorangehenden Kapiteln wurde beschrieben, wo das Fürstentum Liechtenstein hinsichtlich der 
Entwicklung des Bildungssystems steht. Klar geworden ist aus dem Vergleich der Länder und Regio-
nen, dass es nicht möglich ist, ein «fremdes Modell» im Fürstentum zu übernehmen, weil die nationalen 
Traditionen sehr unterschiedlich sind. Somit wäre die Einführung eines stark marktorientierten Ansat-
zes im traditionell bürokratisch und meritokratisch geprägten Bildungssystem Liechtensteins wenig 
sinnvoll. Eine Reform würde ein langsames Umdenken aller Akteur*Innen erfordern, welche in Bildung 
involviert sind. So zeigte sich am Beispiel der SPES-Reform, dass eine Kombination von Forderungen 
– in diesem Fall mehr Schulautonomie, Auflösung der Gliederung des Schulsystems und gleichzeitig 
mehr Wettbewerb und Wahlfreiheit zwischen den Schulen – nicht zielführend waren, weil Gegenargu-
mente aber auch Hinderungsgründe unterschiedlich motiviert sind. Schon einzelne Veränderungen der 
Bildungsangebote sind in sich sehr komplex und würden viele weitere Schritte nach sich ziehen. Die 
folgenden Entwicklungsszenarien sollen deshalb «kleine» dafür realistische Schritte beschreiben und 
dadurch Veränderungen des Bildungssystems Liechtenstein anstossen und in Bewegung bringen. Da-
ran schliesst eine Beschreibung möglicher Entwicklungsschritte an und deren Umsetzbarkeit wird ein-
geschätzt. 

13.1 Moderates Entwicklungsszenario (kurz- und mittelfristig): Mehr Auto-
nomie der Einzelschulen – weniger Inputsteuerung 

Eine Verringerung der Inputsteuerung ist nicht ohne Erhöhung von Autonomie möglich. Ein erster 
Schritt für eine Bildungsreform ist deshalb die Verringerung der Inputsteuerung des Schulamtes in Be-
zug auf die pädagogisch-inhaltlichen Vorgaben. Das heisst nicht, dass keine nationalen Bildungsziele 
mehr formuliert oder der Lehrplan (LiLe) abgeschafft werden sollte, sondern die Möglichkeit, gewisse 
Vorgaben etwas zu lockern und Kompetenzen an die Schulen abzugeben. Zum Beispiel, die Schulen 
(Schulleitung und Lehrpersonen) über die Art und Weise der Umsetzung von Schul- und Unterrichts-
formen bestimmen zu lassen wie etwa zu Themen im Bereich der Integration oder Inklusion. So würden 
die Schulen ein eigenes Umsetzungskonzept erarbeiten, worin definiert wird, wie die Ressourcen für 
Speziallehrpersonen und Unterstützungsunterricht zugeteilt und eingesetzt würden (vgl. Kapitel 12.2).  

Die Schulleitung müsste insbesondere hinsichtlich des Personalmanagements (Einstellung, Beurtei-
lung, Honorierung, Entwicklung etc.) der Lehrpersonen und der Finanzierung mehr Spielraum erhalten. 
Möglich wäre hier zum Beispiel die Einführung eines Globalbudgets, über dieses die Schulleitung ver-
fügen könnte. Dies würde der Schulleitung erlauben, die Mittel gezielt und in Verbindung mit dem stra-
tegischen Entwicklungsprogramm einzusetzen oder sogar Mittel zu sparen und für Anschaffungen oder 
für die Honorierung herausragender Leistungen der Mitarbeitenden einzusetzen. Ein Globalbudget gibt 
also der Schulleitung hinsichtlich Personalmanagement einen grossen Handlungsspielraum und sie 
müsste über den Einsatz der Mittel der übergeordneten Behörde (Gemeinde oder Schulamt) Rechen-
schaft ablegen. Diese Veränderung liesse sich mittelfristig durch die Ausdifferenzierung des Berufsauf-
trags der Schulleitung und der Lehrpersonen erreichen. Die Entwicklung eines gewerkschaftlichen 
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Verbandes würde die Zusammenarbeit zwischen den Schulleitenden fördern und es könnten auf dieser 
Stufe auch gemeinsame Führungs- und Qualitätsstandards erarbeitet werden, die für alle Berufsleute 
gelten. Als zentrales Entwicklungsziel wird Liechtenstein demnach empfohlen, die Autonomie auf der 
Ebene Einzelschule auszubauen und entsprechend die Rolle der Schulleitung in ihrer Schule zu stär-
ken. 

Gleichzeitig müssten die Einflussbereiche der Schulaufsicht eingeschränkt werden, so dass diese 
hauptsächlich mit der Schulleitung die Entwicklungsziele bespricht, die sich die Schule selbst gegeben 
hat (zum Beispiel im Rahmen eines Schulentwicklungsprogrammes). In dieser Hinsicht wird Liechten-
stein empfohlen, die bestehenden Praktiken weiter auszubauen und nachhaltiger zu verankern (Kapitel 
4.6.). Die Schulinspektion kann vor allem durch die Festlegung von Erwartungen, die sich an die Schu-
len richten und die Sicherstellung der schulinternen Verarbeitung von Evaluationsergebnissen Einfluss 
nehmen. Schulen, welche die Standards noch nicht erreichen und Unterstützung in der Schulentwick-
lung benötigen, sollen entsprechend für ihre Weiterentwicklung mit den nötigen Ressourcen unterstützt 
und mit fachlicher Beratung begleitet werden.  

Liechtenstein hat weiter Potenzial für den Ausbau der Outputsteuerung. Dabei wird für die Schulin-
spektion und externe Evaluationen empfohlen, den Fokus neben den Outcomes insbesondere auch 
auf die schulischen Prozesse zu richten. Lehrpersonen und Schulleitung wären in diesem Fall gemein-
sam verantwortlich für die Umsetzung und Erreichung der eigens formulierten Ziele. Damit dies gelingt, 
müssen die Ziele der Outputsteuerung geklärt werden. Geht es beispielsweise vor allem um Rechen-
schaftslegung, um den Vergleich zwischen den Schulen oder um die Unterstützung der Schulentwick-
lung vor Ort oder auch um die Vergleichbarkeit mit Nachbarstaaten? Im letzteren Fall wäre eine Teil-
nahme an internationalen Vergleichsstudien sinnvoll. Für die Vergleichbarkeit mit der Schweiz wäre 
diesbezüglich eine Teilnahme an der Überprüfung der Grundkompetenzen in Betracht zu ziehen (Kon-
sortium ÜGK, 2019a, 2019b). Dies wäre sinnvoll, weil die Lehrpläne LiLe und Lehrplan 21 vergleichbar 
sind und es im Hinblick auf die Anschlussfähigkeit ans Schweizer System wichtig ist, das viele Liech-
tensteiner Schüler*innen weiterführende Schulen in der Schweiz besuchen. Interessant wäre auch zu 
prüfen, ob Schulen formative interne Evaluationen nutzbringend für ihre Entwicklung umsetzen können. 
Diese Resultate solcher Bemühungen könnten dann – ähnlich wie in den Niederlanden – im Rahmen 
von Portraits der Schulen für die Eltern und Bürger*innen Liechtensteins sichtbar gemacht werden. 
Ausserdem wäre dies auch eine datengestützte Grundlage für konkrete Unterstützungsmassnahmen.  

Mit diesem ersten Szenario wäre die Grundlage dafür gelegt, dass sich Schulen selbstständiger entwi-
ckeln und als agile Schulen eigene Lösungen für die Herausforderungen des schulischen Kontextes 
finden, gerade auch in Bezug auf die in Kapitel 2.2 angesprochenen Herausforderungen für die Bildung 
der Zukunft. Vieles, was in diesem ersten Szenario angesprochen wird, wird in der Bildungsstrategie 
(Regierung Fürstentum Liechtenstein, 2021) bereits thematisiert.   
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13.2 Ambitioniertes Entwicklungsszenario (eher langfristig): Weniger Se-
lektion nach Leistung, personenabhängige Finanzierung, externe 
Überprüfung und Wettbewerbsgedanke 

Wie im Kapitel 11 gezeigt, ist das Bildungssystem Liechtensteins wenig auf Wettbewerb ausgerichtet 
und baut mit dem dreigliederigen System noch stark auf die Differenzierung nach Leistung (insbeson-
dere bei den weiterführenden Schulen). Um damit einhergehenden Selektionsmechanismen entgegen-
zuwirken, könnte das dreigliederige Schulsystems in der Sekundarstufe 1 (Oberschule, Realschule, 
Gymnasium) aufgelöst werden und in ein zweigliedriges System (oder sogar wie in Schweden ein Ge-
samtschulsystem ohne Gliederung) umgewandelt werden (alle Vergleichsländer ausser den Niederlan-
den haben zwei oder weniger Leistungsgruppen in der Sekundarstufe 1). Dies wurde auch schon bei 
SPES angestrebt, nur ohne vorher die Autonomie der Einzelschulen zu verankern. Das würde ebenso 
bedeuten, dass Modelle der inneren Differenzierung und Individualisierung des Unterrichts stärker in 
den Vordergrund rücken müssten. Und dafür ist die im Szenario eins genannte Schulautonomie grund-
legend.  

Die Einführung eines zweigliedrigen Systems hätte den Effekt, dass mehr Wettbewerb zwischen den 
Schulen entstehen könnte, da nun unterschiedliche didaktische und organisatorische Möglichkeiten 
gefunden werden müssen, um den unterschiedlichen Leistungsständen der Schüler*innen gerecht zu 
werden und die Schule nicht in erster Linie aufgrund der Schulart ausgewählt werden müsste. Darauf 
aufbauend könnten Schulen dazu motiviert werden, sich stärker auszudifferenzieren und ein ganz spe-
zifisches Bildungsangebot zu entwickeln. Erst nach diesen beschriebenen Entwicklungsschritten 
könnte die freie Schulwahl Sinn machen, weil die Eltern tatsächlich zwischen unterschiedlichen Schul- 
und Unterrichtsmodellen entscheiden könnten. Es ist in Frage zu stellen, ob der «freie Schulmarkt» in 
Liechtenstein, einem Land mit konservativ-bürokratischer Tradition, überhaupt funktionieren könnte, 
respektive, wie stark die Wahlmöglichkeiten effektiv genutzt werden würden. So sind sich Eltern nicht 
gewohnt, die Schulen hinsichtlich der Bildungsqualität zu beurteilen und danach abzuwägen und zu 
wählen. Aufgrund der bisherigen Tradition der hierarchischen Steuerung und auch des Vertrauens in 
die Institutionen vor Ort ist es eher unwahrscheinlich, dass Eltern eine andere Schule als jene in ihrer 
lokalen Gemeinde wählen würden. Wenn wir den Gedanken von mehr Freiheit in der Schulwahl wei-
terverfolgen, dann müsste eine personenzentrierte Finanzierung möglich werden. Das heisst, dass alle 
Schulen, also auch solche mit privater Trägerschaft, pro Schüler*in gleich viel Geld vom Staat bezie-
hungsweise Schulamt erhalten würden. Ein Vorteil einer Subjektfinanzierung für die Schulen in Liech-
tenstein würde dann eintreten, wenn tatsächlich alle Schulen zur freien Wahl stehen würden und nicht 
nur die Schulen einer bestimmten Leistungsgruppe.  

Wie aber anhand des Bildungssystems der Niederlande gezeigt werden konnte, werden nun verstärkte 
Kontrollmechanismen (Outputsteuerung) notwendig, da eine erhöhte Gefahr der Segregation nach Bil-
dungsstand und Einkommen der Eltern bestehen würde. Das heisst, dass eine Instanz (zum Beispiel 
das Schulamt) beobachten müsste, wie sich die Schüler*innenzahlen an den Schulen entwickeln und 
inwiefern Massnahmen zur gerechten Verteilung (z.B. Gewichtung der Kostenbeiträge pro Schülerin 
basierend auf bestimmten Merkmalen etc.) ergriffen werden müsste. Ebenso ist ein gänzlich freier 
Markt hier unwahrscheinlich, weil die aufwendig erbauten und erhaltenen Schulinfrastrukturen nicht 
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aufgegeben werden sollen, wenn eine Schule nicht mehr genügend Schüler*innen anziehen würde. 
Weiter müssten klare Regeln eingeführt werden, die bestimmen, wie bei der Platzvergabe vorgegangen 
wird, wenn sich mehr Schüler*innen anmelden, als Plätze an der Schule vorhanden sind (z.B. Distanz 
zum Wohnort als Kriterium). Diese letztgenannten Massnahmen für zunehmende Wahlfreiheit zeigen 
auf, dass entsprechende Kontrollsysteme wieder mehr Gewicht erhalten würden, sei dies hinsichtlich 
des Bildungsoutputs (Leistung und Vergleichbarkeit), wie auch des Inputs (Kontrolle der Finanzierungs-
vorteile etc.).  

13.3 Abschliessende Einschätzung  

Insgesamt muss die freie Schulwahl aus Perspektive der Forschung immer noch skeptisch betrachtet 
werden. Auch wenn die Wahlfreiheit weder per se positiv noch negativ ist, sind umfassende Reformen 
und Kontrollmechanismen notwendig, damit die freie Schulwahl nicht zu mehr Ungleichheiten hinsicht-
lich des Zugangs zu Bildung und einer zunehmenden Segregation der Bevölkerung führt. Das For-
schungsteam empfiehlt also die Umsetzung des Szenarios eins und erst zu einem späteren Zeitpunkt 
die Überprüfung, inwiefern das Szenario zwei überhaupt sinnvoll umgesetzt werden kann. Von einer 
sofortigen Einführung der freien Schulwahl wird abgeraten. In jedem Fall müssten vorgängig die Ent-
scheidungskompetenzen der Eltern gestärkt und den Schulen ermöglicht werden, individuelle Schul-
profile zu entwickeln und nach aussen zu zeigen. In der vorliegenden Studie konnte festgestellt werden, 
dass Liechtenstein ein grosses Interesse an der internationalen Anschlussfähigkeit im Bereich Bildung 
hat. Es wird empfohlen in einem ersten Schritt die Schulautonomie zu entwickeln und zu festigen, bevor 
weitere Schritte in Richtung liberaler Marktbedingungen für Schulen in Angriff genommen werden. Im 
Fokus stehen dabei Fragen der Abschwächung der Zentralisierung und Inputsteuerung. Ausserdem ist 
die bestehende bürokratische Tradition und der hohe Wert von Bildung im Fürstentum Liechtenstein 
bei allen Anpassungsbemühungen im Bildungssystem zu im Auge zu behalten. Eine sehr weitreichende 
Liberalisierung und Marktorientierung würde wahrscheinlich auf grossen Widerstand aufgrund der star-
ken lokalen Verankerung der Familien stossen.  

In der folgenden Abbildung (Abbildung 8) wird abschliessend kurz dargestellt, welche konkreten Mas-
snahmen denkbar wären, wenn ein Bildungssystem schrittweise liberalisiert werden sollte. Auf der 
rechten Seite der Tabelle sind einschneidende Veränderungen beschrieben, die in diesem Bereich 
angestrebt werden könnten. Aus Sicht des Forschungsteams ist es nicht sinnvoll, das gesamte Spekt-
rum der Entwicklungsmöglichkeiten auszunutzen. In der Tabelle werden wichtige Entwicklungsschritte, 
die als sinnvoll für Liechtenstein erachtet werden, grau hinterlegt In jedem Fall braucht es kleine 
Schritte, die politisch breit abgestützt sind und die sich zu einem späteren Zeitpunkt allenfalls weiter in 
Richtung «grosse Umwälzung» bewegen könnten.  
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 Erste Entwicklungsschritte----------------------> grosse Umwälzung (in Richtung Liberalisierung) 

Staatliche 

Inputsteuerung 

Weniger Vorgaben im Bereich 

Finanzen, Entwicklung eines 

«Globalbudgets» für die Schu-

len, Schulgebäude als Ge-

meindeeigentum und Haus-

warte der Schulleitung unter-

stellt.  

Freiheit im Bereich Unter-

richtsorganisation (Schulmo-

dell >z.B. Integration/Inklusion, 

EK, Unterrichtslektionen, Lehr-

mittelwahlfreiheit etc.). 

Nationaler Lehrplan nur als «locke-

rer» Orientierungsrahmen, mehr 

Möglichkeiten für Schulgründungen 

ausserhalb der öffentlichen Volks-

schule, Schüler*innenbeträge an 

Gemeinden/Schulen vergeben. 

Staatliche Outputsteu-

erung 

Schulaufsicht übernimmt weni-

ger Aufgaben direkt mit den 

Lehrpersonen, sondern disku-

tiert Schulentwicklungsthemen 

mit der Schulleitung. 

Sinnvolle Verzahnung von in-

terner und externer Evaluation 

für die qualitative Beschrei-

bung von Erfolg, Veröffentli-

chung im Rahmen eines Be-

richts für jede Schule.  

Quantitative Leistungstests, Ver-

gleichbarkeit zwischen den Schu-

len und Qualitätsranking, Anreize 

für gute Leistungen (Incentives). 

kommunale Steue-

rung 

Mitspracherecht der Ge-

meinde und Mitgestaltung bei 

Schuljahresplanung und Aus-

richtung. 

Gestaltung von Mitwirkungs-

gefässen für Eltern, Lehrper-

sonen und Schüler*innen. 

Kompetenzen für lokale Behör-

den/Trägerschaft in Bezug auf An-

stellung der Schulleitung sowie Er-

arbeitung des Schulprofils 

Autonomie auf Ebene 

Einzelschule 

Schulleitung bestimmt Unter-

richtsentwicklung, beurteilt 

Lehrpersonen und hat perso-

nelle Führung (betrifft den ge-

samten Zyklus des Personal-

managements, zum Beispiel 

hinsichtlich Rekrutierung und 

Freistellung, Entwicklung 

(Weiterbildungsplanung etc.). 

Gestaltungsfreiheit auf Ebene 

Einzelschule, Zusammenarbeit 

mit der Gemeinde für eine op-

timale Passung und Positio-

nierung des Schulangebots 

(pädagogische Schwerpunkt-

setzung, z.B. Tagesschule, al-

tersdurchmischtes Lernen). 

Erarbeitung von Schulprofilen. 

Wettbewerb 

Profilbildung auf Schulebene, 

Auszeichnung / Exzellenz in 

bestimmten Themen, 

Möglichkeit des Schulwech-

sels auf Anfrage.  

Werbung und Vermarktung 

des schulischen Angebots, zu-

sätzliche finanzielle Mittel 

(Sponsoring). Umsetzung von 

Formen freier Schulwahl (z.B. 

auf Antrag) 

Vollkommen freie Schulwahl, Öf-

fentliches Ranking der Schulen 

nach Bildungsleistungen der Schü-

ler*innen und kostenfreie Trans-

porte zwischen Wohnort & Schule. 

Abbildung 8: Massnahmen zur schrittweisen Liberalisierung 
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